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Donnerstag den 20. Dezember. 


1297. 1849. 


Abonnements Anzeige. 


Mit dem 1. Januar k. J. beginnt ein neues vierteljährliches Abonnement auf die Breslauer Zeitung. 
ergebenſt ein. 

Die Breslauer Zeitung behauptet durch ihre zahlreichen Verbindungen im In⸗ und Auslande den Rang neben den erſten deutſchen 
Blättern, für welche ſie faſt täglich eine reichhaltige Quelle darbietet. Sie iſt ſtets darauf bedacht, an den Orten, welche für die Politik der 
Gegenwart Bedeutung erhalten, gut unterrichtete Correſpondenten zu gewinnen. In dieſer Thätigkeit wird die Breslauer Zeitung fortfahren 
und die Verbindungen noch zu erweitern bemüht ſein. i 

Unter der Rubrik „Provinzial⸗ Zeitung“ werden die ſpeziellen Inter eſſen Schleſiens in größerer Vollſtändigkeit, als es bisher 
der Fall ſein konnte, behandelt werden. t 

Auch den gewerblichen und Handels-Intereſſen ſoll eine umfaſſendere Aufmerkſamkeit gewidmet werden und ift der Sekretär 
der Handelskammer, Herr Simſon, welchem die reichhaltigſten Materialien in dieſem Fach zugänglich ſind, für den genannten Theil 
der Zeitung gewonnen worden. Verbindungen mit den Handelskammern und Gewerberäthen Schleſiens ſind angebahnt. 

Die doppelte Aufgabe, welche ſich die Breslauer Zeitung geſtellt hat, mit der allgemeinen politiſchen Zeitung eine Provinzial⸗Zeitung 
Ei Ber hat die Erweiterung des Raumes unerläßlich gemacht. Die Breslauer Zeitung wird demnach in vergrößertem Format 

einen. 

Die Breslauer Zeitung wird den politiſchen Standpunkt feſthalten, den ſie bisher zwiſchen den extremen Parteien eingenommen 
hat. Sie wird ſich und zwar insbeſondere für Schleſien als Organ der Beſtrebungen aller derer betrachten, welchen es mit der Durchfüh⸗ 
rung der konſtitutionellen Grundſätze und der Herſtellung eines deutſchen Bundesſtaates Ernſt iſt. — Außer den dem Publikum durch ihre 
bisherige Mitwirkung bekannten Männern, außer der thätigen Theilnahme gleichgeſinnter Mitglieder beider Kammern, ſind es Namen wie 
Braniß, Cauer, Gräff, Haaſe, Lewald, T. Molinari, Roepell, Stenzel, Waſſerſchleben, Wilda u. a., welche wir 


Wir laden hierzu 


nicht nur als neu gewonnene Mitarbeiter nennen dürfen, ſondern welche auch zu der Zeitung in ein näheres Verhältniß getreten ſind. 


Die Zeitung erſcheint, mit Ausnahme der drei zweiten Feſttage, täglich, und zwar in der Regel des Morgens, nur an den allen 
Sonn⸗ und Feſttagen zunächſt folgenden Tagen des Nachmittags. 

Der vierteljährliche Abonnements-Preis für die Breslauer Zeitung iſt am hieſigen Orte 1 Rthlr. 15 Sgr., auswärts im 
ganzen preußiſchen Staate 1 Rthlr. 243 Sgr. incl. Porto. J 

Die auswärtigen Abonnenten wollen die Beſtellungen bei der nächſten Poſtanſtalt ſo 
bei dem hieſigen königl. Ober⸗Poſt⸗Amte eingegangen ſind. — Die Ablieferung der Zeitung zur Poſt erfolgt ſtets in prompteſter Weiſe. 

Die hieſigen Abonnenten wollen die neuen Pränumerationsſcheine in einer der ihnen zunächſt gelegenen Kommanditen, welchen die 
Morgen-Ausgabe der Zeitung um 6 Uhr, die Nachmittags-Ausgabe um 5 Uhr geliefert wird, in Empfang nehmen. 


Breslau, im Dezember 1849. 


— 


Breslau, 19. Dezember. 
Es iſt uns immer höchſt auffallend geweſen, daß das 
Miniſterium Brandenburg⸗Manteuffel ſich zur Vorlage 
des Entwurfs einer neuen Gemeindeordnung entſchloſ⸗ 


ſen hat, welchen unſre Kammern in dieſem Augenblicke 
berathen. 


Das Miniſterium rühmt ſich ein „conſer⸗ 
vatives“ zu ſein und ſeine beſten Freunde preiſen es 
als ein ſolches: die neue Gemeindeordnung aber, 
welche es zur Annahme empfiehlt, iſt alles andere, nur 


nicht conſervativ. 


Gewiß, auch wir erkennen es als ein dringendes 
Bedürfniß an, daß die circa 29,000 Landgemeinden 
der alten Provinzen eine neue Ordnung erhalten. Seit 
Jahren iſt dies Bedürfniß je länger je mehr gefühlt, 
und es iſt nicht einer der geringſten Vorwürfe, welche 
auf dem vormärzlichen Regiment laſten, daß es ſo lange 
gefäumt hat, dieſem Bedürfniß gebührende Rechnung zu 
tragen. Auch räumen wir ferner ein, daß die neue 
Ordnung für dieſe Gemeinden ſehr wenige der alten 


Verhältniſſe in ſich aufnehmen kann und muß, und 


bezweifeln endlich eben ſo wenig die Nothwendigkeit, 
daß in der alten Städteordnung wie in der neuen, in 
der theiniſchen wie weſifäliſchen Gemeindeordnung ein⸗ 
zelne Reformen zu treffen ſind, welche eine neue Zeit 
fordert. Allein das Minifterium geht hierüber weit 
hinaus. Es begnügt ſich nicht mit einer neuen Ord⸗ 
nung für die Gemeinden, welche bis jetzt einer ſolchen 
fo gut wie gänzlich entbehrten, es trägt nicht auf eine 
Reform der beſtehenden Ordnungen, nein es trägt 
geradezu auf deten Vernſchtung an, und will auf einer 
tabula rasa aller Gemeindeverhältniſſe, eine von Grund 
aus neue Orduung für alle errichten! 

Jedermann wird zugeſtehen, daß ein Antrag dieſer 
Art mindeſtens kein „conſetvativer“ iſt. Herr von 
Manteuffel fagte zwar in der Debatte Über dieſe Frage 
am 3. Dezember: „ein geübtes Auge erkenne die 
Krankheit der Zerſtörungsſucht, an der unſre Zeit leide, 
nicht nur bei denen, die geradezu zerſtören, ſondern 


auch bei denen, die Todtes aufrecht erhalten wollen.“ 


r kann man im Ernſt es glauben, daß die Städte⸗ 
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ordnungen vom Jahre 1808 und 1831, daß die rhei⸗ 
niſche und weſtfäliſche Gemeindeordnung in den Au⸗ 
gen des Herrn von Manteuffel bereits als tobt er 
ſcheinen? Gehört etwa auch der bisherige Unterſchied 
zwiſchen Stadt und Land zu den Todten? Oder wiegt 
die Erwartung, „daß ein allgemeines Gemeindegeſetz 
das Bewußtſein der Zuſammengehörigkeit der verſchie⸗ 
denen Theile des Staates ſtärken wird“, wirklich das 
conſervative Intereſſe auf, welches doch unzweifelhaft 
in der Erhaltung von Einrichtungen liegt, deren Wur⸗ 
zeln noch geſund find und deren Triebkraft noch friſch iſt? 

Wir gehören nicht zu den politiſchen Freunden des 
Abgeordneten Stahl, aber wir müſſen bekennen, daß 
ſeine Rede in dieſer Sache am 3. Dez. dem Miniſte⸗ 
rium es aufs Treffendſte nachgewieſen hat, wie un⸗ 
conſervatib, um nicht zu ſagen, radikal, fein Antrag 
ſel. „Wir klagen fo viel — fagte Stahl — daß wir 
nicht in der Geſchichte gewurzelte Inſtitutionen haben, 
gleich den Engländern, und wenn bei uns eine Inſti⸗ 
tution im Begriff iſt, Wurzel zu ſchlagen, fo haben 
wir nichts Eiligeres zu thun, als ſie mit der Wurzel 
auszujäten.“ 


Iſt es alſo nicht ein conſervatives Intereſſe, welchem 
der minifterielle Entwurf feinen Urfprung und Charakter 


verdankt, fo muß das Minifterium durch andere Rück⸗ 


ſichten beſtimmt ſein, die bei ihm ſchwerer ins Gewicht 
fielen, als die conſervativen. Wir glauben, Herr von 
Manteuffel hat dieſe Rückſichten in der Debatte nicht 
verhehlt. Sie ſind ſicher es werth, daß auch wir ſie 
nicht verſchweſgen. 

Gleich im Eingange der Debatte, als Herr v. Man⸗ 
teuffel zuerſt das Wort erhielt, um den Entwurf zu 
empfehlen, ſagte er: „Die konſtitutionelle Regierung 
bringt es mit ſich, daß die Regierung diejenigen Zügel 
in der Hand behalte, durch die ſie weſentlichen 
Einfluß auf die Gemeinde zu üben im Stande iſtz 
in dieſer Beziehung hat man ſich bemüht, in dem Ent⸗ 
wurf das Erforderliche vorzuſchlagen.“ Auf denſelben 
Gedanken kam der Minifter noch mehrmals zurück, 
und ſprach ihn am klarſten in der Antwort aus, welche 


zeitig veranlaffen, daß dieſe vor dem 1. Januar 
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er dem Abgeordneten Sperling gab. Als dieſer naͤm⸗ 
lich in überzeugendſter Weiſe dargethan hatte, wie viel 
mehr die Freiheit der Gemeinden gegenüber der Staats⸗ 
gewalt, in der Städteordnung gewahrt ſei, als in dem 
miniſteriellen Entwurf: räumte Herr von Manteuffel 
dies nicht nur ausdrücklich ein, ſondern fügte auch 
noch, die Worte hinzu: „Indeß halte ich auch das 
für unabweislich nothwendig, denn das Prinzip des 
Herrn Redners, daß man die Freiheit des Staates 
nur darum ſuchen müſſe, um noch größere Freiheiten 
der Gemeinde zu erzielen, das, meine Herrn, glaube 
ich, würde nur zu gänzlicher Auflöſung führen. Je 
freier die Formen eines Staates ſind, um ſo 
mehr muß es auch der Regierung frei ſtehen, 
auf die einzelnen Theile einzuwirken und dazu 
findet ſie die Organe in den Gemeindebehörden, 
das find die Orgaue, welche die Gemeinde ſelbſt 
hinſtellt, ſie müſſen aber auch ihrer Verpflich⸗ 
tung dem Staate gegenüber genügen.“ € 
In dieſen Sätzen liegt unſres Erachtens nach der 
Schluͤſſel der Politik, welche das Miniſterium in dieſer 
Frage verfolgt. Nicht durch ein „konſervatives“, nein, 
durch ein „gouvernementales“ Intereſſe iſt ſie beſtimmt. 
Dieſes hat jenes verdrängt, und dem Entwurf der 
neuen Gemeindeordnung in der That ſeinen eigentlichen 
Charakter gegeben. Das Minifterium iſt konſervativ, 
wo es gilt ſeine Gewalt zu erhalten. So wie es aber 
darauf ankommt, dieſe Gewalt noch zu erweitern, wird 
von ihm das konſervative dem gouvernementalen In⸗ 
tereſſe unbedenklich zum Opfer gebracht. 


Preußen. 
Rammer: Verhandlungen. 
I, Kammer. 92, Sitzung vom 17. Dezbr. 
Eröffnung 7¼ Uhr Abends. 

Am Miniſtertiſch: Graf v. Brandenburg, v. Man⸗ 
teuffel, v. Strotha, v. d. Heydt, v. Rabe, 
v. Schleinitz. 

Das Protokoll der letzten Sitzung wird verleſen und 
genehmigt. 5 ö 


Nach nosmalige Abſtimmung über die bereits an⸗ 


genommenen Verbeſſerungs⸗Anträge der Abg. Kisker 
und Graf Igenplig erſtattet der Abg. v. Witzle⸗ 
ben den Bericht des Central-Ausſchuſſes über den 
Eingang der Verfaſſungs⸗ Urkunde, Der Ausſchuß 
ſtellt der Regierung anheim, den bereits von der zwei⸗ 
ten Kammer angenommenen Eingang zu prüfen und 
zu genehmigen. 

Abg. v. Gerlach: Die Kommiſſion hat den Stand⸗ 
punkt der Kammer richtig aufgefaßt, indem ſie der Re⸗ 
gierung dieſen Eingang „anheimgeſtellt“. Ich würde 
nur wünſchen, daß die Worte „als Staatsgrundgeſetz“ 
fortgelaſſen und ſtatt „Verfaſſung“ „Verfaſſungsur⸗ 
kunde“ geſetzt werde. Der bevorſtehende Eid wird ſich 
nicht blos auf dieſe Verfaſſungsurkunde, ſondern auf 
die ganze im Lande geltende Verfaſſung zu erſtrecken 
haben. Es würde ſonſt beſchworene und unbeſchwo⸗ 
rene Geſetze geben. Die Urkunde hebt alle Steuerbe⸗ 
freiungen auf, und dennoch ſind Unteroffiziere von der 
Klaſſenſteuer befreit worden. Es würden alſo Zweifel 
und Widerſprüche obwalten können. Daſſelbe findet 
ſtatt bei Beſchwörung des Satzes: „Standesvorrechte 
find aufgehoben“, und bei anderen. Dieſe Widerſprüche 
werden nur gehoben, wenn nicht blos die Verfaſſungs⸗ 
Urkunde, ſondern die ganze Verfaſſung und die Ur⸗ 
kunde nicht als Staats⸗Grundgeſetz, ſondern als „ein 
Staats⸗Grundgeſetz“ beſchworen wird. 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs: Ich glaube, daß der 
Ausſchuß den Standpunkt der Kammer verkannt hat. 
Die Kammer hat der Regierung nicht einen Eingang 
zur Verfaſſungs⸗Urkunde „anheimzuſtellen“, ſondern de⸗ 
ſinitiv zu beſchließen, welche Faſſung des Einganges 
fie für die richtige hätt, Ich habe einen Verbeſſe⸗ 
rungs⸗Antrag in dieſer Beziehung geſtellt und empfehle 
Ihnen denſelben zur Annahme. 

Abg. Camphauſen: Die von dem Abgeordneten 
v. Gerlach hier ſo oft ausgeſprochenen Anſichten ſind 
wahrſcheinlich deshalb ſo ſelten widerlegt worden, weil 
dieſe Verſammlung glaubte, daß bei Reviſion der Ver⸗ 
faſſung jeder Meinung Spielraum gegeben werden 
ſollte, ſelbſt derjenigen, nach welcher das kirchliche Re⸗ 
giment dem Könige ohne Miniſterium, das weltliche 
einem Diktator überlaſſen bleiben ſoll. Auch wir füh⸗ 
len die Mängel der Verfaſſung, die ſo ſchnell beendet 
wurde, weil eine Verſäumniß von 40 Jahren nachge⸗ 
holt werden mußte. (Beifall.) Die Verfaſſung wird, 
wenn ſie beſchworen iſt, eine Grundlage ſein, auf wel⸗ 
cher wir weiter bauen müſſen, und ich ſehne mich nach 
dem Augenblicke, in welchem auch die Redner auf die⸗ 
fer Tribüne geringere Rechte und größere Pflichten ha⸗ 
ben werden. (Beifall.) 

Der Verbeſſerungs⸗Antrag des Abg. v. Bockum⸗ 
Dolffs wird abgelehnt und der Antrag des Ausſchuſ⸗ 
ſes angenommen. 

Auf der Tagesordnung iſt hierauf die Fortſetzung der 
Berathung über die Kreis⸗, Bezirks⸗ und Provinzial⸗ 
Ordnung. Art. 1 und 2 werden ohne Debatte anger 
nommen. 

Art. 3 beſtimmt, daß die Veränderung der Kreis⸗ 
gränzen nur durch ein Geſetz erfolgen fol. 

Der Miniſter des Innern: Die Uebelſtände, die 
ſich bei der unregelmäßigen Formation der Kreiſe erge⸗ 
ben, werden jedesmal am beſten durch ein Geſetz geho⸗ 
ben werden. Wenn die Grenzen eines Kreiſes geän⸗ 
dert werden, ſo finden vielfach Reklamationen ſtatt. 
Die Regierung kann das Odium einer Veränderung 
der Kreisgrenzen nicht allein auf ſich nehmen; wenn 
dieſelbe unter gefeglicher Mitwirkung der Kammern ge⸗ 
ſchieht, ſo haben die Betheiligten der Regierung keine 
Vorwürfe zu machen. 

Art. 3 wird angenommen. 

Art. 4 beſtimmt, daß die Kreisverſammlung über die 
Kreis⸗Angelegenheiten zu beſchließen, der Kreis⸗Ausſchuß 
dieſelben zu verwalten hat. 

Abg. v. Manteuffel empfiehlt die Berathung über 
den letzten Theil dieſes Artikels bis zur Berathung 
über Art. 20 auszuſetzen, weil erſt in dieſem und den 
folgenden die Befugniſſes des Kreis⸗Ausſchuſſes be⸗ 
ſtimmt werden. 

Die Abg. Kisker und v. Wittgenſtein erklären 
ſich gegen dieſen Antrag. Er wird abgelehnt. 

Abg. v. Manteuffel empfiehlt die Einrichtung von 
Kreisausſchüſſen gänzlich abzulehnen, da fie die Land⸗ 
— in ihrer Funktion und Autorität ſchwächen 


en. 

Der Miniſter des Innern: Wenn ich glauben 
müßte, daß durch die Kreis⸗Ausſchüſſe die Autorität 
der Landräthe geſchwächt wird, fo würde ich mich ge⸗ 
gen dieſes Inſtitut erklären. Ich glaube, daß die 
Befugniffe der Kreis ausſchüſſe fo abgegränzt find, daß 
der Autorität der Landräthe kein Eintrag geſchieht. 
Dieſe kann am wenigſten in unſerm Lande geſchwächt 
werden, das vor Allem eine kräftige Verwaltung 
bedarf. 

Nachdem die Abgeordn. o. Wittgenſtein, v. Vincke, 
v. Bockum⸗Dolffs und v. Witzleben geſprochen haben, 
wird Art. 4 in . ganzen ange angenommen. 

Art. 5 wird ohne Debatte unverändert angenommen. 

Nach den Vorſchlägen der Kommiſſſon beſtimmt 
Art. 6, daß die Kreis verſammlung aus 15 bis 40 von 
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den Gemeinde⸗Vertretern zu wählenden Kreis⸗Abgeord⸗ 
neten beſteht. In Sammtgemeinden wählt der Sammt⸗ 
Gemeinderath für alle Einzelgemeinden. Der Bezirks⸗ 
rath ſtellt nach Maßgabe der Bevölkerung die Zahl 
der Kreis⸗Abgeordneten feſt und vertheilt ſie auf die 
Wahlbezirke. Wählbar iſt jeder 30 Jahr alte Ge⸗ 
meindewähler, der ſeit drei Jahreu dem Kreiſe durch 
Grundbeſitz oder Wohnſitz angehört, jährlich 8 Rthlr. 
Klaſſenſteuer zahlt oder einen Grundbeſitz von 5000 
Rtlrn. oder ein jährliches Einkommen von 500 Rtlrn. 
nachweiſt. Der Klaſſenſteuerſatz kann durch einen vom 
Könige zu genehmigenden Beſchluß der Provinzial⸗ 
Verſammlung bis auf jährlich ſechs Thaler ermäßigt 
oder bis auf jährlich achtzehn Thaler erhöht werden. 
Mindeſtens die Hälfte der Kreis-Abgeordneten muß 
aus Grundbeſitzern beſtehen. 

Verbeſſerungs⸗Anträge der Abgeordneten v. Winde, 
Trieſt werden unterſtützt. 

Abg. v. Witzleben zieht, bevor zur Abſtimmung 
geſchritten wird, die Beſchlußfähigkeit der Kammer in 
Zweifel. Der Namens⸗Aufruf ergiebt, daß nur 89 
Mitglieder zugegen ſind. Die Sitzung muß demnach 
geſchloſſen werden. 

Schluß der Sitzung 10 Uhr. 
Nächſte Sitzung: Dinstag 10 Uhr. 


1 2 2 
— — 


93ſte Sitzung vom 18. Dezember. 


Präſident: v. Auerswald. 
Eröffnung 10 ½ Uhr. 

Am Miniſtertiſche: Graf v. Brandenburg, von 
Manteuffel, v. Strotha, v. Rabe, v. d. Heydt, 
Simons, v. Schleinisz. 

Das Protokoll der letzten Sitzung wird verleſen 
und genehmigt. 

Der Präſident zeigt an, daß der Juſtizminiſter die 
Unterſuchungsakten gegen den Appellationsgerichts⸗Di⸗ 
rektor Temme eingeſandt hat und daß ſie dem Ge⸗ 
ſammtvorſtande vorgelegt werden ſollen, damit derſelbe 
demnächſt Bericht darüber erſtatte. 

Der Juſtizminiſter: Ich bin damit einverſtanden, 
daß die betreffenden Akten einer Kommiſſion vorgelegt 
werden und würde wünſchen, daß ſie dem gewöhnli⸗ 
chen Gefchäftsgange gemäß nicht auf das Büreau nie⸗ 
dergelegt, ſondern den Herrn Abgeorgneten, die es 
verlangen, zur Einſicht gegeben werden. Gegen die 
Veröffentlichung der Species facti habe ich nichts ein⸗ 


zuwenden. 8 
Auf der Tagesordnung iſt die Fortſetzung der Be⸗ 


rathung über die Kreisordnung. 

Abg. Denzin zieht die Beſchlußfähigkeit der Kam⸗ 
mer in Zweifel. 

Der Namens aufruf ergiebt, daß nur 81 Abgeord⸗ 

nete zugegen ſind. 
Nach einer kurzen Unterbrechung der Sitzung haben 
ſich ſo viele Abgeordnete eingefunden, daß die Voll⸗ 
zähligkeit der Kammer nicht mehr bezweifelt werden 
kann. 

Der erſte Theil des Art. 6 wird angenommen. 

Abg. Kisker trägt auf Theilung der zweiten Hälfte 
des Kommiſſions⸗Antrages an. 

Abg. Wachler: Es iſt hier viel von Vertrauen 
geſprochen worden; warum will man das Vertrauen 
immer höher hinauf ſchrauben? Wir müſſen mit dem 
Vertrauen von unten anfangen, nach oben haben wir 
es genugſam bewieſen. Das Inſtitut des Gemeinde⸗ 
rathes iſt von uns ſo konſervativ gemacht worden, 
daß wir ihm wohl vertrauen können; und dennoch 
fegen wir noch einen Cenſus für die Waͤhlbarkeit feſt. 
Ich werde gegen denſelben ſtimmen und empfehle 
ebenfalls die Theilung der zweiten Hälfte des Art. 6. 

Abg. v. Gaffron empfiehlt die Annahme des 
Kommiſſions⸗Vorſchlages. 

Miniſter des Innern: Bei der Kreis vertretung 
befindet man ſich nicht auf dem politiſchen, ſondern 
auf dem praktiſchen Felde. Von dieſem Geſichtspunkte 
aus ſcheinen mir die Vorſchlage der Kommiſſion ganz 
zweckmäßig. Daß die frühere Kreis vertretung wenig 
Vertrauen hatte, lag darin, daß wohl die Ritterguts⸗ 
beſitzer, aber weniger die kleinen Grundbeſitzer vertreten 
waren. Ungleiche Verhältniſſe können nicht mit glei⸗ 
chem Maße gemeſſen werden. Darum halte ich die 
Vorſchläge der Kommiffton für eine Verbeſſerung der 
Regierungsvorlage. 

Die Kammer beſchlleßt den Schluß der Berathung 
über Artikel 6. 

Abg. v. Schleinitz (Berichterſtatter): Ich em⸗ 
pfehle Ihnen die Annahme eines möglichſt hohen Cen⸗ 
fus. Wenn wir eine Uhr repariren wollen, fo durfen 
wir fie nicht zerſplittern; zu viel Vertrauen nach un⸗ 
ten wird in biefem Falle nichts nützen. Stärken wir 
nur das Vertrauen nach oben, ſo wird ſich das Ver⸗ 
trauen nach unten ſchon von ſelber finden. (Eine 
Stimme rechts: Bravo.) 

Auch der zweite Theil des Artikel 6 wird iu der 
Faſſung der Kommiſſion angenommen. 


Die Artikel 7 bis 12 werden ohne Diskuſſion ans | f 


genommen. a 
Vicepräfident v. Wittgenſtein hat inzwiſchen den 
Vorſitz übernommen. 8 


Art. 13 beſtimmt, daß Anleihen der Kreisgemeinden 
der Beſtätigung des Bezirksrath bedürfen. 

Abg. Trieſt ſchlägt als Zuſatz hierzu vor: Anleihen 
und Bürgſchaften bedürfen der Beſtätigung des Mint: 
ſters des Innern. 

N: Kisker trägt auf Theilung dieſes Vorſchla⸗ 

Der Finanzminiſter: Ich ſchließe mich dem An⸗ 
trage an. Anleihen werden zu ganz beſtimmten Zwek⸗ 
ken gemacht, Bürgſchaften werden oft geleiſtet, ohne 
daß man weiß, für welche Summe man bürgt. Es 
iſt wünſchenswerth, daß dem Miniſter des Innern die 
Beſtätigung der Bürgſchaften der Kreisgemeinden 
verbleibt. ; 

Art. 13 wird mit dem Theile des Antrages des 


Abg. Trieſt angenommen, welcher für die Büͤrgſchaf⸗ 


ten die Beſtätigung des Miniſters des Innern ver⸗ 
langt. S 

Art. 14 wird ohne Debatte angenommen. 

Der Präſident v. Auerswald übernimmt den 
Vorſitz wieder. a 

Art. 15 betrifft die gewöhnlichen Sitzungen der 
Kreisabgeordneten (Kreistage). 
lich am erſten Dienſtage des Monats März, 10 Uhr 
Morgens, am Sitze des Landrathsamtes ſtattfinden. 

Abg. v. Manteuffel begründet einen Verbeſſerungsan⸗ 
trag, nach welchem die Kreistage jährlich einmal an 
einem vom Landrath zu beſtimmenden Tage ſtattfinden 
ſollen. 

Der Abg. v. Wittgenſtein erklärt ſich gegen die⸗ 
fen Antrag; der Abg. v. Baffewis für denſelben. 

Abg. v. Witzleben empfiehlt den Verbeſſerungs⸗ 
Antrag des Abg. v. Manteuffel für den Fall, daß 
die Beſtimmungen der Kommiſſion nicht als reglemen⸗ 
tariſch, ſondern als eſſentiell nothwendig betrachtet wer⸗ 
den ſollten. ' 


Die Abg. v. Möwes und v. Katte ſchlagen vor, 


daß die Kreistage in den erſten 4 Monaten jedes Jah⸗ 
res ſtattfinden ſollen. = 
Der Abg. v. Manteuffel zieht feinen Antrag zurück. 
Ein Antrag des Abg. v. Guſtedt, nach welchem 
die Kreistage, wenn es die Kreisverſammlung beſchließt, 
und der Bezirksrath genehmigt, auch an einem anderen 
bequem gelegenen Orte des Kreiſes, als am Sitze des 
Landrathsamtes ſtattfinden können, wird angenommen. 
Der Antrag des Abg. Möwes wird abgelehnt. 
Der Kommiſſionsborſchlag wird mit dem Verbeſſe⸗ 


s⸗Antrage des Abg. v. Guſtedt angenommen. 
rt. 16 wird ohne Debatte angenommen. 


Auch die Art. 17 bis 19 werden ohne Debatte an⸗ 
genommen. 

Art. 20 beſtimmt, daß der Kreisausſchuß aus dem 
Landrathe und vier von der Kreisverſammlung aus 
ihrer Mitte gewählten Mitgliedern beſtehen ſoll. 
Abg. v. Vincke empfiehlt einen Zuſatz, nach wel⸗ 
chem alle Mitglieder der Kreisverſammlung wählbar 
find, auch diejenigen, welche Mitglieder eines Gemeinde⸗ 
Vorſtandes oder Gemeinde⸗Rathes in Gemeinden un⸗ 
ter 1500 Einwohnern ſind. 

Art. 20 wird mit dieſem Zuſatz angenommen. 

Die Art. 21 bis 31 werden angenommen. Ein von 
der Kommiſſion als Art. 31 a. vorgeſchlagener Zuſatz 
empfiehlt die befähigten Eingeſeſſenen des Kreiſes bei 
Ernennung des Landrathes zur Berückſichtigung. 

Miniſter des Innern: Ich halte es für bedenk⸗ 
lich, in einem Geſetze Wünſche auszuſprechen; eine 
wohlmeinende Regierung wird ſtets zu Landräthen Per⸗ 
fonen wählen, welche das Vertrauen der Kreiseinge⸗ 
ſeſſenen haben. Eine Regierung, die von anderen Ge⸗ 
ſichtspunkten ausgeht, wird ſich durch dieſen Zuſat 
nicht gebunden glauben. Die Regierung würde immer, 
wenn ſie einen Nichteingeſeſſenen des Kreiſes zum 
Landrathe wählt, den Kreiseingeſeſſenen eine Art von 
Mißtrauen beweiſen. 

Art. 31 a, wird abgelehnt und hiermit die Bes 
rathung über die Kreisordnung beſchloſſen. Es 
folgt die Berathung über die Bezirksordnung. 


Dieſe umfaßt die Artikel 32 bis 38. 
Art. 32 wird angenommen. 
Art. 33 betrifft die Errichtung von Bezirksräthen, 


welche aus dem Regierungs- Präfidenten und 4 von 


der Provinzial⸗Verſammlung zu wählenden Bezirks⸗ 
Deputirten beſtehen ſollen. . 

Abg. Kühne empfiehlt einen von ihm P 
Verbeſſerungs⸗Antrag, welcher verlangt, daß die Bezirks⸗ 
Deputicten von der Provinzial⸗Verſammlung und aus 
deren Mitte gewählt werden ſollen. 

Der Minifter des Innern: Dem Inſtitute des 
Bezirksrathes iſt der Vorwurf der 
worden. Das Neue iſt nicht verwerflich, wenn es zeit⸗ 
gemäß und nothwendig iſt. Die Regierungen ſind oft 
deshalb getadelt worden, weil Alles ohne Rückſicht auf 
das praktische Bedürfniß vom grünen Tische aus bes 
ſtimmt wurde. Dieſer Tadel wird fie nicht mehr tref⸗ 
en konnen, wenn die Gemeinde⸗Verhältniſſe von einem 
Bezirksrathe 8 werden, der das Vertrauen 
de 


Gemeinden 
Art. 33 wird nach Ablehnung des Verbeſſerungs⸗ 


Dieſelben ſollen jähr⸗ 


euheit gemacht 


Antrages des Abg. Kühne in der Faſſung des Aus⸗ 
uſſes angenommen. 

ar werden die Artikel 34 bis 37 angenommen. 

Art. 38, welcher von dem Verwaltungsetat der Bezirke 

handelt, wird auf den Antrag der Kommiſſion ge⸗ 

ſtrichen. 4 x 
Hiermit ſchließt die Berathung über die Be: 

irks⸗Ordnung. 

8 Schluß der Sitzung 3 Uhr. 

(Nächſte Sitzung: Heute Abend 7 Uhr.) 


II. Kammer. 77. Sitzung vom 18. Dezember. 
Präſident: Graf v. Schwerin. 
Eröffnung 11½ Uhr. 
Am Miniſtertiſche: v. Ladenberg, v. Manteuf⸗ 
imons, v. Schleinitz. 5 
. Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen 
nd men. 
h Die Kommifften zur Prüfung der geſtern eingebrach⸗ 
ten Denkſchrift der Regierung iſt bis auf die beiden 
Mitglieder der erſten Abtheilung gewählt und wird auf⸗ 
gefordert, bis zur morgenden Sitzung ſich zu konſti⸗ 
tuiren. 

Ein Schreiben des Präſidenten der erſten 

Kammer theilt mit, daß in ihrer geſtrigen 
Sitzung Beſchluß über die Einführungs⸗Worte 
des Verfaſſungs⸗ Entwurfs gefaßt ſei, und er⸗ 
ſucht, ſofern zwiſchen dieſem und dem von der 
zweiten Kammer über denſelben Gegenſtand ge⸗ 
faßten Beſchluſſe keine weſentliche Divergenz 
ftattfindet, die Beſchlüſſe dem Staats⸗Miniſte⸗ 
rium zu überſenden. Präſident der zweiten 
Kammer erklärt, die nachgeſuchte Ueberſendung 
erfolgen zu laſſen, da die Vorausſetzung des 
Präſidenten der erſten Kammer zutreffe. 
Ein dringender Antrag wird verleſen, dahin gehend, 
eingegangene Petitionen aus dem Kreiſe Deutſch⸗ 
Krone um ein Geſetz zur Bildung eines Kredit⸗ 
Inſtituts für die bäuerlichen Beſitzer Weſt⸗ 
preußens, einer Kommiſſion zur Vorberathung zu über⸗ 
weiſen. Die Dringlichkeit des Antrages wird unter⸗ 
ſtützt, und der Vorſchlag des Präſidenten, den Antrag 
und die Petitionen der Kommiſſion für die Geſchäfts⸗ 
Ordnung zu überweiſen, angenommen. 

Es erfolgt Bericht über einige Wahlprüfung en. 

In Folge Erklärung des Vorſitzenden der Agrar⸗ 
Kommiſſion, daß der 5 9 des Renten⸗Geſetzes er⸗ 
weiterte Berathung in der Kommiffion nöthig gemacht, 
wird beſchloſſen, das Geſetz, ſo weit es in zweiter 
Kammer zum Beſchluſſe gelangt iſt, nicht der erſten 
Kammer zu überweiſen, ſondern dieſe Ueberweiſung erſt 
nach Beſchluß über das ganze Geſetz erfolgen zu laſſen, 
was erſt nach den Ferien ſtattfinden könne. 

Die Verſammlung geht zu dem erſten Gegen⸗ 
ſtande der Togesordnung über, dem Berichte über 
diejenigen Artikel aus den Titeln I., II., VI. und 
VII. der Verfaſſung, in Betreff deren die erſte 
Kammer auch bei > 5 mo. den 

der zweiten Kammer u etre⸗ 
— * ſind bie Art. 12, 21, 22, 40, 93 Fri 95. 

Der Berichterſtatter Geppert erwähnt, wie 
die Berathung von dem Geſichtspunkte ausgehen müſſe, 
daß, wenn eine Einigung zwiſchen beiden Kammern 
nicht ſigttfinde, es bei den betreffenden Artikeln der 
Verfaſſung bleiben würde und daß es fi daher in 
ſolchen Fällen darum handle, ob die Beſemmung der 
Verfaſſung oder der Beſchluß der erſten Kammer vor⸗ 
zuziehen ſei. Zunächſt wird ein Zuſatz⸗Artikel, welchen 
die erſte Kammer zwiſchen Artikel 11 und 12 einge⸗ 
ſchoben hat, ohne Diskuſſion nach dem Antrage der 
Kommiſſion angenommen. Er lautet: 

Die Religionsgeſellſchaften, ſo wie die geiſtlichen Geſell⸗ 
ſchaften, weiche keine Korporationsrechte haben, Können dieſe 


durch beſondere Geſetze erlangen. 
1 kaanſterſche Artikel zu Artikel 12 der Verfaſſüng 


i angenommen. 

K —.— hat die zweite Kammer bei ihrer erſten Be⸗ 
rathung einen tranſitoriſchen Artikel zu Art. 12 auf⸗ 
genommen, des Inhalts, daß das landesherrliche Kir⸗ 
chenregiment die Ueberleitung der evangeliſchen Kirche 
zu einer ſelbſtſtändigen Verfaſſung herbeizuführen habe. 

Die erſte Kammer hat dieſen Zuſatz abgelehnt. Die 
Kommiffion beantragt, dieſem Beſchluſſe beizutreten. 

Ein Amendement des Abg. Schaffraneck findet 
keine Unterſtützung. 

Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenhei⸗ 
ten: Ich habe ſchon früher den Zufag als einen über⸗ 
flüſſigen bezeichnet, weil es nicht nothwendig iſt, der 
Regierung einen moraliſchen Zwang anzulegen. Sie 
wird ihre Verpflichtungen auch ohne dies erfüllen. 
Deswegen wird die Regierung neutral bleiben, der Zu⸗ 
ſatz möge angenommen oder verworfen werden. 

Der Zuſatz wird abgelehnt. 

Darauf wird Art. 21, welcher von der Einrichtung 
der Volksſchule handelt, nach der Faſſung der erſten 
Kammer angenommen. 

Zu Art. 22, deſſen Allnea 3 nach dem Beſchluſſe 
der erſten Kammer lautet: 

„Den Kindern unbemittelter Eltern wird der Un⸗ 
terricht, welchen der Att. 22 als geſetzlich noth⸗ 
wendig anordnet, unentgeltlich ertheilt.“ 


— 3223 — 


nach dem früheren Beſchluſſe der zweiten Kammer: 
„In der öffentlichen Volksſchule wird der Unter⸗ 
richt unentgeltlich ertheilt.“ . 

beantragt die Kommiſſion, dem Beſchluſſe der erſten 

Kammer nicht beizutreten. 

Ein Amendement des Abg. Schaffraneck findet 
keine Unterſtützung. 5 

Bei der darauf erfolgenden Abſtimmung durch Auf⸗ 
ſtehen und Sitzenbleiben iſt das Reſultat zweifelhaft. 
Die Stimmzählung ergiebt 140 Stimmen für, 137 
gegen die Faſſung der erſten Kammer. 

Es wird auf Grund der Geſchäftsordnung nament⸗ 
liche Abſtimmung beantragt. Bei derſelben wird die 
Faſſung der erſten Kammer mit 156 Stimmen gegen 
131 verworfen. ; 

Bei Art. 40, Alinea 2, gehen die Faſſungen beider 
Kammern ebenfalls auseinander. Die der erſten Kam⸗ 
mer lautet: 

Aufgehoben ohne Entſchädigung find: 1) die Gerichts⸗ 
herrlichkeit und die grundherrliche Polizei ſammt den aus 
dieſen Rechten fließenden Befugniſſen, Exemtionen und Ab⸗ 

aben. 
e Die der zweiten Kammer: 

Aufgehoben ohne Entſchädigung ſind: 1) Die Gerichts⸗ 
herrlichkeit, die zutsherrliche Polizei und obrigkeitliche Ge: 
walt, ſo wie die, gewiſſen Grundſtücken zuſtehenden Hoheits⸗ 
rechte und Privilegien. 

Die Kommiſſion beantragt, dem Beſchluſſe der erſten 
Kammer nicht beizutreten. € 

Der Berichterſtatter motiviet dies vornehmlich 
dadurch, daß die einmal geſchehene Aufhebung gewiſſer 
Rechte durch die Aenderung dieſer Verfaſſungs⸗Beſtim⸗ 
mung nicht mehr, alterirt werden könne. 

Die Faſſung der erſten Kammer wird verworfen. 

Art. 93 der Verfaſſung lautet: 

Art. 93. Bei den mit ſchweren Strafen bedrohten Ver⸗ 
brechen, bei allen politiſchen Verbrechen und bei Preßver⸗ 
gehen erfolgt die Entſcheidung über die Schuld des Ange⸗ 
klagten durch Geſchworene. 

Die erſte Kammer hat hinter den Worten: 
„Preßvergehen“ eingeſchaltet: „welche das Geſetz nicht 
ausdrücklich ausnimmt “, 

die zweite Kammer: 141 : 
„welche das Geſetz nicht ausdrücklich wegen Gering⸗ 
fügigkeit der Strafe ausnimmt.“ 

Die Kommiſſion beantragt, dem Beſchluſſe der erſten 
Kammer nicht beizutreten. 

Der Juſtizminiſter: Mit Rückſicht auf den 
Stand der Geſetzgebung hatte die erſte Kammer zuerſt 
den Zuſatz aufgenommen, daß nur diejenigen Preßver⸗ 
gehen, welche das Geſetz beflimmt, vor die Geſchwor⸗ 
nen kommen ſollten. Später wurde der Zuſatz dahin 
abgeändert, daß die Vergehen, welche das Geſetz nicht 
ausnimmt, durch Geſchworne entſchieden werden ſollen. 
Ich will auf die frühere ausführliche Frage nicht zu⸗ 
rückkommen, ſondern nur an die beſtehende Geſetzge⸗ 
bung erinnern, welche ſich dieſer zweiten Faſſung an⸗ 
ſchließt. Schon § 3 der Verordnung vom 15. April 
v. J. beſtimmte, daß als Preßvergehen Beleidigungen 
gegen Privatperſonen und Vergehen gegen die Polizei nicht 
anzuſehen ſeien. Für den zweiten Fall könnte die Gering⸗ 
fügigkeit der Strafe als Motiv gelten, für den erſten 
nicht. Denn die Strafe iſt ſehr bedeutend. a 

In $ 61 der Verordnung vom 3. Januar d. J. 
wurden ferner die Vergehen, auf deren Beſtrafung von 
Privatperſonen angetragen wird, den Geſchworenenge⸗ 
richten entzogen, und doch war hier die Strafe ſechs 
Monat Gefäͤngniß bis 300 Thaler Geldſtrafe. Es iſt 
nicht die Höhe der Strafe, ſondern die Rückſicht be⸗ 
Rmmend, daß die Thätigkeit der Geſchworenen nicht 
durch politiſch unbedeutende Vergehen, ſondern nur 
durch ſolche, die einen ſchweren Charakter tragen, in 
Anſpruch genommen werden möge. Der Stand der 
Geſetzgebung ſtimmt aſſo mit der Faſſung der erſten 
Kammer überein. Es leitet mich auch der Geſichts⸗ 
punkt, daß die Geſetzgebung ſich überall der Wahrheit 
nähere und ſie nicht gezwungen werde, durch Spezial⸗ 
geſetze ſolche Vergehen von den Preßvergehen auszu⸗ 
nehmen, welche doch eigentlich Preßvergehen ſind. Die 
Verfaſſung ſcheint mir Garantien genug dafür zu bie⸗ 
ten, daß kein Mißbrauch von dieſen Ausnahmen ges 
macht werde. 

Der Berichterſtatter erwiedert, daß durch Auf⸗ 
nahme von Ausnahmen in die Verfaſſung, deren Um: 
fang ganz unbeſtimmt iſt, die Beſtimmung der Ver⸗ 
faſſung illuſoriſch gemacht werde, da die Geſebzgebung 
dann ſo weit greifen könne, wie ſie wolle. 


Die Faſſung der erſten Kammer wird angenommen. 


Bei Art. 95, welcher von Anklage der Beamten 
wegen Rechtsverletzung handelt, hat die erſte Kammer 
folgenden Zuſatz gemacht: 

„Eine vorgängige Genehmigung der Behörde darf 
jedoch nicht verlangt werden.“ 

Der Juſtizminiſter hebt hervor, daß die Differenz 
nur darin beſteht, daß die erſte Kammer die näheren 
Beſtimmungen der Spezialgeſetzgebung überlaſſen, die 
zweite einen Theil der Spezlalbe gen in die 
Verfaſſung aufnehmen wolle, und er ſich daher für 
den Beſchluß jener erklaͤre. N 

Die Faſſung der erſten Kammer wird durch Namens⸗ 
Aufruf abgelehnt mit 173 gegen 115 Stimmen. 


Somit iſt die Reviſion dieſes Titels be⸗ 
endet. a 

Der Präſident theilt mit, daß er die Be⸗ 
ſchlüſſe der Regierung zugehen laſſen wird. 

Es wird zum zweiten Gegenſtande der Tages⸗ 
Ordnung, dem dringenden Antrage des Abg. 
Oſterrath, übergegangen. 

Abg. Oſterrath iſt im Grunde mit dem einver⸗ 
ſtanden, was die Kommiſſion in ihrem Berichte aus⸗ 
ſpricht. Auch er wünſche keine durch die Regierung 
unterſtützte volksthuͤmliche Entwickelung. Daß die 


Sprache kein Volk mache, wiſſe er, aber er kenne auch 


die hohe Bedeutung der Sprache für ein Volk. Wenn 
den franzöſiſchen Eingewanderten, fährt der Redner 
fort, ihre Sprache geſichert ſei, ſo glaube ich, müſſe 
einem die Schamröthe über den Antrag der Kommiſ⸗ 
ſion ins Geſicht treten. (Murren.) 

(Präſident verweiſt den Redner wegen des ge⸗ 
brauchten Ausdrucks zur Ordnung.) 

Wenden wir unſern Blick auf die Deutſchen in 
Lievland und Eſthland. Haben Sie die Klagen über 
Unterdrückung ihrer Nationalität vernommen? — Ich 
will damit nichts mehr, als die Erinnerung an die 
hohe Bedeutung der Nationalität. Was nun die 
preußiſche Verfaſſung giebt, das wiſſen wir und es 
wird uns nicht entgehen; was aber die Vereinsverfaſ⸗ 
ſung bringen wird, das haben wir noch zu erwarten. 

Der Redner lieſt einen im Intereſſe der polniſchen 
Nationalität an das Frankfurter Parlament geſtellten 
Antrag, und fährt dann fort: Dieſer Antrag wurde 
zwar nicht zur Diskuſſion gelaſſen, in der Abſtimmung 
aber mit bedeutender Majorität angenommen. 

Abg. Keller (Barnim): Meine Herren! Es liegt 
in der Rede des eben abgetretenen Redners der durch⸗ 
gehende Irrthum: ob die Sprache, die Eigenthümlich⸗ 
keiten eines kleinen Volkstheiles im Staate von der 
Regierung geſchützt und gepflegt werden müßten oder 
nicht. Die Frage iſt aber vielmehr die: ſoll der preu⸗ 
ßiſche Staat ſich ein Servitut, eine Pflicht auferlegen 
zur Aufrechthaltung der Sprache, der Sitten und Ger: 
bräuche eines kleinen Theiles der Staatseinwohner? — 
Davon kann aber keine Rede ſein; eine ſolche Ver⸗ 
pflichtung übernimmt keine Regierung, und ich kann 
daher nur mit der Kommiſſion der hohen Kammer 
empfehlen: den in Frage ſtehenden Antrag abzulehnen. 

Die Tagesordnung führt zum Antrage des Abgeord⸗ 
neten Geppert, betreffend die Bildung von Spezial⸗ 
Kommiſſionen aus Mitgliedern der einzelnen 
Provinzen und ſodann die Vereinigung von Mitgliedern 
dieſer Spezial⸗Kommiſſionen zu einem Centralausſchuß, um 
dadurch mit möglichſter Gründlichkeit und ſachkundiger Ber 
rückſichtigung der einzelnen Provinzen die Berathung der 
Gemeinde⸗Ordnung bewirken zu können. 

Abg. Geppert ſucht die Gründe, welche die Kommiſſion 
gegen Annahme ſeines Antrages in ihrem Bericht aufgeſtellt 
hat, zu widerlegen. Einem Amendement des Abg. Breit⸗ 
haupt (Wittſtock), welches beantragt, daß, wenn in einer 
Abtheilung nicht die erforderliche Anzahl von Abgeordneten 
aus einer Provinz vorhanden iſt, die fehlenden aus andern 
Abtheilungen genommen werden ſollen, ſchließt der Redner 
ſich an. 

Ein Antrag, ſtatt der morgenden Sitzung heut eine Abend⸗ 
Sitzung anzuberaumen und dann für dieſe den in Diskuſſion 
nen Gegenftand aufzufchieben, wird von der Kammer 
abgelehnt. 

Abg. ulfert hält dafür, den provinziellen Intereſſen 
nicht zu viel Spielraum in der Vorprüfung der Gemeinde: 
Ordnung gewähren zu dürfen. Wenn feiner Ueberzeugung 
die von der Regierung vorgelegte Gemeinde⸗Ordnung auch 
nicht durchweg entſpreche, ſo halte er doch eine Gemeinde⸗ 
Ordnung für den ganzen Staat für dringend nöthig. Die 
Vorberathung des Gemeinde⸗Ordnungs⸗Entwurfs auf dem 
vom Abg. Geppert vorgeſchlagenen Wege könne er durchaus 
nicht als der Sache förderlich erkennen. 

Abg. v. Viebahn ſpricht ſich gleichfalls gegen den Gep⸗ 
pertſchen Antrag aus und empfiehlt die Bildung einer aus 
14 Mitgliedern beſtehenden Kommiſſion, indem aus jeder 
Provinz ein Mitglied aus der ländlichen und ein Mitglied 
aus der ſtadtiſchen Bevölkerung genommen werde. 

Abg. v. Bardeleben empfiehlt ſeinen Antrag: Eine 
neue Kommiſſion der Art zu bilden, daß jede Abtheilung 8 
Mitglieder, aus jeder Provinz eins, wählt, und daß dann 
die ſo gewählten 56 aus jeder Provinz 3 Mitglieder wäh⸗ 
len, ſo daß die Kommiſſion aus 24 Mitgliedern beſteht. 

Berichterſtatter v. Auerswald führt als erſten Grund 
gegen den Geppertſchen Antrag an, daß derſelbe zu zeitrau⸗ 
dend ſei. Eine zweite Frage fei, ob nicht die Gründlichkeit 
der Berathung des Gemeinde⸗Entwurks nach jenem Antrage 
durch zu ſtarkes Hervortreten provinzieller Intereſſen mehr 
als aufgehoben würde. Der Majorität der Kommiſſion er⸗ 
ſchien es ſo. Berichterſtatter könne daher nur dem Antrage 
der Majorität entſprechen, über den Antrag des Abgeordne⸗ 
ten Geppert zur Tagesordnung überzugehen, das Amende⸗ 
ment v. Bardeleben abet der Annahme zu empfehlen. 

In der Abſtimmung über den Antrag der Kommiſſion, 
über den Antrag von Geppert zur Tagesordnung überzu⸗ 
gehen, wird dieſer Antrag abgelehnt. Hierauf wird das 
Zuſatz⸗Amendement des Abg. Breithaupt (Wittſtock) ange: 
nommen, der Antrag des Abg. Geppert verworfen, der Anz 
trag des Abg. v. Bardeleben aber angenommen, ſo daß 
letzterer Antrag mit dem Amendement Breithaupt als Zuſatz 

en. 
ai v. Schlottheim zieht feinen Antrag, denſelben 
Gegenſtand betreffend, zurück. 
Schluß der Sitzung 2% Uhr. 
Nächſte Sitzung Mittwoch 12 Uhr. 
. 

G. Berlin, 18, Dezember, [Die preußiſche 
Erwiderung auf die öſterreſchiſche Note]: 

Die preußiſche Erwiderung auf die öfter: 
reichiſche Note vom 28. November iſt vom 


12. Dezember datirt. 
Note) in Form einer Depeſche an Graf Bern⸗ 
ſtorff gehalten, mit der Weiſung, dem k. k. 
Miniſterpräſidenten abſchriftliche Mittheilung 
davon zu machen. Es geht zuerſt, bezüglich 
der öſterreichiſchen Note, aus dieſem Aktenſtück 
hervor, daß es Oeſterreich für nöthig erachtet 
hat, ſich gegen die Zuſammenberufung des Par⸗ 
laments als dem Bundesvertrage von 1815 zu⸗ 
widerlaufend, zu verwahren, den Beſchlüſſen 
deſſelben im Voraus jede Geltung und Wirk⸗ 
ſamkeit abzuſprechen, einen beſtimmten Wider⸗ 
ſpruch für den Fall einzulegen, wenn der be⸗ 
abſichtigte Bundesſtaat ohne Zuſtimmung aller 
Glieder des deutſchen Bundes als deutſches 


Reich an die Stelle dieſes Bundes geſetzt wer⸗ 


den ſollte, endlich zu erklären, daß, wenn die 
Zuſammenberufung des Parlaments für die Ruhe 
und Ordnung Deutſchlands wirklich Gefahren 
herbeiführen ſolle, Oeſterreich genöthigt ſein 
werde, dieſen Gefahren mit aller Entſchieden⸗ 
heit und zu Gebote ſtehender Macht entgegen⸗ 
zutreten. 

Preußen müſſe ſich vor Allem fragen, ſo be⸗ 
ginnt dem Vernehmen nach die Erwiderung, 
ob die ihm als unabhängiger Macht und Mit⸗ 
gliede des deutſchen Bundes zuſtehenden Rechte 
und obliegenden Pflichten einen andern Weg 
geböten oder möglich machten. Dieſe Frage 
wird verneint. Ohne großes Unheil und Un⸗ 
recht gegen Deutſchland könne der eingeſchlagene 
Weg nicht verlaſſen werden. 

Auf die Entwickelung der deutſchen Zuſtände 
ſeit dem März wird hingewieſen, um es als 
eine Pflicht für Preußen erkennen zu laſſen, 
alle ſeine Kräfte aufzuwenden, um der deutſchen 
Nation eine größere Einigung und engere Ver⸗ 
bindung zu gewähren. Die Anerkennung dieſes 
Bedürfniſſes von Seiten des Bundestages, der 
Centralgewalt von Seiten ſämmtlicher Regierun⸗ 


gen, die Berufung der Nationalverſammlung 


wird erwähnt. Die Vollendung des Werks 
war durch die Weigerung der Nationalverſamm⸗ 
lung, die Hand zur Vereinbarung zu bieten, 
verhindert, und dadurch auch, daß Preußen ihr 
nicht die Hand bieten wollte, um mit Gewalt 
dasjenige durchzuführen, was einem minder 
loyalen Beſtreben wohl als lockendes Ziel hätte er⸗ 
ſcheinen können. Damals ſtand Preußen als die 
größte deutſche Macht da, Oeſterreich aber hatte ſich 
durch die Erklärung vom 27. Nov. und die Ver⸗ 
faffung vom 4. März eine abgeſonderte Stel⸗ 
lung gegeben und wollte Deutſchlands Verjün⸗ 
gung abwarten. Nachdem Preußen abgelehnt 
hatte, was ihm nicht nur von der Mehrzahl 
der anerkannten deutſchen Volksvertreter, ſon⸗ 
dern auch von der Mehrzahl der ſouveränen 
deutſchen Regierungen dargeboten war, war es 
nicht Willkür, nicht Ehrgeiz, ſondern Pflicht, 
die ihm gebot, der Nation einen Weg zu zei: 
gen, auf dem, ohne Verletzung der Freiheit 
und der Rechte der Regierungen, das gewünſchte 
Ziel erreicht werden könne. Dieſe von Preußen 
offen ausgeſprochene Pflicht erkannten damals 
auch diejenigen deutſchen Regierungen an, welche 
ſich mit ihm zu dem Bündniſſe vom 26. Mai 
verbanden, und dieſe Verpflichtung konnte da⸗ 
durch nicht aufgehoben werden, daß zwei von 
den deutſchen Königreichen vom Anfang an ab⸗ 
geneigt waren, mit Preußen zu gehen, auch 
nicht dadurch, daß die beiden andern jetzt das 
Bedürfniß, Preußen auf ſeinem Wege zu fol⸗ 
gen, weniger empfinden, als ſie es im Mai zu 
thun ſchienen. Aber dieſe Pflicht iſt verſtärkt 
worden dadurch, daß die große Mehrzahl der 
deutſchen Staaten ſich, im Vertrauen auf Preu⸗ 
ßens Feſtigkeit und Treue, an Preußen ange⸗ 
ſchloſſen hat. Seitdem dies geſchehen iſt, find 
es nicht allgemeine Verpflichtungen, welche Preu⸗ 
ßen zu erfüllen hat, ſondern beſtimmte Ver⸗ 
pflichtungen gegen befreundete Regierungen, ge⸗ 
gen die große Mehrheit der Genoſſen des deuͤt⸗ 
U 


veränetät findet aber nicht ſtatt. 
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Sie iſt (ganz wie die ſchen Bundes, und es iſt nicht für fein Recht einer neuen durchgreifenden Reviſion. 


allein, ſondern für das Recht dieſer Genoſſen 


| Daher 
haben ſich Preußen und ſeine Verbündeten ent⸗ 


des Bundes auf freie Vereinigung, daß Preu- halten, gegen die öſterreichiſche Verfaſſung, welche 


ßen einzutreten hat. a 

Jetzt beginnt eine ſehr intereſſante Rechts⸗ 
Deduktion. Wie man verſichert, geht ſie zuerſt 
von der Behauptung aus, daß, wenn auch das 
alte Bundesrecht noch anwendbar wäre, es we⸗ 
der durch das Bündniß vom 26. Mai, noch 
durch das künftige Bundesrecht verletzt würde. 
Der Artikel XI. der Bundesakte wird in der 
bekannten Weiſe angerufen. Man könne nicht 
einwenden, daß die volle Selbſtbeſtimmung und 
Souveränetät der einzelnen Staaten durch die 
Uebertragung beſtimmter Rechte an eine gemein⸗ 
ſame Legislatur und Exekutive beeinträchtigt wür⸗ 
den, denn auch im alten Bunde beſtand die 
Souveränetät nicht in dieſem abſoluten Sinne. 
In allen nicht ausgenommenen Fällen werden 
die einzelnen Staaten an die Beſchlüſſe ſowohl 
des Plenums, als der engern Bundesverſamm⸗ 
lung gebunden. Ferner erlaubt Artikel VI. 
der Wiener Schlußakte die Abtretung der auf 
einem Bundesgebiet haftenden Souveränetäts⸗ 
rechte zu Gunſten eines Mitverbündeten ohne 
alle Beſchränkung. Kann die Geſammtheit ge: 
gen eine ſolche Abtretung keinen Einſpruch thun, 
wird dies um fo weniger einem einzelnen Bun⸗ 
deögliede zuſtehen. Eine Abtretung der Sou⸗ 
Sonſt wür⸗ 
den Hannover und Sachſen das Bündniß wahr⸗ 
ſcheinlich eingegangen ſein. Es handelt ſich 
vielmehr um die Uebertragung einzelner Rechte 
auf die Geſammtleitung, alſo um etwas weit 
Geringeres, als was der Art. VI. der Schluß⸗ 
akte als zuläſſig bezeichnet. 

So ſtände es um das Recht Preußens und 
ſeiner Verbündeten, wenn das alte Bundesrecht 
noch in voller Kraft wäre. Preußen iſt aber 


zu der neuen Schöpfung, welche es der freien 


Annahme der Regierungen und der Völker dar⸗ 
bietet, um ſo mehr berechtiget, als dies nicht 
der Fall iſt, ſondern das Bundesrecht in we: 
ſentlichen Punkten alterirt und die Organiſation 
in ihrem innern Zuſammenhange aufgelöſt iſt. 
Der Bund beſteht nur noch in ſeinen Grund⸗ 
lagen, ſeinen Zwecken und ſeinen Gliedern und 
den gegenſeitigen Pflichten und Rechten der Letz⸗ 
tern. Der Bundestag ſelbſt hat eine Reviſion 
der Bundesverfaſſung als nothwendig erkannt 
und durch Berufung der Volksvertreter einge⸗ 
leitet. Schlagend wird nachgewieſen, daß der 
Reichsverweſer kein bloßer Erbe des Bundes⸗ 
tages. Die National⸗Verſammlung hat ja die 
proviſoriſche Centralgewalt geſchaffen und ihr 
Beſchluß iſt von den Regierungen anerkannt wor⸗ 
den. Durch die gauze Wirkſamkeit der Natio⸗ 
nal : Berfammlung und der Centralgewalt find 
die deutſchen Verhältniſſe in eine fo ganz neue 
Richtung hineingerathen, daß es auch jetzt, nach⸗ 
dem die bisherige Form der Centralgewalt ſich 
als unhaltbar erwieſen, nicht mehr moglich war, 
ſelbſt für ein Interim auf die ältere Form 
zurückzugehen. Die veränderte Kriegs- Ver: 
faſſung hat ihrerſeits das Bundesrecht that 
ſächlich alterirt. Preußen, das mit ſeiner gan⸗ 
zen Monarchie in den Bund getreten, hat 
eine andere Stellung und andere Anſprüche ge⸗ 
wonnen. Oeſterreich endlich iſt durch die Ver⸗ 
faſſung vom 4. März in ein verändertes Ver⸗ 
hältniß zu Deutſchland getreten. Alſo iſt das 
alte Bundesrecht nicht mehr auf das öſterrei⸗ 
chiſche Bundesgebiet anwendbar, in welchem die 
Beſchlüſſe eines Bundestages nicht mehr in der 
früheren Weiſe verbindlich ſein könnten, ohne 
mit dem neuen verfaſſungsmäßigen Zuſtimmungs⸗ 
recht der Vertretung des Geſammtſtaates in Wi⸗ 
derſpruch zu gerathen; er kann es alſo auch 
nicht ſein auf die übrigen Mitglieder des Bun⸗ 
des, welcher letztere in dieſer Beziehung keine, 
Ungleichheit duldet. f 8 1 


Alſo bedarf der Organismus des Bundes 


ohne irgend einen Vorbehalt der Bundesrechte 
und Bundespflichten erlaſſen iſt, Einſpruch zu 
erheben. Aber darum kann auch Preußen kei⸗ 
nen Einſpruch gelten laſſen, wenn die Mehrzahl 
der ſouveränen Bundesglieder ſich zur Verab⸗ 
redung einer gemeinſamen Verfaſſung vereiniget, 
welche die Rechte und Pflichten des Bundes 
noch außerdem ausdrücklich vorbehält. Die en⸗ 
gere Verbindung dieſer Staaten bildet eines der 
Elemente, welche bei der Neugeſtaltung des 
weiteren Bundes, zu der Preußen gern ſeine 
Hand bietet, ihre Geltung finden müſſen. So 
wie Preußen keinen Anſtand nimmt, die Ver⸗ 
faſſung vom 4. März als durch die Wohlfahrt 
der öſterreichiſchen Geſammtmonarchie bedingt, 
zur Geltung kommen zu laſſen, ſo erhebt es 
denſelben Anſpruch für den Bundesſtaat. 

Nimmt dieſer Bundesſtaat durch ſeine Or⸗ 
ganiſation Keime einer weiteren Entwickelung 
in ſich auf, in deren Folge er dereinſt das 
ganze Deutſchland umfaſſen und dadurch eine 
Union mit Oeſterreich an die Stelle des deut⸗ 
ſchen Bundes ſetzen würde, ſo liegt die Berech⸗ 
tigung dazu in den Akten der National- Ver⸗ 
ſammlung und der Gentralgewalt, welche einen 
deutſchen Bundesſtaat gründen ſollten und an 
welchen Oeſterreich entweder ſelbſt Theil genom⸗ 
men, oder welche es ohne Widerſpruch zuge⸗ 
laſſen hat. Jeder deutſche Staat hat das Recht, 
auf dieſem Wege fortzugehen, und diejenigen 
haben das Recht dazu, welche von der Ueber⸗ 
zeugung durchdrungen ſind, daß nur auf die⸗ 
ſem Wege den verhängnißvollen Kriſen der Re- 
volution ein Ziel geſetzt werden kann und daß 
es den Regierungen obliegt, durch Befriedigung 
der wahren Bedürfniſſe der Nation Deutſch⸗ 
land vor neuen Revolutionen zu bewahren. 

Von dieſen rechtlichen Grundlagen ausgehend, 
ſpricht ſich nun die Depeſche den verwahrenden 
Erklärungen Oeſterreichs gegenüber aus. 

Iſt das Bündniß und der Bundesſtaat mit 
dem Weſen des deutſchen Bundes durchaus 
nicht unvereinbar, ſo gilt daſſelbe von der be⸗ 
ſchloſſenen Berufung des Parlaments nach Er⸗ 
furt. Was die Geltung der Beſchlüſſe betrifft, 
gegen welche ſich Oeſterreich verwahrt, ſo ſollen 
ja dieſe Beſchlüſſe nur Geltung und Wirkſam⸗ 
keit haben innerhalb der Grenzen der frei dazu 
mitwirkenden Staaten. Es werde Preußen und 
ſeiner Verbündeten eigene Sorge ſein, daß we⸗ 
der Oeſterreich noch andere dem Bundesſtaate 
nicht beigetretenen Staaten dadurch berührt oder 
in ihren Rechten gekränkt werden. Die Bezie⸗ 
hungen der nicht beigetretenen Staaten zu dem, 
Bundesſtaat ſollen durch freie Vereinbarung ge⸗ 
regelt werden. Wird Heſterreichs Verwahrung 
nach dieſer Seite hin bereitwillig anerkannt, ſo 
wahrt Preußen auf der andern Seite jedem 
Staate das Recht des freien Beitritts. 

Die Möglichkeit, daß der engere Bundes⸗ 
ſtaat dereinſt als deutſches Reich an die Stelle 
des deutſchen Bundes treten werde, iſt in jenem 
Rechte des freien Beitritts für Alle allein be⸗ 
gründet. Der erſte Entwurf vom 26. Mai 
faßte dieſe Möglichkeit ins Auge. Sie bildete 
die Baſis der damals vorgeſchlagenen Unien 
mit Oeſterreich. Es wird die Freude der preußi⸗ 
ſchen Regierung darüber ausgeſprochen, daß die 
Berechtigung dieſer Auffaffung auch von Oeſter⸗ 
reich anerkannt wird, indem ja Heſterreich er⸗ 
klärt, es hätte feine Zuſtimmung dazu geben 
können, wenn alle übrigen Mitglieder des deut⸗ 
ſchen Bundes dem Entwurfe beigetreten wären. 


Dieſer Fall iſt bis jetzt noch nicht eingetreten, 


daher die vorgeſchlagenen Modifikationen. Preu⸗ 
ßen würde aber weder ſeiner eigenen Stellung, 
ethetang in der Beilage) 


Wit drei Beilagen. 
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Fortſetzung.) 
noch dem wahrhaften Bedürfniſſe der deutſchen 
Nation, noch endlich ſelbſt dem eigenen Intereſſe 
Oeſterreichs, das in der größeren Kräftigung ſei⸗ 
nes inneren Staatslebens die Bedingung ſei⸗ 
ner Exiſtenz ſieht, genügen, wollte es die 
Möglichkeit einer ſolchen Entwickelung für 
die weitere Zukunft abſchneiden. Auch die⸗ 
ſes Ziel hält Preußen nur auf dem Wege freier 
Vereinbarung für erreichbar. Es hat dies durch 
die That der Nationalverſammlung gegenüber 
bewieſen. 

Der Schluß der Depeſche tritt den Beſorg⸗ 
niſſen entgegen, welche Oeſterreich für die Ruhe 
und Ordnung an die Berufung des Parla⸗ 
ments knüpft. Preußen theilt nicht dieſe Be⸗ 
ſorgniſſe. Sollten die bezeichneten Gefahren 
eintreten, ſo erklärt es ſich für die Abwendung 
derſelben zu der kräftigſten Mitwirkung bereit. 
Eines Gleichen ſei Preußen von allen ſeinen 
Verbündeten gewiß, und das von allen Regie⸗ 
rungen wie von allen Ständen Deutſchlands 
tief und lebhaft gefühlte Bedürfniß des Frie⸗ 
dens und der ruhigen Entwickelung werde ihm 
dabei eine kräftige Stütze ſein. Das Interim 
gebe die Mittel zum gemeinſamen Handeln in 
gemeinſamen Gefahren an die Hand, der engere 
Bundesſtaat verleihe Preußen und allen beige⸗ 
tretenen Staaten eine große Kraft des Wider: 
ſtandes gegen die Revolution, während zugleich 
in dem beſonnenen Theile der Nation das 
Vertrauen auf eine befriedigende Geſtaltung 
der deutſchen Verhältniſſe, durch die That er⸗ 
halten, belebt und geſtärkt und dadurch ihr 
Beiſtand im Kampfe gegen die Revolution ge⸗ 
ſichert werde. 

Und damit endlich auch die vertrauliche 
Depeſche, welche v. Prokeſch, wie Sie ſich 
deſſen erinnern, nach Ueberſendung der Note 
vorgeleſen hatte, nicht unerwidert bleibe, fol⸗ 
gen Verſicherungen, daß man überzeugt ſei, 
die freundſchaftlichen Beziehungen und das gute 
Einverſtändniß der beiden Höfe würden durch 
dies Alles nicht getrübt werden. 

Was die Denkſchrift betrifft, welche die 

reußiſche Depeſche begleitet, fo genügt es 
25 zu bemerken, daß ſie die Rechtspunkte gründlich 
ausfuͤhrt und die öſterreichiſchen Deduktlonen mit aus⸗ 
reichenden Argumenten zurückweiſet. Das Weſent⸗ 
lichſte derſelben iſt Ihren Leſern in der vorſtehenden 
Analyſe mitgetheilt. 


Berlin. 18. Dezbr. Se. Majeſtät der König ha⸗ 
ben dem Eaiferlich öſterreichiſchen Oberſt⸗Hofmeiſter Fürs 
ſten Karl v. Lichtenſtein den ſchwarzen Adler⸗Or⸗ 
den zu verleihen geruht. — Se. Majeſtät der König 
haben allergnädigſt geruht, dem ſchleswig⸗holſteiniſchen 
General⸗Stabsarzt, Prof. Dr. Stromeper zu Kiel, 
den rothen Adler⸗Orden Ater Klaſſe zu verleihen. 

6 Berlin, 18. Dezember. [Graf Arnim noch 
nicht der Nachfolger Manteuffels. — Die 
neueſte Schrift Hanſemanns.] Das immer von 
Neuem auftauchende, und beſonders in den letzten Ta⸗ 
gen vielfach und zuverſichtlich wiederholte Gerücht von 
einem nahe bevorſtehenden Miniſter⸗Wechſel ent⸗ 
behrt jeder Begründung, und iſt dieſes Mal wohl nur 
durch die in unſerer miniſteriellen Preſſe herr⸗ 
ſchende eigenthümliche „Anarchie“ entſtanden, durch 
welche allein es möglich wurde, daß die „Deutſche Res 
form“ eine ſechs Colonnen lange Rechtfertigung des 
erklärten Gegners des Minifteriums, des Grafen 
Arnim, aufnahm. Man hat hierin — freilich mit 
Unrecht — eine vorläufige Beſitzergreifung des Nach: 
folgers des Herrn v. Manteuffel ſehen wollen, 
vergaß aber, daß die „Deutſche Reform“ ſchon ſeit 
längerer Zeit die desperateſten Dinge durch einander 
wirft, und ſelbſt durch einen, wie ſie ſich entſchuldi⸗ 
gend ausdrückt, „freien“ Mitarbeiter offenen Kreuzzug 
gegen die „Bourgeoiſie“ predigt, ohne daß dies irgend einer 
andern Urſache als einer taktloſen Redaktion zur Laſt 
gelegt werden dürfte. — Großes Aufſehen macht die 
vor wenig Tagen erſchienene Schrift von Hanſemann: 
„das preuß. und deutſche Verfaſſungswerk,“ 
welche die Geſchichte der letzten zwei Jahre in ein ganz 
neues Licht ſtellt, und neben intereſſanten, dis her un⸗ 


gedruckten Aktenſtücken eine ausführliche Beurtheilung 
der Dreikönigs⸗Verfaſſung mittheilt. Die erſte Hälfte 


des Buches läßt überdies den Leſer mit Bezug auf 


die kurze aber folgenreiche und vielbeſprochene 
nachmärzliche Verwaltung der Conſtitutionellen 
Blicke hinter den, die offizielle von der nicht 
offiziellen Welt ſcheidenden Vorhang thun, den 
gewöhnlich erſt die Hand des Geſchichtsforſchers 
und zwar fpät und unvollkommen zu lüften pflegt. 

C. C. Berlin, 18. Dezbr. [(Verſtändigung 
zwiſchen Preußen und Oeſterreich. — Berich⸗ 
tigung der miniſteriellen öſterr. Reichszei⸗ 
tung. — Miſſion des Majors Schütz in die 
Herzogthümer. — Petition der Niederſchle⸗ 
ſiſchen Zweigbahngeſellſchaft an die Kam⸗ 
mern. — Betrügereien.] Der beſorgte Konflikt 
zwiſchen den Regierungen von Wien und Berlin 
aus Anlaß des nach Erfurt berufenen Parlaments, 
kann ſo gut als beſeitigt erachtet werden. Im Grunde 
konnte die Beſorgniß eines ſolchen Konfliktes aus der 
Faſſung des letzten Proteſtes der öſterreichiſchen Regie⸗ 
rung auch kaum entſtehen. Von Seiten der preußi⸗ 
ſchen Regierung iſt, wie wir vernehmen, die Antwort 
bereits eingegangen.“) — Die öſterreichiſche Reichs⸗ 
zeitung, welche für miniſteriell gilt, behauptet, die 
preußiſchen Bundeskommiſſarien ſeien mit 
dem Auftrage nach Frankfurt gegangen, die Friedens⸗ 
verhandlungen mit Dänemark als eine Sache der 
neuen Bundeskommiſſion aufzunehmen und nur die 
dänifche Regierung ſchiene geneigt über den Frieden 
und deſſen Grundbedingungen einſeitig mit Preußen 
unterhandeln zu wollen. Dieſe Angabe iſt, ſoviel wir 
wiſſen, unrichtig. Preußen hat wohl nie die Ab⸗ 
ſicht gehabt, die Friedens verhandlungen aus der Hand 
zu geben, am allerwenigſten aber ſie auf eine Behörde 
übergehen zu laſſen, die für einen Abſchluß völlig in⸗ 
kompetent iſt, da der Bundeskommiſſion bekaunt⸗ 
lich nur die Befugniſſe des engeren Nathes der 
alten Bundesverfammlung zugewieſen find. Die 
Bundeskommiſſion wird ſich daher nur mit der Rege⸗ 
lung des faktiſchen Zuſtandes in Holſtein zu beſchäfti⸗ 
gen haben, da mit dem Aufhören der Centralgewalt 
auch die Statthalterſchaft in Holſtein, welche von je⸗ 
ner ihr Recht ableitete, ihren rechtlichen Boden verlo⸗ 
ren hat. — Der Major Schütz aus dem Kriegsmi⸗ 
niſterium, der dem Vernehmen nach abgeſendet war, um 
eine Beilegung der Differenzen zwiſchen der Statt⸗ 
halterſchaft und dem General von Bonin zu ver⸗ 
mitteln, iſt von Kiel zurückgekehrt. Seine Sendung 
ſoll einen günſtigen Erfolg gehabt haben, und von 
einem Ausſcheiden des General von Bonin nicht mehr 
die Rede ſein. Der Konflikt hatte ſich bekanntlich er⸗ 
hoben über die beabſichtigte Publikation des von der 
Landesverſammlung angenommenen Militärſtrafgeſetz⸗ 


buches, welches die abſtrakten modernen Rechts⸗ 
begriffe in das Gebiet des Militärſtrafrechts 
in einer Weiſe übertragen ſoll, die das Beſte⸗ 


hen einer wohldisziplinirten Armee völlig unmöglich ge⸗ 
macht haben würde. — Herr Schütz ſoll zugleich ſehr 
befriedigende Nachrichten über die friedliche Stim⸗ 
mung in den Herzog thümern mitgebracht haben, 
ſo daß die in dem bekannten Bericht des Herrn Til⸗ 
liſch ausgeſprochenen Beſorgniſſe ſich völlig grundlos 
erwweifen, Der Effektivbeſtand der Schleswig⸗Holſtei⸗ 
niſchen Armee überſteigt in dieſem Augenblick nicht 
8000 Mann, und durch weitere Permittirungen ſteht 
noch eine Verminderung bevor. — Nachdem die be⸗ 
vollmächtigte Kommiſſion der Niederſchleſiſchen 
Zweigbahn⸗Geſellſchaft mit ihren Anträgen auf 


Beihülfe des Staates bei der Regierung keinen 


Erfolg gehabt hat, ſo hat ſie ſich jetzt mit der Bitte 
an die Kammern gewendet, die Regierung veranlaſ⸗ 
ſen zu wollen, die Unterhandlungen wieder aufzuneh⸗ 
men und vorläufig wenigſtens aus Staatsmitteln die 
Zinſen der Prioritäts⸗Aktien, ſo wie den Ausfall an 
den Betriebskoſten zu decken, und zwar auf Abſchlag 
auf den künftigen allenfalls zu zahlenden Kaufpreis. 
Als Motiv wird namentlich hervorgehoben, daß dieſe 
Bahn die einzige preußiſche ſei, bei welcher vorzugs⸗ 
weiſe die Industriellen und wahrhaft Bedürftigen be⸗ 
theiligt ſeien. — In dem Dorfe Predel im Kreiſe 
Schwetz ward ein gefährlicher Betrüger, der unter 
dem Namen Schulze, Meier, auch Meinecke nament⸗ 
lich in der Gegend von Kroſſen in der Neumark und 
in Schleſien vermittelſt nachgemachter Hypotheken⸗ 
Dokumente großartige Betrügereien verübt und in 
der Umgegend von Zeitz dergleichen verſuchte, arretirt 
und dem Gerichte überliefert. 

C. B. Berlin, 18. Dez. [Aus den Kammern.] 
In der heutigen Sitzung der erſten Kammer theilte 
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5) Wir find im Stande, unſeren Leſern bereits heute eine 
ausführliche Analyſe dieſer preußiſchen Note vom 
12. Dezember mitzutteilen. S. oben den Artikel 
„A. Berlin, 18. Dezbr. Red. 


der Juſtizminiſter mit, daß die Vorunterſuchungs⸗Akten 
des Abgeordneten Temme eingegangen und der Kam⸗ 
mer zur Verfügung ſtehen. Der Geſammt⸗Vorſtand 
wurde dann beauftragt, die Akten zu prüfen und Be⸗ 
richt zu erſtatten. Sodann ſetzte die Kammer die Be⸗ 
rathung der Kreis-, Bezirks⸗ und Provinzial⸗ 
Ordnung, welche in der geſtrigen Abendſitzung be⸗ 
gonnen, fort, und nahm die $$ 6 bis 38 faſt überall, 
ohne weſentliche Aenderungen, meiſt ohne Debatte, nach 
dem Vorſchlage der Kommiſſion an. Die Theilpahme 
der Mitglieder an der Berathung ſcheint nicht mehr 
ſehr rege zu ſein; geſtern Abend mußte die Sitzung 
wegen Beſchlußunfähigkeit der Verſammlung geſchloſſen, 
heute früh konnte die Berathung aus demſelben Grunde 
nicht ſogleich eröffnet werden. Der Präſident von 
Auerswald hat nichts deſto weniger zu heute und 
morgen Abend Sitzungen anberaumt, um noch mög⸗ 
lichſt viel Vorlagen zu erledigen. — Die zweite 
Kammer hat heut, fo weit es an ihr iſt, das Re—⸗ 
viſionswerk vollendet. — In den die Schule 
betreffenden Artikeln hat die zweite Kammer in ihrer 
heutigen letzten Abſtimmung zumeiſt den Beſchlüſſen 
der erſten Kammer beigepflichtet. — In Betreff des 
Artikels 95 hat ſie jedoch, im Widerſpruche zur erſten 
Kammer, die wichtige und heilſame Beſtimmung, — 
daß zur Verfolgung eines Beamten, wegen durch Ueber⸗ 
ſchreitung ſeiner Amtsbefugniſſe verübten Rechtsver⸗ 
letzungen, eine vorgängige Genehmigung der Behörde 
nicht verlangt werden darf, — aufrecht erhalten. 

A. Z. C. Berlin, 18. Dezbr. [Tagesbericht.] 
Die bevorſtehenden Wahlen zum deutſchen Volks⸗ 
hauſe haben in der jüngſten Zeit eine ziemlich leb⸗ 
hafte Bewegung unter den Abgeordneten hervorgerufen. 
Den Anſtoß dazu glaubte der Abgeordnete des dritten 
Berliner Wahlbezirks, Herr Juſtizrath Geppert, in 
ſeiner Eigenſchaft als Vorſitzender des Central⸗Comités 
der konſervativen Bezirksvereine geben zu müſſen. Er 
hatte es für möglich gehalten, ſämmtliche Fraktionen 
der 2ten Kammer und ſelbſt die 59, welche noch in 
der letzten Abſtimmung eine völlig abweichende Tendenz 
verriethen, in der deutſchen Frage zu vereinen. Er 
hatte ſie zu dem Ende auf Grund eines Programms, 
in welchem die Anerkennung der Verfaſſung vom 26. 
Mai die oderſte Bedingung bildete, zu gemeinſchaftli⸗ 
chen Konferenzen eingeladen. Dieſe Konferenzen haben 
in den letzten Tagen ſtattgefunden; allein nach vielfa⸗ 
chen und theilweiſe intereſſanten Debatten mußte man 
bei der Finglentſcheidung zu der Ueberzeugung gelan⸗ 
gen, daß es ein fruchtloſes Mühen ſei, ex⸗ 
treme Richtungen zu verbinden. Die Mielenzz⸗ 
ſche Partei erklärte dies geradezu und damit zugleich 
ihr Ausſcheiden. Es wurde unter dieſen Zerwürfniffen 
der Beſchluß gefaßt, daß die Abgeordneten als ſolche 
ſich gar nicht an der Leitung der Wahlen betheiligen, 
ſondern dies Geſchäft lediglich den zu ſolchem Behufe 
bereits gebildeten Berliner Central⸗ und Lokal⸗Comité's 
überlaſſen ſollten. Dagegen wird aber die Partei Mie⸗ 
lenz eine von einigen 40 Abgeordneten, worunter 
Simſon, Graf Schwerin, Auerswald, v. Becke⸗ 
rath u. A. unterfchriebene Proklamation an das Volk 
erlaſſen, worin dieſelbe auf die Wichtigkeit der bevor⸗ 
ſtehenden Wahlen hinweiſt.) In den Geppert'ſchen 
Konferenzen ſoll es, wie uns mitgetheilt wird, einige 
Mal zu ſehr intereſſanten Expektorationen zwiſchen dem 
Grafen v. Arnim und dem Grafen v. Schwerin 
gekommen ſein. Graf Arnim als Chef der Converſa⸗ 
tionshalle fand fo viel Bedenken, Rück⸗ und Vorſich⸗ 
ten aufzuſtellen, daß Graf Schwerin in ſeiner derben 
pommerſchen Manier endlich herausfuhr: man habe 
ihm bisher immer geſagt, alle zu treffenden Maßnah⸗ 
men feien lediglich gegen die Demokraten gerichtet; es 
ſcheine ihm aber doch, als ob die Partei noch andere 
Rückſichten nehme. Was ihn angehe, ſo will er lie⸗ 
ber ein paar Demokraten, als die Ultra⸗ſchwarzweißen 
im Erfurter Parlamente ſehen. — Das Königs⸗ 
paar hat geſtern beſchloſſen, am 20ſten d. M., alſo 
am nächſten Donnerstag, die Reſidenz von Potsdam 
nach Charlottenburg zu verlegen. Es pflegt dieſer Um⸗ 
zug alljährlich in dieſer Zeit zu erfolgen. Die ſeit der 
Revolution eingetretene Neuerung iſt aber, daß der Kö⸗ 
nig nicht mehr wie ſonſt nach Neujahr ſeinen Wohn⸗ 
fig ins Berliner Schloß verlegt, ſondern den Winter 
hindurch in Charlottenburg bleibt. So wenigſtens ge⸗ 
ſchah es im vorigen Jahre und ſicher auch in dieſem. 
— Der Erbprinz von Meiningen, der Bräuti⸗ 
gam der Prinzeſſin Charlotte (Tochter des Prinzen 
Albrecht) wird heute hier zum Beſuche erwartet und 
wahrſcheinlich das Weihnachtsfeſt im Schooß der kö⸗ 
nigl. Familie zubringen. — Der Baurath Bürde iſt 
ſelt zwei Tagen aus Erfurt zurückgekehrt, wohin er, 


*) Eine Bekanntmachung dieſer Partei, an deren S 
pitze 
für die 2 Schlesien die Herren Graf Bpben, 
v. Vincke, Milde, Erbreich, Tepper, Wachler, 
d. Ende und Robe ſtehen, ſ. in der geſtr. Bresl. 3. 


im Auftrage des Staatsminiſteriums, die für das 
Volkshaus nothwendigen Lokalien beſichtigt hat. Herr 
Bürde hat ſeinen Bericht bereits erſtattet. Sobald die 
Zuſtimmung der Erfurter Stadtbehörden und anderer 
Kotporationen für die Abtretung ihrer Lokalien einge: 
gangen ſein wird — was man in dieſen Tagen er⸗ 
wartet — ſoll ein definitiver Beſchluß gefaßt werden. 
Die Auswahl iſt um ſo ſchwieriger, als neben dem 
Sitzungsſaal auch die paffenden Büreau⸗Lokalien ꝛc. 
ermittelt werden müſſen. — Der bſterreichiſche Ge⸗ 
ſandte, Herr Prokeſch von Oſten, hat nunmehr 
mit ſeiner Familie eine Privatwohnung bezogen, und 
zwar in der Wilhelmsſtraße, in demſelben Hauſe, wel⸗ 
ches früher der Miniſter Eichhorn inne hatte. — 
Der Dr. Rieger aus Prag, der bekannte Ge: 
chen⸗Führer, iſt auf Mequifition des öſterreichi⸗ 
ſchen Geſandten hier ausgewieſen worden. Man will 
wiſſen, derſelbe habe ſich mit der polniſchen Propa⸗ 
ganda eingelaſſen. — Der bekannte öſterreichiſche Pu⸗ 
bliziſt Herr Otto Hübner, welcher wegen ſeiner im 
preußiſchen Sinne geſchriebenen Aufſätze jüngſt aus 
Wien verwieſen iſt, befindet ſich ſeit einigen Tagen in 
hieſiger Stadt. Er hat ſich hier durchweg einer ſehr 
zuvorkommenden Aufnahme zu erfreuen. — Die erſte 
Kammer hat zwei neue Kommiſſionen niedergeſett, 
die 37. und 38. Erſtere zur Erwägung des Geſetz⸗ 
Entwurfs betreffend die Ermäßigung der Brief⸗ 
Porto⸗Taxez die andere zur Erwägung des Geſetz⸗ 
Entwurfs, betreffend die Ablöſung der Reallaſten 
und die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhäͤltniſſe. Die erſtere beſteht aus den Abgeordne⸗ 
ten: Schmäckert, Kühne, Schultze, Berger, Kupfer, 
Colsmann, Grein, Denzin, Beer, Trieſt. Die andere 
beſteht aus den Abgeordneten: v. Brünneck, v. Jordan, 
v. Münchhauſen, di Dio, v. Gaffron, v. Gordon, 
v. Bernuth, Graf v. Helldorf, v. Kries, Rösler, Kuh, 
Thym, v. Waldow⸗Reitzenſtein, v. Reibnitz, Mentzel, 
Graf v. Limburg⸗Styrum, v. Vincke, Graſſo, v. Tep⸗ 
per, v. Frantzius. — In der erſten Kammer haben 
der Abgeordnete v. Vincke und Genoſſen den An⸗ 
trag geſtellt, die Kammer wolle beſchließen: einen an⸗ 
liegenden Entwurf zu einem Geſetz über Errichtung 
von Gemeindegerichten in Berathung zu ziehen 
und eventuell zum Geſetzesvorſchlage zu machen. Sie 
beabſichtigen durch dieſe Errichtung von Gemeindege⸗ 
richten eine Lücke zwiſchen der neuen Gemeinde⸗Ord⸗ 
nung und Juſtiz⸗Verfaſſung auszufüllen. 


* Der Redaktion geht folgende Erklärung zu: 
„Wir Unterzeichnete haben bei der heutigen, ohne 
8 Diskuſſion erfolgten Abſtimmung über die 
rage: 
ob den zu Art. 98, 99 und den erſten Satztheil 
des Art. 108 von der zweiten Kammer gefaßten 
Beſchlüſſen, welche die letztern als ein untrennba⸗ 
res Ganze betrachtet, beizutreten ſei! \ 
mit „Nein“ geftimmt, weil 
1) die Beſchlüſſe der zweiten Kammer, wenngleich 
fie im Ganzen genommen den konſtitutlonellen 
Prinzipien, zu denen wir uns bekennen, weniger 
widerſprechen, als die früheren Beſchlüſſe der er: 
ſten Kammer über jene Artikel, doch das jährlich 
auszuübende Steuerbewilligungsrecht abhängig 
machen wollen von der Vereinigung beider Kam⸗ 
mern über den Staatshaushalts⸗Etat; 
wir uns nicht damit einverſtanden erklären kön⸗ 
nen, daß das Steuerbewilligungsrecht, welches wir 
unverkümmert fo in Anſpruch nehmen und bei 
unſerer früheren Abſtimmung in Anſpruch genom⸗ 
men haben, wie es außer dem Rechte der Zuſtim⸗ 
mung zu allen Geſetzen und zur Feſtſetzung des 
Staatshaushalts⸗Etats insbeſondere durch das 
Geſetz vom 6. April 1848, § 6 den Volksver⸗ 
tretern verbürgt iſt, in dieſer Art an Bedin⸗ 
gungen geknüpft und geſchmälert werde; 
weil unter den gegenwärtigen Umſtänden von dem 
Verſuche durch Zuſtimmung zu jenen Beſchlüſſen 
der zweiten Kammer eine Vermittelung der ver⸗ 
ſchiedenen Anſichten und übereinſtimmende Be⸗ 
ſchlüſſe beider Kammern herbeizuführen, kein Re⸗ 
ſultat zu erwarten ſtand; 
weil, wenn es ſonach bei den Beſtimmungen jener 
Artikel in der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 5. De⸗ 
zember 1848 wurde bewenden mäffen, damit alfo 
auch der Art. 108 mit allen ſeinen Zweifeln und 
Bedenken unverandert bleibt, wir doch der An⸗ 
ſicht ſind, daß diejenige Auslegung ſich immer 
noch Geltung verſchaffen wird, wonach: 
in dem erſten Satztheil des Art. 108 nur 
eine Uebergangsbeſtimmung der Art zu finden 
iſt, daß ſeine Bedeutung ganz erliſcht, wenn 
der erſte Staatshaushalts⸗Etat mit Zuſtim⸗ 
mung beider Kammern zu Stande gekommen 
if, indem von da ab dieſer jährlich erneuerte 
Etat das normirende und abändernde Geſetz 
für die zu erhebenden Steuern und Abgaben 
nach Art. 99 bildet, ſofern nicht ſpätere be: 
ſondere Geſetze zur Anwendung kommen. 
Nur bei ſolcher Auslegung iſt jeder Widerſpruch 
zwiſchen dem Art. 98, 99 und 108 unter ſich 
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und mit dem Geſetze vom 6. April 1848 be⸗ 


eitiget. 
Berlin, den 17. Dezemb. 1849. 
v. Ammon. v. Arnim. v. Baſſewitz. Baumſtark. 


v. Bernuth. v. Bockum⸗Dolffs. Böcking. v. Brünneck. 
Dahlmann. Emundts. Frech. Graſſo. v. Groote. 
Graf v. Helldorf. Hermann. Graf v. Hompeſch. 
v. Kathen. Keferſtein. v. Kempis. Kisker. Lautz. 
Mentzel. Milde. v. Oppen. Pinder. vom Rath. 
v. Rönne. Rösler. Schiller. v. Simpſon. Tamnau. 
v. Tepper. v. Vincke. Wachler. Wallach. 
v. Wittgenſtein.“ 


Der bekannte Ferdinand Thiele ſoll mit fünfen 
feiner Freunde, nachdem fie 60,000 Rtl. aufgenom⸗ 
men haben, nach Amerika gegangen ſein. So meldet 
die C. C. 8 

* Eine Mittheilung des C. B. will wiſſen, daß 
keine öſterreichiſche Truppen in Sachſen ein⸗ 
rücken würden. „Oeſterreich — fo wird hinzugefügt — 
werde in Folge einer Konvention ein Obſervationskorps 
aufgeſtellt halten, welches die Aufgabe habe, die nach 
erhaltenen Anzeichen aus Paris in Böhmen ge⸗ 
fährdete Ruhe aufrecht zu erhalten. Die öſterreich. 
Behörden wollen die Kenntniß von einer beabſichtigten 
Ruheſtörung in Böhmen aus dort „neuerdings einge⸗ 
troffenen und aufgefangenen Briefen“ erſehen haben.“ 
— Alſo auch nach dieſer Mittheilung wäre die Ver⸗ 
ſtändigung zwiſchen Oeſterreich und Preußen 
eine Thatſache. (S. oben.) 

[Oer Prozeß des Herrn Laſſalle] wurde heut früh 
um 10 Uhr vor dem hieſigen Rheiniſchen Reviſions⸗ und 
Kaſſationshof verhandelt. Laſſalle hatte am 13. Nopember 
v. J. in Veranlaſſung des Konflikts zwiſchen der Krone 
und der Nationalverſammlung in Düſſeldorf zum bewaffne⸗ 
ten Widerſtande gegen die Regierung aufgefordert und einen 
ſolchen namentlich für den Fall einer Auflöſung der Bürger⸗ 
wehr empfohlen. Vor die Aſſiſen berufen und deren Aus⸗ 
ſpruch in der Unterſuchungshaft erwartend, beſchwerte ſich 
der Angeklagte in einem an den Generalprokurator zu Köln 
gerichteten Schreiben darüber, daß die Staatsprokuratur, 
die damals durch Herrn v. Ammon verſehen wurde, einen 
zur Unterſuchung gehörigen Brief erſt drei Wochen, nach⸗ 
dem der Prokurator denſelben erlangt, zu den Unterſuchungs⸗ 
akten gegeben und dadurch eine Verlängerung der Unterſu⸗ 
chungshaft um drei Monate herbeigeführt habe. Er nannte 


dies Verfahren eine „Pefidie“ der Staats⸗Prokuratur. We⸗ 


gen des Hauptverbrechens, der von dem Angeklagten offen 
zugeſtandenen Provokation zum Umſturz der beſtehenden Regie⸗ 
rung u. Verfaſſung wurde derſelbe demnächſt von den Aſſiſen frei⸗ 


geſprochen. Ueber dieſe 828 damaligen Anklageſchrift 
Laſt AB eben ber „Rebellion“ 
e eee it beige und ihre Vertreter in 


Vollziehung von Regierungs⸗Maßregeln, zu welcher der Ans 
geklagte nur zu dem Zwecke des Hauptverbrechens, der 
„Revolution“ provozirt hat, wurden den Geſchworenen keine 
Fragen geſtellt. Wegen dieſes Vergehens und zugleich we⸗ 
gen der dem Herrn von Ammon zugefügten Beleidigung, 
erkannte deshalb nach der Freiſprechung das Korrektionell⸗ 
gericht auf ſechsmonatliche Freiheitsſtrafe und der 
Appellhof dieſes Gerichts beſtätigte die Entſcheidung. Ge⸗ 
gen dieſe erhebt der Vertheidiger (Laſſalle war nicht er⸗ 
ſchienen) neue Kaſſationsmittel. Der Gerichtshof verwirft 
das Kaſſationsgeſuch. In den Entſcheidungsgründen ſchloß 
fi der Gerichtshof faſt überall den Ausführungen des öf⸗ 
fentlichen Miniſteriums an. a 

Poſen, 15. Dezember. [Krauthofer.] Geſtern 
begann die Verhandlung gegen Krauthofer (Krotowski) 
vor den Geſchwornen. Als fein Vertheidiger erſcheint 
Dr. jur. Niegolewski, Mitglied des früheren polniſchen 
National⸗Comités. Krauthöfer verlangt als Pole, daß 
die Verhandlung polniſch geführt werde. Der Be⸗ 
klagte iſt bekanntlich einer der geſchickteſten Advokaten 
geweſen und plaidirte immer mit großer Gewandtheit 
deutſch, was er auch im vorigen Jahre in Berlin bei 
ſeinem Auftreten in den verſchiedenen Klubs bewieſen. 
Der Gerichtshof entſcheidet wirklich, daß in der Ange⸗ 
legenheit principaliter polniſch und nur in nothwen⸗ 


Huſarenoffizier beben wollen; 


4) die Landwehroffi⸗ 
ziere Burgund und Brachvogel mit einer Abtheilung 
Landwehr gefangen genommen und ſie der Kaſſe be⸗ 
raubt; 5) habe er bei Rogalin und Schrimm mit⸗ 
gekaͤmpft; 6) habe er die Befehle des Partiſanenbe⸗ 
fehlshabers der polniſchen Republik an die Gerichte in 
Poſen und Bromberg und an das Generalkommando 
unterzeichnet und mit der Vehme gedroht; 7) feier 
in Moſchin an der Spitze eines Aufrührerhaufens ein⸗ 
gerückt, habe den Bürgermeiſter entſetzt, einen andern 
eingefegt und Waffenauslieferung vom Gensd'armen 
verlangt; 8) habe er Schiffe mit Salz auf der Warthe 
bel Rogalin in Beſchlag nehmen laſſen; 9) fei er in 
Razower Haulindereien eingefallen und habe fie ge⸗ 
brandſchatzt. (Ref.) 

Elberfeld, 17. Dezbr. (Tagesneuigkeiten.] 
Heute Morgen iſt unſer ſuspendirt geweſener Ober⸗ 
bürgermeiſter Herr v. Carnap, durch den Ober⸗Re⸗ 
gierungs⸗Rath Herrn Schmitz wieder feierlich in ſein 
Amt eingeführt worden, und der bisherige kommiſſa⸗ 
riſche Oberbürgermeiſter Herr Regierungsaſſeſſor Ditt⸗ 
mer bereits nach Duisburg abgereiſt, um allda ſeine 
landräthlichen Funktionen wieder zu übernehmen. — 
Hier hat ſich eine freie evangeliſche Kirche konſtituirt 
und mit der deutſch⸗katholiſchen vereint. Herr Heiz 
dorn, welcher bis jetzt der deutſch⸗katholiſchen Ge⸗ 
meinde vorſtand, iſt der Prediger dieſer vereinten Ge⸗ 
meinde, die übrigens nicht aus der Gemeinſchaft mit 
der evangeliſchen Kirche überhaupt tritt. Zu ihrem 
Gottesdienſt benutzt fie den bisher von der niederlän⸗ 
diſch⸗reformirten Gemeinde gebrauchten Saal bei Frau 
Wwe. Obermeyer. (Elberf. 3.) 

Köln, 16. Dez. [Militäriſches.] In dieſen 
Tagen findet hier eine bedeutende Aus hebung 
der Altersklaſſe von 1845 an ſtatt, und werden die 
rekrutirten Leute, nachdem ſie einexerziert find, nach 
Baden geſchickt, wogegen die dort ſtehenden Soldaten, 
welche bereits drei Jahre und länger dienen, entlaſſen 
werden. Dieſe Aushebung mag Manchen, der ſich 
ſchon der Militärpflicht enthoben glaubte gar unfanft 
treffen. „Elberf. 3.) 

Der „Deutſchen Reform“ wird über dieſen Gegen⸗ 
ſtand aus Köln gemeldet: „Wie verlautet, ift bei der 
hieſigen Kommandantur der Befehl eingelaufen, die 
Armee⸗Reſerve aus den Jahren 1844 bis 
1849 im Frühjahr einzuberufen, um ſie einer 
Nachmuſterung zu unterziehen.“ a 

Minden, 13. Dezbr. (Militäriſches.] Heute 
Morgen gegen halb 12 Uhr kam Se. kgl. Hoh. der 
Prinz von Preußen mit dem gewöhnlichen Dienfts 
Bahnzuge von Berlin hier an und wurde auf dem 
Bahnhofe von den Civil⸗ und Militär⸗Behörden em⸗ 
pfangen. In der Nähe des Bahnhofes waren die 
Truppen der Garniſon zur Inſpicirung aufgeſtellt. 
Nachdem der Prinz die Fronte heruntergegangen war, 
wobei er mit lautem Hurrah begrüßt wurde, defilirten 
die Kompagnien zugweiſe vorbei. Es befanden ſich 
darunter auch zwei Kompagnien des berliner Landwehr⸗ 
Bataillons, welches bei ſeiner Zuſammenziehung und 
ſpäter ſich fo renitent gezeigt und fo unwürdig aufge⸗ 
führt hatte (zwei Kompagnien wurden bekanntlich ent⸗ 
waffnet nach den alten Provinzen zurückgeführt, zwei 
blieben in Minden zurück und haben ſich ſeit jener 
Zeit muſterhaft betragen). Nachdem der Vorbeimarſch 
geendet, ließ der Prinz halten und dieſe beiden Kom⸗ 
pagnien Front machen, dann fprady er dieſelben etwa 
in folgender Weiſe an: „Ihr habt den Wunſch aus⸗ 
geſprochen, gegen den Feind geführt zu werden, um 
die Schmach abzuwaſchen, mit welcher ihr das Ehren⸗ 
Kleid des preußiſchen Wehrmannes befleckt habt; es 
hat mir große Freude gemacht, dieſen Wunſch von 
euch zu vernehmen, und mehr noch, von euren Vor⸗ 


digen Fällen deutſch verhandelt werden ſolle. Hierauf | gefegten zu hören, daß ihr euch vorzüglich geführt 


fordert der Beklagte das Wort, um über die Quali⸗ 
fikation der Geſchwornen zu ſprechen, und verlangt, 
daß dieſelben polniſch verſtehen ſollen. Der Ge 
richtshof erklärt, daß dieſe Forderung nicht begründet 
ſei. Dagegen behauptet der Beklagte, daß, wenn die 
Sache polniſch verhandelt werde, auch die geſunde 
Vernunft erheiſche, daß die Geſchwornen polniſch ver⸗ 
ſtänden, da eine Verdolmetſchung nicht genüge. Er 
vergleicht einen ſolchen Gerichtshof mit einer Karikatur 
Hogarths, auf welcher der Verklagte den Mund ge⸗ 
ſtopft, die Richter die Augen verbunden hätten, Der 
Staatsanwalt proteſtirt gegen den Beſchluß des Ge⸗ 
richtshofes, die Sache polnifch zu verhandeln, als ge⸗ 
ſetzlich nicht begründet, giebt nur für diefen Fall eine 
ſolche Verhandlung zu und erklärt, daß er für ſeinen 
Theil deutſch ſprechen werde, da es notoriſch ſei, daß 
der Angeklagte die deutſche Sprache vortrefflich ver⸗ 
ſtehe und ſpreche. — Bei der Looſung der Geſchwor⸗ 
nen erklart Krauthofer zuerſt keinen zurückweiſen zu 
wollen, geht aber von ſeiner Erklärung ab, indem er 
mehrere deutſche Namen ablehnt, eben ſo wie der 
Staatsanwalt mehrere polniſche. Die Anklage, welche 
nunmehr verleſen wird, enthaͤlt folgende Hauptpunkte: 
1) Krotowski habe auf dem Markte in Poſen im 
Maͤrz 1848 Geld vertheilt; 2) vom Comlt- 2000 
Rthlr. erhalten, mit denen er in Berlin die Inſurrek⸗ 
tion in Berlin befördern ſollte; 3) in Kurnik einen 


habt. Es hat ſich keine Gelegenheit geboten, euren 
Wunſch zu befriedigen, denn in der Verfaſſung, in wel⸗ 
cher ihr damals waret, konnte man es nicht wagen, 
eine ſo außer aller Zucht und Ordnung befindliche 
Truppe mit in den Feldzug zu nehmen; ich werde es 


aber eurem Könige ſagen, wie ihr euch gebeſſert habt, 


und er wird ſich freuen, wenn ich ihm dieſe frohe 
Botſchaft mittheile; aber nun frage ich euch, ihr Wehr⸗ 
Männer! iſt es auch euer ernſtlicher Wille, durch die 
That zu zeigen, daß ihr euren Fehler erkannt habt, 
und daß ihr vor dem Feinde den Schandfleck titgen 
wollt, den ihr auf euch geladen habt? Wollt ihr dies, 
fo antwortet mir mit Ja!“ Die Kompagnien beant⸗ 
toortetan die Frage mit einem lauten Ja, dem man 
es anhörte, daß es aus dem Herzen kam, und ich 
habe viele Wehrmänner geſehen, denen die hellen 
Thränen in den Bart herunterrannen, fo hatte fie 
dieſe Anſprache ergriffen; auch der Prinz ſelbſt ſchlen 
gerührt, und als er nun raſch und kurz: „Es lebe 
der König!“ aus rief, wollte der Jubel nicht enden, 
mit welchem die Wehrmänner in das dreimalige Hur⸗ 
rah einſtimmten. (Köln. 3 
Düſſeldorf, 16. Dezember. (Se. königl. Dos 
heit der Prinz von Preußen] if heute Morgen 
mit dem Eiſenbahnzuge um 11 uhr 20 Minuten don 
hier über Kon nach Aachen abgereift, um übermor⸗ 
gen hierher zurlickzukehren und fi dann nach El⸗ 


berfeld und Iſerlohn zu begeben. Der Prinz 
ſoll ſich über den ihm hier zu Theil gewordenen Em⸗ 
pfang ſehr zufrieden geäußert und verſprochen haben, 
dieſe loyalen Kundgebungen der Einwohner der Stadt 
Düffeldorf zur Kenntniß Seines Bruders, Sr. Ma⸗ 
jeſtät des Königs, zu bringen. (Düſſeld. 3.) 
Aachen, 17. Dezemder. [Der Prinz von 
Preußen.] Geſtern Abend iſt S. k. H. der Prinz 
von Preußen mit dem Eiſenbahnzuge von Köln 
hier eingetroffen. S. k. Hoh. wurde auf dem Bahn⸗ 
hofe von den ſtädtiſchen Behörden begrüßt und fuhr 
dann durch die erleuchteten Straßen nach dem Präſi⸗ 
dialgebäude, wo Sie Ihr Abſteigequartler genommen 
haben. Sogleich nach der Ankunft fand hier große 
Cour ſtatt, zu welcher ſich der Gemeinderath, die 
SGeiſtlichkeit, das Regierungs⸗Kollegium, die Mitglieder 
des Land⸗ und des Handelsgerichts, ſo wie das Offi⸗ 
zierkorps der Garniſon eingefunden hatten. S. k. 
Hoh. ließ ſich die Erſchienenen vorſtellen und erwiderte 
auf die bei dieſer Gelegenheit gehaltenen Anreden mit 
widerholter Bezugnahme auf die Ereigniffe des vorigen 
Jahres, indem Er ſowohl ſeine Anerkennung über die 
Haltung der Stadt ausſprach, als auch auf der an⸗ 
dern Seite darauf aufmerkſam machte, wie es jetzt be⸗ 
ſonders Pflicht ſei, für die Erziehung der Jugend zu 
ſorgen, damit in ſie ein geſunder Keim für die Zu⸗ 
kunft gelegt werde. S. k. H. wird heut die Trup⸗ 
pen der Garniſon inſpiziren, Münſter und Rathhaus 
beſuchen und Abends dem Ihm zu Ehren von der 
Stadt veranſtalteten Feſtballe, beiwohnen und am 
Dienſtag Morgen ſich nach Jülich begeben. 
(Aach. 3.) 
Deutſchland. 
Fraukfurt a. M. 16. Dez. [Die Mitglieder 
des Interims.] Dieſen Vormittag langte der 
Feldmarſchalllieutenant v. Schönhals in Begleitung 
des Hrn. v. Werner, und dieſen Mittag der Baron 
v. Kübeck von Wien kommend in Frankfurt an; ſie 
ſtiegen im römiſchen Kaiſer ab. Der preußiſche In⸗ 
terimskommiſſar Bötticher iſt von Berlin in Beglei⸗ 
tung des Oberregierungsraths Mathis und des Hrn. 
v. d. Goltz eingetroffen, und im ruſſiſchen Hof abge⸗ 
ſtiegen. An beiden Hotels wurden ſofort Ehrenwa⸗ 
chen aufgeſtellt. Der Generallieutenant v. Rado⸗ 
witz wird gegen Abend hier erwartet. Die feierliche 
Snftallation der interimiſtiſchen Bundes: 
kommiſſion wird am 20. Dez. von ſtatten gehen. 
— Der Prinz von Preußen wird auf der Durch⸗ 
reiſe nach Karlsruhe gegen Ende dieſer Woche nach 
Frankfurt kommen und einige Tage hier verweilen. — 
Die Baronin v. Brandhof, Gemahlin des Erzher⸗ 
zogs Johann von Oeſterreich, iſt erkrankt. Der Weg⸗ 
gang des Erzherzogs Johann aus Frankfurt dürfte 
dadurch noch einigen Aufſchub erfahren. (D. A. 3.) 
Frankfurt, 16. Dezbr. [Tagesneuigkeiten.] 
Die alten Kampfer ſcharen ſich wieder um das alte 
Banner. Sie finden in der heutigen „Deutſchen Zei⸗ 
tung“ einen Leitartikel: „Die Denkſchrift des Fürſten 
Leiningen;“ eine Note der Redaktion begrüßt in dem 
Berfaffer die wohlbekannte Stimme eines alten Freun⸗ 
des. Es iſt Gervinus, der dieſen Artikel geſchrie⸗ 
ben hat und nach langem Schweigen zum erſten Mal 
ſeine Stimme wieder erhebt. Gervinus trennte ſich 
von der Partei, weil er den von ihr eingeſchlagenen 
Weg, mit Preußen zu gehen, für unmöglich hielt; 
ſeine Rückkehr mag als ein Zeichen gelten, mit welcher 
Zuverſicht dae redliche und entſchloſſene Vorſchreiten 
Preußens alle wahren Freunde des Vaterlandes erfüllt. 
Ich knüpfe an dieſes Ereigniß — denn ein ſolches iſt 
es zu nennen, daß der muthige und beharrliche Kämpfer 
für Deutſchlands Freiheit und Einheit wieder auf dem 
Kampfplatz und unter ſolcher Fahne erſcheint — eine 
kleine Anekdote. Bekanntlich find vor Kurzem unter 
Anderen Gervinus, Häuſſer und v. Gagern in 
Deidesheim zuſammengetroffen. Wenige Tage ſpä⸗ 
ter rückte ein baieriſches Infanterie⸗Detachement, ein 
Hauptmann, 2 Lieutenants und 37 Mann, in Deis 
desheim ein und liegt in dieſem Augenblick noch dort. 
Jetzt weiß man auch die Urſache. Die — Verſamm⸗ 
tung har den baleriſchen Behörden gerechte 


Beſorgniß eingeflößt (Köln. Z.) 
Stuttgart, 18. Dezember. [Aus der geſteigen 
Sitzung der verfaſſungrevidirenden Ver⸗ 


ſammlung] heben wir nachfolgende Reden ihrem 
Hauptinhalte nach, als ſehr . hervor. Z im⸗ 
mermann eiferte für die Reichsverfaſſung und für 
die, welche ſich für dieſelbe erhoben. „Wenn das Be⸗ 
wußtſein der Völker dahin gelangt iſt, daß ihnen die 
Repubue als das Beſſere erſcheint, dann geht die Mo: 
narchie in Republik über, dies iſt eine Naturnothwen⸗ 
digkeit und durchaus keine unerlaubte Behauptung. Es 
iſt dies eine Lehre der Geſchichte. Jene Regieruugs⸗ 
Form iſt die beſte, die das Oberhaupt hindert, dem 
Volke irgend etwas Böſes zu thun, und wo das Volk 
ſich ſelbſt regiert. Ich kann übrigens dem Departe⸗ 
mentschef ſagen, daß ich die Republik für jetzt für un⸗ 
zeitig halte.“ — Miniſter Schlayer erwiederte, der 
Herr Abgeordnete rede von vor 2000 Jahren, in Rom 

In Europa habe die Republik und 


se Griechenland. 
as Prinzip der Volksſouveränetät nur Blut und Fluch 


— 


hervorgebracht. Am 19. März 1648 ſtellte man es 
in England auf, und im Januar 1649 fiel Karl I. 
Haupt unter dem Beile; es folgte die Republik, deren 
ſich England bald entledigte, und das Denkmal der 
Schmach, das Rumpfparlament. Unter Nationalſou⸗ 
veränetät verſteht man jetzt in England König und 
Parlament. In Frankreich wurden auch Säge auf⸗ 
geſtellt, welche man hier mit Unwillen höre. Es ging 
Fluch hervor aus dem Blute. Was Herr Zimmer⸗ 
mann gefagt, enthält viel Richtiges ... für die Vers 
hältmiffe, welche Thucydides ſchildert. Es iſt heute an 
Badens Beiſpiel erinnert worden: es würde bei 
uns nicht an fremden Baponnetten fehlen, wenn wir 
Grund zum Einſchreiten durch innern Zwiſt geben wüͤr⸗ 
den. Wollen wir 60,000 fremde Baponnette 
ins Land kommen ſehen? in 8 Tagen wären 
fie da; find unſere Zuſtände denn fo unleidlich, daß 
wir dies herbeirufen wollten? Dahin könnten wir kom⸗ 
men, wenn die Regierung immer in Allem aufgehal⸗ 
ten und in ihrer Kraft gelaͤhmt wird. (Konſt. 3.) 
München, 14. Dez. So eben iſt mit dem letzten 
Bahnzuge um 4 Uhr Nachmittags der bisherige Se⸗ 
kretär der königl. preußiſchen Geſandtſchaft dahier, 
Freiherr v. Roſenberg, nach Frankfurt abgereiſt, 
um dort an der Seite der HH. v. Radowitz und 
Bötticher an den Arbeiten der proviſoriſchen Bundes⸗ 
Kommiſſion Theil zu nehmen. (N. M. 3.) 
München, 15. Dezbr. [Note. Amneſtie.] 
Vor einigen Tagen iſt an die preußiſche Regierung 
von hier eine Note ergangen, worin das bairiſche 
Miniſterium, ſo viel ich vernehmen konnte, die Ueber⸗ 
zeugung ausſpricht, daß die Beſchlüſſe des berliner 
Verwaltungsraths hinſichtlich der Berufung 
eines Neichstags dem deutſchen Bundesrechte nicht 
gemäß feien, weshalb ſich Baiern verpflichtet fehe, 
den in der öſterreichiſchen Proteſtnote enthaltenen Ver⸗ 
wahrungen ſich anzuͤſchließen. — Die Kammer der 
Reichsräthe hat geſtern das Amneſtiegeſetz wieder 
ſo umgeſtürzt, daß es noch einmal an die Abgeordne⸗ 
ten zurückgeht. Alle von dieſen beſchloſſenen Modiſi⸗ 
kationen wurden als ſolche abgelehnt und nur eine 
derſelben als Antrag genehmigt, obwohl Miniſter v. 
d. Pfordten erklärt hatte, daß er jetzt den Weg der 
Modifikationen für den zweckmäßigern halte, denn er 
führe ſchneller zum Ziele. Die von den Abgeordneten 
geäußerten Wünſche — biscretionäre Ausdehnung der 
Amneſtie und Abſchneidung disziplinärer Einſchreitung 
gegen Studenten betreffend — wurden abgelehnt. 
Mit den Abgeordneten, welche noch vor Weihnachten 
mit dem begonnenen Geſetze fertig werden möchten, 
wird es nun einen lehaftern Konflikt als gewöhnlich 
geben. (Allg. 3.) 
+ Dresden, 18. Dez. [Der Amneftieantrag.) 
Zum richtigen Verſtändniß des geſtern mit ſo großer 
Majorität (36 gegen 5 Stimmen) von der erſten 
Kammer gefaßten Beſchluſſes „bei dem Könige im 
Verein mit der zweiten Kammer ſich dahin zu verwen⸗ 
den, daß derſelbe kraft des in § 52 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde begründeten Abolitionsbefugniſſes den in dem 
Maiaufſtand verflochtenen Perſonen, möge 
die Unterſuchung wider ſie eingeleitet worden ſein oder 
noch nicht begonnen haben, mit Widereinſetzung 
in ihre politiſchen Ehrenrechte eine Amneſtie 
in möglichſt weiter Ausdehnung huldreichſt an: 
gedeihen loſſe,“ muß zuvörderſt auf die Thatſache hin⸗ 
gewieſen werden, daß in den Maiaufftand ſtreng ge⸗ 
nommen das ganze Land verwickelt iſt. Die Fort⸗ 
führung jener Tauſende von Prozeſſen, deren Akten 
weder Aufſchluß über die Motive der Theilnehmer noch 
über die vollſtändige Freiheit ihres Willens zu geben 
im Stande ſind, wird von allen Einſichtigen und ins 
Beſondere vom Richterſtande als ein öffentliches Un⸗ 
glück beklagt. Hierzu geſellt ſich die in der öffentlichen 
Meinung feſtwurzelnde Ueberzeugung, daß der Idee 
der Gerechtigkeit, weit entfernt ihr Gewalt anzuthun, 
auf keine Weiſe völliger genügt werden könne, als durch 
eine möglichſt weit ausgedehnte Amneſtie. Soll über 
jeden einzelnen Fall, wie der Anfang gemacht worden 
if, an das Juſtizminiſterium Bericht erſtattet werden, 
ſo iſt ein Ende der Prozeſſe nicht abzuſehen, zumal 
ſich die Nothwendigkeit herausſtellen dürfte, noch zahl⸗ 
loſe neue Prozeſſe, namentlich gegen die Mitglieder 
der deutſchen Vereine (7,000 — 10,000) einzuleiten, 
deren Erklärungen und Beſchlüſſe im Sinne des Kri⸗ 
minalgeſetzbuches unzweifelhaft hochverrätheriſcher Na⸗ 
tur ſind. Vor allen Dingen aber iſt es nöthig, das 
gänzlich geſunkene Vertrauen zur Krone durch jedes 
irgend geeignete Mittel etwas zu beleben und zu un⸗ 
terſtützen. In dieſen Geſichtspunkten, nicht in beſon⸗ 
deren Sympathien für die bei dem Aufſtande Bethei⸗ 
ligten, liegen die Erklärungsgründe für die große Ma⸗ 


einmal, weil durch die von der Reglerung beabſichtigte 
Begnadigung eine weit größere Menge Angeklagter 
ſtraflos werden ſollen, als dies bei Ertheilung einer 
Amneſtie der Fall ſein würde, und dann, weil ſie 
fürchten, die Begnadigten könnten neues Unglück über 
das Land heraufbeſchwören. Der Abgeordnete Haaſe 
endlich hat heute ſeine Abſtimmung im Protokoll zu 
erklären, eigentlich zu widerrufen verſucht. Die Re⸗ 
gierung glaubt auf die Gewährung einer Am⸗ 
neſtie nicht eingehen zu können, und beharrt bei 
dieſem Entſchluſſe; fie ſtellt ſehr ausgedehnte Begnadi⸗ 
gungen, die wenigſtens vier Fünftheile der Angeklagten 
umfaſſen würden, in Ausſicht. Nicht ohne Bedeutung 
ift die Erklärung, welche vor Beginn der Sitzung der 
Juſtizminiſter Dr. Zſchinsky abgab, er erläuterte den 
in der letzten Sitzung von ihm erwähnten Beſchlüß 
des Geſammtminiſteriums die Nichtvollſtreckung von 
Todesurtheilen betreffend, dahin, daß ſich derſelbe nur 
auf die bis zum Tage der Beſchlußfaſſung 
(3. Januar 1849) gefaͤllten Todesurtheile beziehe. Im 
Verlauf der Sitzung bezog er ſich auf eine von Leon⸗ 
hard Heubner in feinem Verhöre gemachte Ausfage, 
daß man im Mai zur Bildung einer proviſoriſchen 
Regierung auch dann geſchritten ſein würde, wenn der 
König und die Miniſter in Dresden anweſend geblle⸗ 
ben wären. Dieſe beiden Erklärungen ſind nicht un⸗ 
geeignet, ein Gerücht zu beſtätigen, welches aus bemer⸗ 
kenswerther Quelle herfließt; die Regierung ſoll nämlich 
nunmehr feſt entſchloſſen fein, die Todes urtheile, 
welche nach Lage der Akten gegen Heubner und 
Röckel, vorausſichtlich geſprochen werden müſſen, 
zur Vollſtreckung kommen zu laſſen, weil ſie ſich 
davon einen heilſamen Schrecken der Demokratie aller 
Grade verſpricht. Sollte die Regierung wirklich dle 
Hinrichtung Heubner's geſchehen laſſen, ſo verſteht ſich 
von ſelbſt, daß dieſer Akt nur erſt nach oder unmittel⸗ 
bar vor drm Zeitpunkte möglich iſt, wo die Oeſterreicher 
ins Land rücken. 

Weimar, 13. Dezbr. [Der Landtag] hat ein⸗ 
ſtimmig den Antrag angenommen, die Negierung aufs 
zufordern, ſich mit den übrigen thüringifchen Regierun⸗ 
gen zu vereinigen, um bei der Krone Preußen und 
den übrigen deutſchen Mächten Maßregeln zum 
Schutze der bedrängten Nationalität der 
Schleswig⸗-Holſteier zu beantragen. 

(W. Ztg.) 

Kaſſel, 14. Dezbr. Unſere Stände haben heute 
die proponirte Anleihe von 1 Million Thlr. 4% pCt. 
Staatsſchuld mit großer Mehrheit genehmigt. 

Darmſtadt, 16. Dezbr. Miniſterial⸗ Rath Eigen⸗ 
brodt iſt geſtern nach Erfurt abgereiſt, wohin er und 
Splv. Jordan zur Erledigung der vorliegenden Ar⸗ 
beiten des Bundes⸗ Schiedsgerichts einberufen find. 

(Darmſt. 3.) 

Braunſchweig, 15. Dezbr. [Militäriſches.] 
Die Braunſch. Reichs⸗Zeitung enthält einen wohl halb⸗ 
offiziellen Artikel in Betreff der Proteſtationen, die 
gegen die Abtretung der braunſchweigiſchen Militär⸗Hohelt 
an Preußen von verſchiedenen Höfen eingereicht ſein ſoll⸗ 
ten. Glaubwürdigem Vernehmen nach kann darauf 
erwidert werden, daß eine ſolche Abtretung der Mili⸗ 
tär⸗Hoheit weder geſchehen iſt noch geſchehen wird. 
Wohl aber ſcheinen Unterhandlungen über eine Mili⸗ 
tärconvention mit Preußen in zum Theil ähnlicher 
Weiſe wie mit Mecklenburg⸗Schwerin ftattzufinden, und 
ſich dem faſt allgemein gewünſchten Abſchluſſe zu nä⸗ 
hern, ohne daß man, wie der hannoverſche Correſpon⸗ 
dent zu beſorgen ſcheint, ſich dieſſeits zu einem media⸗ 
tifieten Lande degradiren oder ſonſt auf eine auffallende 
Weiſe Preußen in die Arme werfen will. Eine ſolche 
Convention ſcheint vielmehr nichts weiter als eine zweck⸗ 
mäßigere taktiſche Feſtſtellung der hieſigen Militärver⸗ 
haͤltniſſe und geradezu das Gegentheil von dem zu 
beabſichtigen, was man in Hannover u beſorgen 
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g Oldenburg, 16. Dezeb. [Das neue Minifte - 
rium] entwickelt eine große Thätigkeit, wenn auch 
noch nicht öffentlich. Man will ganz beſtimmt 
wiſſen, daß es die Deutſche Frage am 28, d. M. 
wiederholt vor den Landtag bringen und verſuchen wird, 
ſie durchzubringen; gelingt es ihm nicht, ſo wird der 
Landtag aufgelöft werden (Weſer⸗Ztg.) 


Flensburg, 14. Dezbr. Hier iſt eine Polizeiver⸗ 
ordnung erſchienen, welche den Gebrauch ſogenannter 
ſchleswig⸗holſteiniſcher Fahnen und Uniformen, ſowie 


Bänder und Kokarden bei Strafe der Verh 
verbietet. z 
Oeſterreich. 
N. B. Wien, 18. Dez. [Tagesbericht.] Die 


85 Tragen der ſogenannten ſchleswig⸗holſteiniſchen 
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jorität, welche der Antrag für ſich gewann. Von den Herzogin v. Berry hatte am 14. d. Trieſt mit einem 
fünf Gegnern des Antrages (v. Carlo wis, Dufour⸗ Gefolge von 50 Perſonen verlaſſen, um ſich nach 


Feronce, Poppe, Graf Hohenthal, Haaſe) hatte der 


Parma zu ihrer Tochter, der Gemahlin des regleren⸗ 


Erſte nur das der Erwägung wohl bedürfende Beden⸗ den Herzogs, zu begeben. — Das Leichenbegängniß 
ken, daß in einem ſolchen Antrage immer mehr oder des verſtorbenen Erzherzogs Ferdinand d'Eſte in 
weniger eine Art Einwirkung auf die Juſtiz liege; Brünn ſoll bis zur Ankunft feines Bruders, des re. 


einer Begnadigung und ſelbſt einer Amneſtie iſt gierenden Herzogs von 


Modena, verſchoben werden⸗ 


derſelbe nicht entgegen. Die Abgeordneten Dufour, Der Adjutant des Erzherzogs iſt um einen Tag früher 


Poppe und Hohenthal ſtimmen gegen den Antrag, 


geſtorben, und drei andere Dffigiere, welche den Erzher⸗ 


zog in die Spitäler begleiteten, liegen noch gegenwär⸗ 
tig hoffnungslos darnieder. — Die Zöglinge der In⸗ 
duſtrieſchule in Peſth wurden aufgefordert, ſich zu 
erklären, ob ſie die Vorleſungen in deutſcher oder un⸗ 
gariſcher Sprache zu hören wünſchen. Sie erklärten 
ſich ſämmtlich für die ungariſche Sprache, mit Aus⸗ 
nahme eines Einzigen, der auffallender Weiſe kein Wort 
Deutſch verſteht. Beim Peſther Magiſtrate wird ein 
großer Theil der Gefhäfte in deutſcher Sprache ges 
führt; dabei kommt jedoch der Uebelſtand zum Vor⸗ 
ſcheine, daß kaum Einer der Beamten richtig Deutſch 
zu ſchreiben verſteht. — Eine Deputation ift von The⸗ 
reſinopel nach Wien abgegangen, um gegen die Ein⸗ 
verleibung dieſer Stadt in die Woiwojdina eine Peti⸗ 
tion zu überreichen. Da nämlich dort nur wenig Ser⸗ 
ben wohnen, ſo läßt man ſich das Uebergewicht ihrer 
Nationalität um ſo weniger willig gefallen. — Eine 
neu angelegte Poſt aus Konſtantinopel bringt nichts 
Erhebliches. Der Imparcial de Smyrne vom 7. d. 
meldet, daß die engliſche und franzöfifche Escadre noch 
immer den früheren Standpunkt behaupten, und es 
hieß, daß beide in der Levante überwintern werden. 
— Nach anderweitigen Nachrichten aus Konftantinopel 
vom 8. d. hatte das am 7. d. erfolgte Einlaufen ei⸗ 
nes franzöfifhen Dampfſchiffes zu dem Gerücht ver: 
anlaßt, daß das Zurückziehen der franzöſiſchen Flotte 
im Werke ſei. Weiterhin wird von fortwährenden 
ſtarken Rüſtungen von Seite der Pforte geſpro⸗ 
chen, die bereits 250,000 Mann unter den 
Waffen haben ſoll. Man wollte wiſſen, daß ſich 
engliſche Offiziere in der türkiſchen Marine verwenden 
ließen. — Aus Venedig wird unterm 15ten d. von 
einem Vorfalle berichtet, der die ganze Stadt in große 
Aufregung brachte. Ein Arſenal-⸗Arbeiter ermordete 
einen Marine⸗Offizier. Der Mörder, ein Mann 
von 64 Jahren, unter der revolutionären Regierung 
als Aufſeher angeſtellt, hatte ſich unter der jetzigen ver⸗ 
gebens um einen Dienſt beworben. Da er nun heute, 
am 15, d., abermals eine abfchlägliche Antwort erhielt, 
fo ſtuͤrzte er ſich auf den nur zufällig anweſenden 
Inſpektions⸗ Offizier, den Marine⸗Ober⸗Lieutenant 
Griesner, und ſtieß demſelben ein großes Meſ⸗ 
ſer tief in die Bruſt, ſo daß dieſer nach eini⸗ 
gen Minuten verſchied. — Mit demſelben Mordinſtru⸗ 
mente verſetzte er dem hinzukommenden Lieutenant 
mehrere Stichwunden am Oberarm. Die herbeieilende 
Wache war nicht im Stande ſich ſeiner Perſon zu 
bemächtigen, und daher genöthigt Feuer zu geben, da 
er Miene machte, ſich in den Arbeitsſaal des Arſenals 
zu ſtürzen; er fiel von zwei Kugeln getroffen, und 
ſoll vor ſeinem Tode noch die Worte ausgerufen ha⸗ 
ben: „cosi muore un republicano!“ — Dieſes 
Faktum ſteht nicht vereinzelt, ſondern neben 
mancherlei Anzeichen einer wieder auftauchenden 
böſen Stimmung, worüber ſich Briefe aus Trieſt 
und Venedig ausführlicher verbreiten. — Die 
Vorausſetzung daß in Italien eine neue Propaganda 
herrſcht, welche auch an eine neue Schilderhe⸗ 
bung denkt, haͤngt mit der (ſchon neulich mitgetheil⸗ 
ten) Aeußerung des F. M. Radetzky zuſammen. — 
Auf Antrag des Kriegsminiſters iſt es verboten wor⸗ 
den, daß auf dem Garda- See noch andere Dampf⸗ 
ſchiffe, als jene der Kriegsflotille beſtehen dürfen. 
Doch ſollen ſich in ſo lange die Kriegsdampfſchiffe 
auch allgemeinen Verkehrszwecken zuwenden. — An 
der Börſe hieß es, die Regierung ſei im Begriff eine 
4% Zwangsanleihe für das Lombardiſch⸗Venetianiſche 
Reich im Berrage von 90 Millionen öſterreichiſcher 
Fl. auszuſchreiben, wobei drei Fünftel in klingender 
Münze und zwei Fünftel in Schatzſcheinen eingezahlt 
werden ſollen. 
Groſ brit an nien. 

London, 13. Dezember. [Der Konflikt noch 
nicht gelöſt.] Die heutigen „Times“ enthalten ein 
Schreiben aus Konſtantinopel vom 25. Novbr., 
demzufolge die Differenzen zwiſchen der Pforte und 
Rußland von einer gütlichen Löſung noch weit entfernt 
wären. Im Gegentheil ſcheint die Unbeſtimmtheit und 
der Mangel an präciſirten Forderungen in den ruſſi⸗ 
ſchen Noten darauf hinzudeuten, daß Kaiſer Nikolaus 
nur Zeit gewinnen will, bis er die nöthigen 
Streitkräfte zu einer Invaſion in die Türkei 
angeſammelt hat. So wird es namentlich aus den 
von Herrn v. Titoff übergebenen Noten nicht klar, ob 
Rußland die Ausweiſung aller Flüchtlinge fordert, 
die ſich ſeit 1830 auf türkiſchem Boden befinden, oder 
blos derjenigen, die nach dem ungariſchen Kriege den 
Schutz der Pforte aufgeſucht haben. Zur Ausweiſung 
der Letzteren erklärt ſich die Pforte bereit und durch 
den Vertrag von Kutchuk Kaimardji gebunden. Herr 
v. Titoff giebt aber darüber keine Auskunft, ſondern 
will neue Vollmachten aus Petersburg abwarten, die 
vor Mitte Dezember unmöglich eintreffen können, wo 


es dann ſehr leicht ſein wird, neue Schwierigkeiten zu 


erregen und den status quo nach Belieben zu verlän⸗ 
gern. — Ueber 1000 italieniſche Flüchtlinge halten 
ſich jetzt in der Vorſtadt Pera auf und machen der 
Regierung viele Ungelegenheiten. 

[Einſtellung der Arbeit. — Die deutſche 
Frage.] Mehrere Hundert Arbeiter in den Kohlen⸗ 
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Gruben der Herren Knowles und Comp. zu Rychdale 
haben ihre Arbeiten eingeſtellt, um höhern Lohn zu er⸗ 
zwingen. Ihrem Beiſpiele find noch Andere in Rod: 
dale, Middleton und Hepwood gefolgt. 

Die heutigen „Times“ bringen einen langen Leit⸗ 
Artikel über die deutſchen Verhältniſſe, der je⸗ 
doch nicht viel inhaltreicher iſt, als die neulich beſpro⸗ 
chene iriſche Denkſchrift. Die Stellung des Königreichs 
Sachſens und der kleinern deutſchen Staaten iſt fort⸗ 
während det Gegenſtand der ängſtlichen Fürſorge die⸗ 


— — 


Rathſchlaͤgen; obgleich fein Herz, wie es ſich den An⸗ 
ſchein giebt, zu groß iſt, um es an jene „kleinen deut⸗ 
ſchen Souveränetäten“ zu haͤngen, ſo kann doch ſeine 
Gerechtigkeitsliebe es nicht dulden, daß Preußen die 
kleinen Nachbarſtaaten überrenne — eine Abſicht, die 
der „Times“ als ausgemachte Sache gilt. Vor Allem 
müſſe aber der „allgemeine Friede“ aufrecht erhalten 
werden, deshalb raͤth das Blatt feinem Bundesgenoſ⸗ 
ſen Oeſterreich, dem erfurter Reichstage, der doch ein⸗ 
mal nicht zu hindern ſei, nicht feindlich in den Weg 
zu treten, alle Drohungen zu unterlaſſen und ruhig 
zuzuſehen, es werde ſich ja bald genug zeigen, ob das 
Projekt lebensfähig iſt. „Times“ ſind natürlich der 
entgegengeſetzten Anſicht und freuen ſich ſchon im 
Voraus auf das ſchlechte Reſultat. 
Frankreich. 

& Paris, 16. Dezbr. [Tagesbericht.] Die 
Note aus dem Moniteur, die ich geſtern mitgetheilt, 
und in welcher geſagt wird, daß der Präſident der Re⸗ 
publik, nach dem Beiſpiele ſeines großen Onkels, die 
fähigen Männer aller Parteien, ohne Rückſicht auf ihre 
Antecedentien, in ſein Conſeil berufen werde, dieſe 
Note iſt, wie ich heute erfahre, von L. N. Bonaparte 
ſelbſt ausgegangen. Es iſt dieſe direkte Intervention 
des Chefs der Exekutivgewalt in die Tagespolemik eine 
von den Kurioſitäten der perſönlichen Regierung. — 
Der zum Geſandten in Berlin ernannte Hr. v. Per⸗ 
ſigny begiebt ſich in der nächſten Woche auf ſeinen 
Poſten. Er verſichert jedoch, bald zurückzukehren. — 
Nach italieniſchen Journalen ſoll General Baraguay⸗ 
d' Hilliers eine Bittſchrift der franzöſiſchen Biſchöfe an 
den Papſt mitgenommen haben, um ihn zu bitten, daß 
er nach Rom zurückkehre. Dem römiſchen Hofe iſt 
ein Plan vorgelegt worden, um eine päpſtliche Armee 
auf Koſten ſämmtlicher katholiſchen Mächte zu organi⸗ 
ſiren. — Die gegebenen Nachrichten von dem Ausfall 
der Wahlen in fande e ſich. Das Mini⸗ 
ſterium hat vollſtändig geſiegt. Von 163 bekannt ge⸗ 
wordenen Wahlen ſind 103 miniſteriell, 18 linkes Cen⸗ 
trum und 42 Linke. Die Geſammtzahl der Depu⸗ 
tirten beträgt 204. 

Die Kölniſche Zeitung meldet: „Durch Dekret des 
Präſidenten der Republik iſt die mobile Na⸗ 
tionalgarde von Paris aufgelöſt worden.“ 

„Die Zurückberufung der ſpaniſchen Truppen aus 
Italien wird der Weigerung des Papſtes zugeſchrieben, 
den Verkauf der National⸗Güter zu genehmigen.“ 


Lokales und Provinzielles. 


Breslau, 19. Dezbr. In der heutigen Schleſiſchen 
Zeitung will ein Jemand den Grund der ſchon fo oft 
in gehäſſigſter Weiſe beſprochenen Trennung des kon⸗ 
ftitutionellen Centralvereins von dem Provinzial⸗Comite, 
welche nur von wenigen Perſonen des kleinen Vereins, 
aber mit ſo größerm Eifer betrieben worden, in Trieb⸗ 
federn gefunden haben, die er, wenn es nöthig ſein 
ſollte, in einem folgenden Artikel zu beſprechen ver⸗ 
heißt. Wohlan, ich bin Einer jener Wenigen, wie es 
hinlänglich bekannt iſt. Ich fordere daher den Ver⸗ 
faſſer jenes Artikels auf, mit feinen Enthüllungen 
hervorzutreten, aber mit Namens unterſchrift. — 
Meine Freunde waren und ſind der Ueberzeugung, daß 
bei dem Fortbeſtand des bisherigen Verhältniſſes es 
hier in Schleſien außer Indifferenten bald nur zwei 
extreme Parteien, — der Reaction und des Radica⸗ 
lismus — gegeben haben würde. Ob das Provinzial⸗ 
Comite dies wiſſentlich hat fördern wollen oder 
nicht, darauf kommt nichts an. Käme es dahin, fo 
wäre es ein großes Unglück. Od wir es hindern kön⸗ 
nen, wiſſen wir nicht. Sollte und konnte es verhin⸗ 
dert werden, ſo war Zeit nicht mehr zu verlieren. 
Niemand hat aber das Recht, uns kleinliche und un⸗ 
lautere Motive unterzuſtellen. Geſchieht es aber unter 
dem Deckmantel der Anonpmitaͤt, ſo iſt es eine elende 
Verdächtigung, die wir mit Verachtung zurückweiſen, 
und die nur den entehrt, der dergleichen vorbringt. 
Schlimm muß es um eine Sache ſtehen, für welche 
mit ſolchen Mitteln gekämpft wird. W. E. Wilda. 

» Breslau, 18. Dezbr. [Katholiſcher Central⸗ 
Verein,] In der heutigen Sitzung, welche die letzte iſt 
für dieſes Jahr (die nächſte fällt auf den 8. Januar 1850) 
hält Herr Kuratus Karker den einleitenden Vortrag, in⸗ 
dem er die neulich ſchon angekündigte Frage: „Warum iſt 
dem Dominikanerorden die Inquifition übergeben worden?“ 
beantwortet. Er theilt dieſe Inqutſition in ein Kirchen⸗ 
und Staatsinftitutkund zeigt, wie fie nothwendig war zur 
Bekämpfung der Irrlehren damaliger Zeit. 

Licentiat Wick ſchließt ſich dem Geſagten an: „Wir find 


keineswegs gewillt, dieſes Inſtitut zu vertheidigen, aber es 
muß der Antheil der Kirche und des Staates auseinander 
gehalten werden. Man will die Kirche des Blutdurſtes und 
der Grauſamkeit beſchuldigen. Man müßte aber doch vor⸗ 
ke die kirchlichen Urkunden beſichtigen. Hat je die Kirche 
eſondere Strenge verfolgt gegen Irrgläubige? Nimmermehr! 
Die kathol. Kirche hat ihren Bau nicht auf Schei⸗ 
terhaufen errichtet, ſondern durch das Evange⸗ 
lium mit Aufopferuug ihrer eignen Glieder.“ 
Der Sprecher weiſt noch auf die Reformation hin und zeigt, 
wie fie gegen Andersgläubige verfahren fei ꝛc. .. Nachdem 
Domherr Baltzer eine Frage, die ſich auf das Beiwohnen 


ſes Blattes und ſeine Spalten ſtrotzen von guten des Meßopfers bezog, beantwortet, geht Erzprieſter Thiel 


näher auf die Frage ein, ob auch Juden auf kathol. 
Kirchhöfen beerdigt werden können? Er führt das 
bei Papſt Paul V. an, welcher anordnete, daß 1) Heiden, 
Juden, üngläubige; 2) die fi von der Kirche getrennt 
haben; 3) Selbſtmörder mit einigen Ausnahmen; 4) im 
Duell Gefallene; 5) alle öffentlichen Sünder, und 6) unge⸗ 
taufte Kinder nicht auf kathol. Kirchhöfe begraben werden 
könnten. — Ein Studirender macht hinſichtlich dieſer 
Frage noch eine thatſächliche Bemerkung. — Licentiat Wick 
zeigt an, daß die Sammlungsbüchſen für den Vincenzverein 
der Wohlthätigkeit geöffnet wären. Er bittet die Verſamm⸗ 
lung, bei der nächſten Wahl, in welcher der neue Präſident 
und nach einem Vorſtandsbeſchluß zwei Vicepräſidenten zur 
Erleichterung der Vereinsgeſchäfte ernannt werden ſollen, 
ihn nicht mehr zu wählen, welche Bitte wohl nicht leicht 
in Erfüllung gehen dürfte. — Die Sitzung wird noch vor 
9 % Uhr geſchloſſen. 


* Breslan, 19. Dezbr. [Städtiſche Reſſource.] 
In der geſtrigen Verſammlung der ſtädtiſchen Reſſource fand 
die ausgelegte Zeichnung, nach welcher das Ehrengeſchenk 
für Waldeck in Silber ausgeführt wird, großen Beifall. 
Die Beſchreibung behalten wir uns vor, ſobald wir das 
Geſchenk ſelbſt, welches ebenfalls ausgeſtellt werden ſoll, in 
Augenſchein nehmen können. Der Vorſitzende machte die 
Mittheilung, daß ie Männer⸗Verſammlungen der Reſſource 
am Weihnachts⸗ wie am Neujahrstage ausfallen würden. 
Der Fragekaſten bot mehre Fragen, die jedoch für die 
Oeffentlichkeit diesmal wenig Intereſſe bieten und auch in 
der Verſammlung keine Debatte hervorriefen, ſo die Neu⸗ 
marktfrage, welche durch die Stadtverordneten ſchon erle⸗ 
digt iſt. Eine andere Frage lautete: Warum ſind die 
Stadtverordneten dem Antrage ihres Vorſtehers nicht beis 
getreten, welcher wünſchte, daß man bei der zweiten Kam⸗ 
mer petiren möchte, daß der von der 1. Kammer beſchloſſene 
Cenſus beim aktiven Wahlrecht für Gemeindewähler in Höhe 
von 300 Rtl. auf 200 Ktl,, wie die Städteordnung auch 
feſtſtellt, und die Zahl der Gemeindevertreter nicht auf 60, 
wie ebenfalls die erſte Kammer beſchloſſen, ſondern wie es 
jetzt in größeren Städten geſetzlich, auf 100 feſtgeſetzt werde. 
Der Vorſitzende erklärte, daß allerdings der Kommunalbe⸗ 
richt, ohne Motive anzugeben, blos mitgetheilt, daß der 
Antragſteller ſeinen Antrag zurückgezogen habe, der Grund 
für die Zurücknahme ſei aber der geweſen, daß man keine 
Petition rere — . 8 D 
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gen pflege. — Ein Eorengefipent oder Adreſſe an . 


war der Gegenſtand einer Frage, doch wurde die Erwägung 
dem Vorſtande überlaſſen. 


* * Weihnachtswanderungen. 
Fortſetzung.) 

Es iſt eine bemerkenswerthe Erſcheinung, daß bei⸗ 
nahe in keiner Feſtausſtellung dieſes Jahres auf die 
politiſchen Zuftände ſpekulirt wird. Im vorigen Jahre, 
da ſah man doch Buden mit der deutſchen Trikolore. 
an den Schaufenſtern die Portraits der bekannten 
Parteimänner, und eine Wanderung durch die Aus⸗ 
ſtellungen erinnerte auf Schritt und Tritt an die Be⸗ 
wegungen der Zeit. Iſt die gegenwärtige Nichtrück⸗ 
ſichtnahme auf die Politik eine Rückſicht auf die Be⸗ 
deutung des Feſtes, oder iſt ſie politiſcher Indifferentis⸗ 
mus? Das Erſtere wünſchen wir, und die Sorge 
für Hebung des Letzteren überlaſſen wir dem edlen 
Grafen Schlieffen, deſſen Philippika in der heuti⸗ 
gen Schleſ. Zeitung jeden Indifferentismus aufſchrecken 
muß. Wenn ich eine Feſtausſtellung machte, die Figur 
des Hrn. Grafen müßte mir in einem Koſakengewand 


mit der Knute in der Hand an der Spitze ſtehen, wie 


er Liberale, Konſtitutionelle, Anarchiſten zu Paaren 
treibt und ihnen in erhabener Begeiſterung für Men⸗ 
ſchenglück zuruft: „Keine Liebe, keine Einigkeit, keine 
Begeiſterung, keine Hingebung, kein Selbſtvergeſſen 
und noch ein ganzes Schock „Keine“ mit dem würdi⸗ 
gen Schluſſe „Nacht des Grabes!“ Das wäre ein 
erhebendes Bild, zu dem die Bekämpfer der legalen 
Revolution vom 5. Dezember v. J. wallfahrten würden. 

Wenn die Politik unfruchtbar iſt, fo zeigt ſich die 
Induſtrie um fo thatiger. Wir traten in die Ver 
golde⸗Fabrik von Shagen auf der Nikolaiſtraße. 
Da blinken die Figuren aller Art entgegen, in zlerli⸗ 
cher Arbeit und fauberer Vergoldung. Es it für 
Liebhaber des alten Deutſchthums und für den mo⸗ 
dernen Gaſt geſorgt. Das edle Paar „Herrmann und 
Thusnelde“ kann jedem groß: und klein deutſchen Haufe 
zum Schmucke dienen, und die feinſten Spiegel in 
prächtigen Rahmen können mit den 
eines Pariſer Ballſaales wetteifern. Die Gegenſtände 
find mit Geſchmack geordnet und die Preiſe mäßig. 

Wer die Antike liebt, und nebenbei auch Geld hat, 
um feinem Lieben Gnüge thun zu können, der begebe 
ſich in die Ausſtellung florentiniſcher Marmor⸗Gegen⸗ 
ſtände von Maſſini auf dem Ringe. Der echte 
Geiſt antiker Kunſt ruht auf dieſen Vaſen, Pokalen, 
Blumengefäßen ic. — Einfach und erhaben, das If 
der Charakter dieſer Marmor⸗Arbelten. 

Cortſetzung in der zweiten Beilage.) 


glanzenden Lüſtren 


Donnerstag den 20. Dezember 1849. 
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Zweite Beilage zu „ 297 der Breslauer Zeitung. 


(Fortſetzung.) 

Aus dem Gebiete der neueſten Induſtrie, der Gutta⸗ 
Percha⸗ Arbeiten, finden wir ſehr Empfehlenswerthes 
bei Cadura auf dem Ringe. Fruchtkörbchen, Schreib⸗ 
und Feuerzeuge, Cigarrentaſchen u. ſ. w., Alles aus 
dem elaſtiſchen, undurchdringlichen und unverwüſtlichen 
Stoffe, deſſen Kompoſition und Verarbeitung den in⸗ 
duſtriellen Geiſtern viel zu ſchaffen macht. Die Ar⸗ 
beiten des Herrn Cadura verdienen allgemeine Auf⸗ 
merkſamkeit. 

Treten wir einen Augenblick unter die Buden auf 
dem Ringe. Die von Winterfeld feſſelt deine Auf⸗ 
merkſamkeit gewiß. Die ſchönſten Bernſtein⸗ Arbeiten 
in reichſter Auswahl werden dir von einer freundlichen 
Verkäuferin angeboten. Doch der Regen treibt mich 
von dannen, und ich flüchte mich in die Perini' ſche 
Kanditorei. Es iſt ein freundlicher Anblick, den die 
farbigen Zucker- und Chokoladen⸗Figuren in dieſer Aus⸗ 
ſtellung gewähren. Eine herrliche hiſtoriſche Figur, in 
Chokolade gearbeitet, ragte unter allen andern hervor; 
es war „Wilhelm Tell.“ Zu meinem großen Be: 
dauern verſchwand die kräftige, freie Schweizernatur 
gar bald von der Ausſtellung. Sie wurde von einem 
anweſenden Fremden gekauft, deſſen Ausſehen jedoch 
keinesweges der Art war, daß es auf Sympathie mit 
Tell ſchließen ließe. Auch zeigte derſelbe Käufer zu viel 
Bewunderung für eine andere Figur der Ausſtellung, 
für Don Quixote. Wie ich ſpäter hörte, ſoll der 
Wegräumer des Tell und der Liebhaber von Don Qui⸗ 
rotiaden kein Anderer als Graf Schlieffen geweſen 
ſein. (Fortſetzung folgt.) 


Breslau, 19. Dezember. Der heutige Waſſer⸗ 
ſtand der Oder iſt am hieſigen Ober⸗Pegel 17 Fuß 
3 Zoll, und am Unter⸗Pegel 5 Fuß 2 Zoll, mithin 
iſt das Waſſer ſeit geſtern am erſteren um 9 Zoll und 
am letzteren um 6 Zoll geſtiegen. 

Koſel, 19. Dezbr. Der Waſſerſtand iſt heute am 
Ober⸗Pegel 16 F. 5 Z., am Unter⸗Pegel 15 F. 53. 

Oppeln, 19. Dezbr. Der Waſſerſtand iſt heute am 
Ober⸗Pegel 15 F. 4 3., am Unter⸗Pegel 14 F. 6 3. 
Am 18ten Regen, Eisgang und Stauwaſſer. 

Brieg, 19. Dez. 7½ Uhr Morgens. Der Waſ⸗ 
ſerſtand iſt am Ober- Pegel 20 F., am Unter- Pegel 
14 F. 2 3. Eisgang früh um 6 Uhr, gegenwärtig 
ſchwächer. 


Liegnitz, 18. Dezember. [Militäriſches.] In 
Lüben, Polkwitz, Hainau und Beuthen iſt je 1 Eska⸗ 
dron des 4. Dragoner- Regiments, das bisher 
in Deutz bei Köln ſtand, in Garniſon eingerückt. 

(Stadtbl.) 


Görlitz, 18. Dezember. In der Sitzung des 
Schwurgerichts vom 17. Dezember wurde der wegen 
Majeſtäts⸗ Beleidigung angeklagte Gpmnafiaft 
Mochmann aus Schawoine bei Trebnitz freige⸗ 
ſprochen. (G. A.) 


O Ratibor, 19. Dez. [Wichtige Verhand⸗ 
lungen, den Verkehr zwiſchen Oeſterreich 
und Preußen betreffend. — Steinkohlen.] 
Seit Sonnabend ſind öſterreichiſche und preußiſche 
Kommiſſarien und Oberamte des elektro⸗magnetiſchen 
Telegraphs, der Poſt⸗ und Steuer⸗Partie und Direk⸗ 
toren der Eiſenbahn damit beſchäftigt, die Lokalitäten 
für die Amtshandlungen und die betreffenden Beamten 
in Oeſterr.⸗Oderberg feſtzuſetzen, dabei Erleichterung in 
der Zoll⸗, Paß⸗, Poſt⸗Abfertigung zu bewirken und 
auch wegen der telegraphiſchen Uebereinſtimmung das 
Nöthige anzuordnen. 21 Herren berathen vorſtehende, 
allerdings für den Verkehr höchſt wichtige, Punkte und 
leiten dieſe Berathung die Herren Turnretſcher aus 
Wien und Düring aus Oppeln. Beſchloſſen ift bis 
jetzt: in Betkeff der Steuer⸗Abfertigung, daß Maßre⸗ 
geln getroffen werden, wonach die Wagen von Bres⸗ 
lau und Krakau nach Brünn, Olmütz, Prag und Wien 
und in umgekehrter Richtung durchgehn, ohne daß die 
Güterwagen in Oderberg umgeladen werden. Ferner, 
damit das Verſäumen der Züge nicht mehr ſo arg 
einträte, iſt beſtimmt worden, daß der Zug von Wien 
um ¼ Stunde eher abfahre, desgleichen auch von 
Prag und in Koſel die Züge nach Breslau und Krakau 
bis 12 Uhr warten. Anlangend die Poſtverhältniſſe 
iſt das Abkommen getroffen worden, daß die Fahr⸗ 
poſten ins Leben treten, wenn fliegende Bureaus auf 
der Nordbahn eingerichtet ſind. In Betreff des Poſt⸗ 
weſens iſt der Antrag geſtellt, daß Oeſterreich dem 
Verfahren beitrete, welches in Preußen durch die Le⸗ 
gitimationskarten gegen andere Bahnen beſteht. Außer⸗ 
dem ſind Modifikationen getroffen, wonach das Vidi⸗ 
ren der übrigen Päffe erleichtert wird. Bis geſtern 
Abend 8 Uhr ſind vorſtehende Punkte protokollirt wor⸗ 
ben; und es ſteht zu erwarten, daß auch der letzte 
Punkt, den Telegraphen betreffend, auf gleiche Weiſe 


wird geregelt werden. Noch erfuhr ich, daß das Ge⸗ 
bäude, welches Seiten Oeſterreichs in Oerſter.⸗Oderberg 
aufgeführt wird, auf 200,000 Guld. M. veranſchlagt 
iſt, für 23 Beamte Wohnungen enthalten ſoll und an 
dieſe gegen Miethzins überlaſſen wird. — Wenn die 
Miniſterien auf die Vorfchläge der Kommiſſion einge⸗ 
hen, was wohl zuverſichtlich erwartet [werden kann, 
dann iſt für den ganzen Verkehr von und nach Oeſter⸗ 
reich ungemein viel gewonnen. — Ein längſt gefühl⸗ 
ter Uebelſtand, daß nämlich die Kohlen hier um einige 
Silbergroſchen theurer waren, als in Breslau, obſchon 
die Kohlenlager Ratibor ſo nahe ſind, iſt jetzt beſei⸗ 
tigt und ſind bereits Anſtalten getroffen, auch hier 
billige Kohlen zu erhalten. 


Noſenberg, 16. Dezbr. 


Heute Nacht ſind wieder 
6 Arreſtanten aus dem hieſigen Gefängniſſe ausge⸗ 
brechen und entflohen. (Telegr.) 


Von der ſchleſiſch⸗polniſchen Grenze. (Oeſter⸗ 
reichiſche Truppen.] Zufolge ſichern Privat⸗Nach⸗ 
richten aus Polen find in dieſen Tagen öſterrei⸗ 
chiſche Truppen von Krakau aus per Eiſen⸗ 
bahn nach Czenſtochau angekommen. Nach 
einem kurzen Aufenthalte daſelbſt wurden dieſelben wei⸗ 
ter gegen Watſchau befördert, während ein kleines Der 
tachement in Czenſtochau verblieb. Man ſpricht, daß 
Rußland ſeine Streitmächte gegen die türkiſche Grenze 
heranziehen will, um daſelbſt auf der Lauer zu ver⸗ 
bleiben, während Oeſterreich in Polen den Wächter 
abgeben ſoll. Ein Drama von gewichtigen Folgen 
ſcheint ſich vorzubereiten und ein Völkerſchlachten in 
naher Ausſicht zu fein. (2) (Telegr.) 


[Bergwerksabgaben.] Die Anträge der Natio⸗ 
nalverſammlung erwirkten die Kabinetsordre vom 21. 
September 1848 folgenden Inhalts: 
„Auf ihren Bericht vom 11. d. M. beftätige ich hierdurch 
den von der National-Verſammlung in ihrer 38. und 39, 
Sitzung gefaßten Beſchluß: 
propiſoriſch ſchon jetzt eine Remiſſion an der beim Berg: 
baubetriebe beſtehenden geſetzlichen Zehentabgabe bis zu 
5 Prozent des Reinertrages bei denjenigen Gewerken 
eintreten zu laſſen, welche ohne dieſen Erlaß zur Ein⸗ 
ſtellung oder Verminderung ihrer Arbeiten genöthigt 
ſein würden, j 

und ermächtige Sie, in den dazu geeigneten Fällen denſel⸗ 

ben zur Ausführung zu bringen. 

Bellevue, den 21. September 1848. 

Friedrich Wilhelm. 


An 
den Miniſter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten.“ 

und haben derſelben gemäß partielle Erleichterungen 
ſtattgefunden. — Allein dieſe Verordnung theilt das 
Schickſal aller Ausnahmegeſetze, Niemand iſt zufrieden. 
— Den bedeutenden Gruben ſagt man: ſie möchten 
ſich ſelber helfen, und den kleinen wird erwiedert: ihr 
Betrieb iſt ohnehin nicht geeignet ihre Arbeiter erhal⸗ 
ten zu können! Einzelne Erleichterungen fanden ſtatt, 
und da klagt man von allen Seiten über Willkür. — 
Die Behörde ſei dadurch offenbar in eine falſche Stel⸗ 
lung gebracht und muß ſelbſt dringend ein allgemeines 
Geſetz wünſchen. Allein die ererbte Weisheit des Fi⸗ 
nanzminiſteriums ſcheint zur reiflichen Prüfung darüber: 
„ob wirklich ein Bedürfniß vorhanden ſei,“ die Zeit 
eines halben Jahrhunderts auf den Etat gebracht zu 
haben! Mit Ungeduld harrt das bergmänniſche Pu⸗ 
blikum darauf: daß der Morgen naht und der Hahn 
kräht, welcher den Alp der Bevormundung und unver: 
hältnißmäßiger Abgaben verſcheucht. Von allen Sei⸗ 
ten ſind uns motivirte Beſchwerden zugekommen, die 
jedem Luſttragenden zur Einſicht offen ſtehen. — Es 
ergeht die dringende Bitte: uns von dieſem Uebel zu 
erlöſen. ; (P. C.) 


Sãaͤchſi ſch⸗Schleſiſche Eiſenbahn. 
Frequenz und Einnahme im Monat Novbr. 1849 
für 30,187 Perſonen 14,844 Rur. 1 Sgr. 7 Pf. 

112,460, 23 Ctr. Güter 


incl. Salzfracht 15,210 ᷑ũ⸗„%½7 - de 
30,054 Rtlr. 11 Sgr. 2 Pf. 


Einnahme Rtlr. Sgr. Pf. 
vom 1. Jan. bis 30. Novbr. 1849 344,247 22 8 
vom 1. Jan. bis 30. Novbr. 1848 289,996 17 6 
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An die Konſtitutionellen. 
Die Reaktion, die blutrothe, auf den Umſturz ſin⸗ 


ben daran ſetzen, um Recht und Gerechtigkeit, Ordnung 
und Geſetzlichkeit aufrecht zu erhalten, die wir für die 
gegenwärtige, von der Krone proklamirte, von dem 
Miniſterium entworfene, von zwei Kammern angenom⸗ 
mene und bereits revidirte Verfaſſung ſtehen oder mit 
ihr fallen wollen, für die Verfaſſung, die bereits durch 
mehrere organiſche Geſetze tief in dem Staatsleben 
wurzelt — ich ſage, daß ſie uns, die wir das mit 
Ernſt und Eifer wollen, „Anarchiſten“ und „Re⸗ 
volutionäre” ſchilt. Graf Schlieffen, Maj. a. D., 
ſpricht in Nr. 296 der Schleſiſchen Zeitung keck und 
verwegen: „Liberal, Konſtitutionell, Anarchiſch 
ſind ſynonym (gleichbedeutend) geworden.“ Alſo 
wir, die Liberalen, die Konſtitutionellen, welche ſeit 
dem März v. J. am treueſten zur Krone ſtanden, die 
wir eine Verfaſſung wollen, welche ein neues und un⸗ 
zerreißbares Band zwiſchen Volk und Fürſtenhaus 
knüpfen ſoll — wir ſollen die Umſturz⸗ Partei, die 
Männer der Geſetzloſigkeit, der Auflöſung aller ſtaatli⸗ 
chen Ordnung ſein? — Noch mehr. Graf Schlief⸗ 
fen ſpricht ferner: 

„Das Miniſterium vom 9. November und der 
Belagerungszuſtand retteten das Land von der 
Anarchie in den Straßen, aber ſie ließen die 
Anarchie furtbeitehen, welche geſetzliche For⸗ 
men für ſich zu ſchaffen befliſſen geweſen 
war. Und dieſe geſetzliche Anarchie iſt 
durch die Reviſion der Verfaſſung beftens 
ſanktionirt und feſtgeſtellt worden ꝛc. 

Alſo die von Sr. Majeſtät dem Könige ſeinem 
Volke verkündete, von der Staatsregierung entworfene, 
von den Vertretern des Volkes angenommene und 
jetzt revidirte Verfaſſung iſt die geſetzlich proklamirte, 
die Geſetz gewordene Anarchie? — Iſt es ſchon 
ſo weit gekommen, daß man alſo die Krone, die 
Staatsregierung, die Vertretung des ganzen Landes 
zu verhöhnen wagt? — Man begnüge ſich nicht mit 
einem ſtillſchweigenden Achſelzucken, und glaube nicht, 
daß dies die beſte Antwort auf ſolch ſinnloſes Ge⸗ 
ſchwätz ſei. Der Umſtand, daß ſich immer mehre 
ſolcher Stimmen erheben, zeigt uns, daß es nicht 
vereinzelte Stimmen, ſondern daß es Kundgebun⸗ 
gen einer Partei ſind, die ſich ſtark und mächtig 
fühlen muß, ſonſt würde fie nicht ſo kühn dem Geſetz 
ins Geſicht ſchlagen. 

Jeder Freund der konſtitutionellen 
Verfaſſung, der hierzu ſchweigt, giebt durch 
ſein Schweigen zu erkennen, daß er die kon⸗ 
ſtitutionelle Sache, Ordnung und Geſetzlichkeit 
aufgegeben hat. 

Jeder Konftitutionelle, der hierzu ſchweigt, 
macht ſich durch fein Schweigen verdächtig, fols 
ches Verfahren, ſolche Anſichten zu billigen, 
welche auf den Umſturz der gegenwärtigen Ver⸗ 
faſſung ausgehen. 

Jeder Konſtitutionelle, der hierzu ſchweigt, 
macht ſich des Verraths an ſeiner Sache, 
an der Wohlfahrt des Vaterlandes, der 
Auflöſung der gegenwärtigen geſetzlichen Zuſtände 
und Verhältniſſe ſchuldig. : 

Das Geſetz hat geſchwiegen, als vor einiger Zeit 
Graf Valerian Pfeil in ſeiner Broſchüre: „Der 
Reaktionär“ noch Schlimmeres ausſprach. Es ſcheint 
zu ſchweigen, als vor Kurzem Graf Breßler in der 
„Neuen Preußiſchen Zeitung“ Aehnliches ausſprach. 
Die Wächter des Geſetzes werden nun durch 
Graf Schlieffen in Nr. 296 der Schleſiſchen 
Zeitung für ihre Nachſicht folgendermaßen gelohnt. 
Derſelbe ſchreibt: 

. . ein unabſetzbarer Richterſtand, der vor⸗ 
herrſchend auf das Tiefſte durchwühlt 
und in das politiſche Parteiweſen ver⸗ 
ſunken, ſein hohes Vorrecht ſeiner Par⸗ 
teileidenſchaft dienſtbar macht und def: 
ſen kein Hehl hat, der bald ohne alles 
Vertrauen im Lande daſtehen muß — 
Geſchworene, die mit wenigen Ausnah⸗ 
men, nicht ihr Gewiſſen, ihren Eid zu 
Rathe ziehen, ſondern ihre Furcht, ihre 
politiſche Sympathien und ihr unbe⸗ 
rechtigtes Gefühl.... mit allen dieſen Ex» 
rungenſchaften kann nicht das kleinſte geordnete 
Gemeinweſen beſtehen, viel weniger eine Monar⸗ 
chie, viel weniger ein Preußen. Das ſind zer⸗ 
ſetzende Elemente, die alle Bande lockern und 
zerſprengen werden, die ſchon viel gewirkt haben 
und in immer ſchnellerer Progreſſion wirken 
werden, die die angebahnte ſtaatliche Auflöſung 
in nicht zu ferner Zeit vollenden müſſen.“ 

Wird man zu ſolchen Schmähungen unſerer edel⸗ 


nende, iſt Fleiſch und Blut geworden, ſie erhebt kühn ſten Inſtitute, auf welche Preußen vor allen Ländern ſtolz 
ihr Haupt, ſie tritt keck vor uns hin und höhnt uns, ſein kann, ſchweigen! — Dann iſt es kein Wun⸗ 


als wären wir kraftlos und todesmatt. Sie iſt be⸗ 
reits ſo verwegen, daß ſie uns, die wir Blut und Le⸗ 


der, wenn binnen Kurzem unſere Provinz von Stim⸗ 
men wiederhallt, die von allen Seiten den um⸗ 


ſturz des Beftehenden predigen. Denn warum 
ſollten dann die rothen Republikaner ſchweigen 
und nicht ebenfalls durch Broſchüren und Zeitungen 
die Menge für Auflöſung der gegenwärtigen ſtaatlichen 
Ordnung zu bearbeiten verſuchen. Oder glaubt man, 
die unumſchränkteſte Preßfreiheit nur für die 
abſolutiſtiſchen Feinde der zu recht beſtehenden 
Verfaſſung in Anſpruch nehmen zu dürfen? Und wenn 
alles ſchweigt, wir Freunde der Verfaſſung wol 
len es nicht, wir wollen Mann für Mann unſere 
Stimme kräftig und warm gegen die Feinde des 
Beſtehenden, gegen die Feinde der Wohlfahrt 
des Vaterlandes erheben. 

Einer für Alle, Alle für Einen, Alles 
aber für Aufrechthaltung des Geſetzes, 
Alles für Aufrechthaltung der konſtitu⸗ 

tionellen Verfaſſung! 
Kein Graf Schlieffen 


aber 
Ein Freund der Konſtitution. 


Zur Kirchengeſchichte unſerer Tage. 

Nach dem Zeugniß der Geſchichte iſt der religiöfe 
Fanatismus der öffentlichen Wohlfahrt noch gefähr⸗ 
licher als der politiſche, ſobald er in größeren Kreiſen 
um ſich greift. Dies Umſichgreifen wird befördert, 
wenn man die erſten Anzeichen des Uebels verheimlicht 
oder als gleichgültig betrachtet; es wird verhindert, 
wenn bald im Beginn die bevorſtehende Gefahr erkannt 
und vor derſelben gewarnt wird. Solche Warnung 
iſt die Abſicht der nachfolgenden Veröffentlichung. 

In Breslau beſtehen zwei kirchlich religiöſe Vereine 
evangeliſcher Chriſten: der evangeliſche und der 
evangeliſch⸗lutheriſche. Während der letztere 
ſtreng die ſymbolgerechte Orthodoxie verficht, gegen die 
Union in der evängelifchen Kirche ankämpft und die 
Wiederherſtellung einer deſondern lutheriſchen Kirche in 
Bekenntniß, Gottesdienſt und Kirchenregiment inner⸗ 
halb der Landeskirche erſtrebt, — ſteht der erſtere auf 
freierem Standpunkte, indem er eine Verſchiedenheit 
der Entfaltung des chriſtlichen Glaubensbewußtſeins 
auf Grund des Evangeliums anerkennt, ja für 
nothwendig hält, indem er die Union der ſo lange ge⸗ 
ſpaltenen reformatoriſchen Schweſterkirche aufrecht zu 
erhalten und fortzubilden wünſcht, und eine feſtere Ge⸗ 
ſtaltung der evangeliſchen Kirche durch eine dem Geiſte 
des Evangeliums entſprungene, den Zeitverhältniſſen 
entſprechende Verfaſſung erſtrebt. — Er erkennt daher 
die Berechtigung der lutheriſch Geſinnten in der evan⸗ 
geliſchen Kirche vollkommen an, hat ihnen ſogar die 
Hand zur Vereinigung geboten; er erfreut ſich aber 
nicht der gleichen Anerkennung von Seiten des epan⸗ 


iſt von Letzterem entſchieden zurückgewieſen worden. 
Dies war vorangegangen, als Herr Diakonus 
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einen Vortrag hielt, in welchem er kürzlich Folgendes | 
ſagte: „Es ſei ihm von Gemeindegliedern geklagt 
worden, daß ihnen von Seiten der Altgläubigen mit 
der Behauptung zugeſetzt werde: „wenn ſie nicht glaub⸗ 
ten, daß Chriſtus Gott ſelbſt ſei, daß jedes Wort der 
Bibel Gottes Wort ſei, wenn ſie nicht alles das 
glaubten, was die Reformatoren in den von ihnen 
verfaßten Bekenntnißſchriften ausgeſprochen hätten, fo 
ſeien fie weder evangelſſche Chriſten, noch könnten fie 
jemals ſelig werden.“ Sie könnten aber nicht Alles 
glauben, weil es ihrer Ueberzeugung widerſtrebe! Die⸗ 
ſen ſage er: „daß wir wohl Alle einig ſeien in dem 
Bekenntniſſe: wir glauben, daß Du biſt Chriſtus der 
Sohn des lebendigen Gottes.“ — Allerdings könnten 
aber Viele darin nicht den Beweis finden, daß Chri⸗ 
ſtus Gott feldft ſei, ſondern fie betrachteten ihn, als 
den vom Geiſte Gottes ausgerüſteten, von ihm ganz 
erfüllten, daher vollkommenen Menſchen; allerdings 
lehre die Wiſſenſchaft, daß nicht jedes Wort der Bibel 
Gottes Wort, ſondern daß in derſelben das Wort 
Gottes zu finden ſei; allerdings ſeien die reformatori⸗ 
ſchen Bekenntniſſe nach ihrem eigenen Ausſpruche nur 
geſchichtliche Zeugniſſe des Glaubens ihrer Zeit und 
könnten nimmermehr den Glauben aller Folgezeit ver: 
pflichten. — Möchten denn die ſo Geſinnten nur dem 
menſchlichen Vorbilde Jeſu treu folgen, nur das Wort 
Gottes in der Schrift gewiſſenhaft ſuchen und ſich 
daran halten; nur treu bleiben den Grundſätzen der 
Reformatoren, ſo ſeien ſie auch auf gutem Wege. 
Der Inhalt dieſes Vortrags war kurz in einem Zei⸗ 
tungsreferate angegeben, welches nachträglich noch von 
Herbſtein ergänzt wurde. — Dennoch fühlten ſich ſechs 
evangeliſche Geiſtliche in Breslau: Herr Senior 
Gierth, Herr Subſenior Crüger, Herr Diakonus 
Hilfe bei St. Eliſabet, Herr Digkonus Weiß bei 
St. Maria⸗Magdalena, Herr Paſtor Stäubler bei 
St. Chriſtophori und Herr Eccleſiaſt Laffert bei St. 
Salvator veranlaßt, ihren Amtsbruder Herbſtein 
bei dem Stadt⸗Konſiſtorium zu denunziren, 
ihn als „einen Feind der evangeliſchen Kirche zu be⸗ 
zeichnen, der das heilige ihm anvertraute Amt vor 
Gott und Menſchen verläugnet und allen rechtſchaffe⸗ 
nen Gliedern der Gemeinde ein öffentliches Aergerniß 
gegeben habe, der durch Verfälſchung der chriſtlichen 
Lehre darauf ausgehe, die Seelen der irregeleiteten 
Gemeindeglieder auf dem Wege, der in das Verder⸗ 
ben führt, möglichſt ſicher zu machen.“ — Die erſte⸗ 
ren drei ſtellten der Behörde die gegen Herbſtein zu 
thuenden Schritte anheim, die letzteren drei verlangte 
daß er zu einem „öffentlichen Widerru t 
werde. Zugleich wurde aber von Mitgliedern des lu⸗ 


‘ 


weges ein Aergerniß gegeben habe, und um Schutz 
für die evangeliſche Freiheit baten. Das Stadt⸗Con⸗ 
ſiſtorium hat denn auch mittelſt Reſeript vom 26. No⸗ 
vember die Denuncianten ab und zur Ruhe verwieſen. 
Geleitet von der Ueberzeugung, daß das Licht der 
Oeffentuchkeit das beſte Heilmittel gegen ſolche Aus⸗ 
wüchſe iſt, hat der evangeliſche Verein beſchloſſen, die⸗ 
ſen Hergang einfach zu veröffentlichen. — Er zweifelt 
nicht daran, daß die Denuncianten ſich in ihrem Ges 
wiſſen verpflichtet gehalten haben, ſo wie geſchehen, zu 
handeln. Ader er weiß auch, daß menſchliche Gewiſſen 
irren können, daß alle Glaubensverfolgungen, auch die 
blutigſten gewöhnlich von irrenden Gewiſſen veranlaßt 
worden ſind, und er hofft, daß die öffentliche Mel⸗ 
nung wenigſtens Das verhindern werde, daß nlcht 
neuerdings ähnliche Irrthümer der Gewiſſen den Frie⸗ 
den der kirchlichen und bürgerlichen Gemeinſchaften 
untergraben. e Z 


— u¼ ı. 


Zinſenzahlung. 

Die Termin Weihnachten d. J. fälligen Zinscou⸗ 
pons der hieſigen convertirten Stadtobligationen 
werden vom 19. d. Mts. ab von unſern Steuer⸗Er⸗ 
hebern und Kaſſen an Zahlungsftatt angenommen, ins⸗ 
beſondete auch von der Kämmerei⸗Hauptkaſſe in dieſer 
Weiſe und gegen Zahlung des Betrages, worüber ſie 
lauten, realiſirt werden. Die Zahlung der Zinſen 
a 3½ Prozent von den nicht convertirten Stadt⸗ 
obligationen erfolgt durch unſere Kämmerei⸗Hauptkaſſe 
an den Geſchäftstagen vom 19. bis 31. Dezember 
d. J., Vormittags von 9 bis 12 Uhr. Inhaber von 
mehr als zweien dieſer Obligationen haben ein Ver⸗ 
zeichniß mit folgenden Rubriken zur Stelle zu bringen: 

1) laufende Nummer, ’ 

2) Nummer der Obligationen, 
3) Kapitalsbetrag derfelben, 

4) Anzahl der Zinstermine und 
5) Betrag derſelben. 

Breslau, den 8. Dezember 1849. 

Der Magiſtrat hieſiger Haupt⸗ und Reſidenz⸗Stadt. 


Anfrage. 
Die Schleſiſche Zeitung, eine Gruft voll von reak⸗ 


n, tionärem Moder und mittelalterlichem Staub und 
fe” veranlaßt Ache, wiu ärmer s. Für Te t tutionell“ und 


„konſervativ“ gelten. Während ſie aber vorn 


theriſchen Vereins ein Antrag auf Herbſteins Abſetzung ſcheinheilig einen konſtitutionellen Mantel vorhängt, 
geliſch-lutheriſchen Vereins und die dargebotene Hand von Haus zu Haus herumgetragen, der jedoch nur läßt fie hinten den Pferdefuß und Schweif ohne 


verhältnißmäßig wenige Unterſchriften erlangte; wäh⸗ 
rend 233 Mitglieder des evangeliſchen Vereins der 


Herbſtein am 22. Oktober im evangeliſchen Vereine Behörde bezeugten, daß der betreffende Vortrag keines⸗ 


Magdeburger Correſpondent. 


Beſtellungen für das 1. Quartal 1850 wolle man baldigſt bei der nächſten 
Preis, mit Einſchluß des wöchentlich einmal erſcheinenden 
„Hausfreundes“, für das Quartal: 1 Rthl. 7½ Sgr. (incl. Porto); im Aus⸗ 


Poſtanſtalt machen. 


lande tritt eine verhältnißmaßige Erhöhung ein. 


Der Magdeburger Correſpondent erſcheint, mit Ausnahme von Sonn⸗ 
tag Abends und Montag Morgens, täglich zweimal. 


i 


Dadurch, fo wie auch 


Scheu blicken. Wo fängt denn eigentlich der Konſti⸗ 
tutionalismus der „Schleſiſchen“ an? Vorn oder 
hinten? N. A. C 


— * 


A. Gosohorsky’s Buchhandlung 


(L. F. Maske) 


in Breslau, Albrechtsſtraße Nr. 3, empfing ſo eben: 
W. M. L. de Wette, 


Eine Idee über 


das Studium der Theologie. 


durch Benutzung des elektriſchen Telegraphen, ganz beſonders aber durch 
Magdeburg's günſtige Lage an ſo vielen hier zuſammentreffenden Eiſenbahnen und 
Poſten, iſt die Redaktion im Stande, alle Nachrichten aus dem Oſten und Weſten, 
letztere ſelbſt früher als die Berliner Blätter, auf's Raſcheſte allenthalben in 
Deutſchland zu verbreiten. Das Abends erſcheinende Hauptblatt, für welches alle 
bis 4%, Uhr eingehenden Poſten benutzt werden, bringt u. A. ausführliche Be⸗ 
richte aus Berlin bis zum Mittag, ſo wie überhaupt die Nachrichten aus dem 
Oſten; für die Morgens erſcheinende zweite Ausgabe werden alle dis 10%, Uhr 
Abends eingehenden Poſten benutzt. Eine ganz beſondere Fürſorge wird dem mer⸗ 
kantiliſchen Theile des Blattes, namentlich auch dem Eiſenbahn-, Fonds⸗ 
und Aktien⸗ Kalender, gewidmet, und ein reichhaltiges Feuilleton bietet die 
abwechſelndſte, interreſſanteſte Unterhaltung. 

Anzeigen aller Art erlangen durch den Magdeburger Correſpon⸗ 
denten, als einem namentlich in Norddeutſchland (Preußen, Sachſen, Hannover, 
Braunſchweig, den Anhaltiſchen Herzogthümern u. ſ. w.) ſehr verbreiteten Blatte 
die größte Oeffentlichkeit, und iſt hierbei beſonders hervorzuheben, daß nach Aufhe⸗ 
bung des Intelligenz⸗Zwanges von 1850 an die Inſertions-Koſten — neun 
Pfennige für die Igefpaltene Petitzeile — die möglichſt billigſten find, 

Magdeburg, im Dezember 1849. 

Die Expedition des Magdeburger Correſpondenten. 


Die Oberſchleſiſche Dorf Zeitung 


erſcheint auch im kommenden Jahre an jedem Freitag in polniſcher und deutſcher 
in Oppeln bei „ Weilshäuſer. — Alle königl. Poſtämter nehmen Beſtellungen an, 
und iſt der vierteljährſge Pränumerationspreis 2 Sgr. 6 Pf. 

Wenn auch der Name dieſes Blattes darauf hinzudeuten ſcheint, daß es vorzüglich 
für Oberſchleſien berechnet ſei, fo iſt dies feinem Inhalte nach keineswegs der Fall; viel: 
mehr dürften die darin enthaltenen populären Erläuterungen der Geſetze, zeitgemäßen 
Rathſchläge in land⸗ und hauswirthſchaftlicher Beziehung, ſowie belehrenden Erzählungen, 
den Miederfchlefier eben ſo intereſſiren, wie den Oberſchleſier. — Es verſteht ſich 
von ſelbſt, daß auf die polniſche 120 auf die deutſche Ausgabe beſonders pränumerirt wer⸗ 
den kann. — Die Herausgeber dieſes Blattes haben ſich die Aufgabe geſtellt, durch dieſes 
Blatt den Sinn der ländlichen Bevölkerung für die Heiligkeit des Geſetzes zu wecken und 
ihr klar zu machen, daß, den Weg der Ordnung verlaſſen, gleichbedeutend mit ſelbſt herbei⸗ 
geführtem Unglück ſei. 0 N j 


Dem Druck übergeben und mit einer Vorrede begleitet 
von Dr. Adolph Stiereu. 
broch. Preis 6 Sgr. 


Vor einigen Vochen ſchon wurde verſandt: 
Briefe des Johann Hus, 
(geſchrſeben zu Konſtanz 1414 — 1415.) 5 
Nach dem böhmiſchen Urtext herausgegeben und mit Anmerkungen verſehen 
von F. B. Mikowee. 


brochirt. Preis 9 Sgr. 
Leipzig, November 1849. T. O. Weigel. 


Breslauer Handlungsdiener⸗Reſſource. 


Seneralverſammlung Freitag den 21. Dezember, Abends 7½ Uhr in dem Reſſ.⸗Lokale. 
; \ Der Vorſtand. 


Gummiſchuhe und Geſundheitsſohlen, 


für Damen, Herren und Kinder, welche die Füße ſtets warm und trocken halten, daher 
durchaus nicht naß werden laſſen, . . 
en, 


Meſſingene Schiebe- oder Stell⸗Lamp 


welche nach Bedarf hoch oder niedrig geſtellt werden können, koſten nur 1 al. 25 Sgr., 
tl. 


Neuſilberne Schiebe- oder Stell⸗ Lampen, 


beſte Sorte 4 Rtl. 20 Sgr., 5 Rtl. 20 Sgr.; Arbeitslampen 12½, 50 15 Sgr.; Lampen 
mit Glasglocken und Cylinder 25, 27 ½%, 30 Sgr.; Schreibzeuge 102 „2 Sgr.; Brodt⸗ 
oder Fruchtkörbchen 5 bis 25 Sgr.; Wachsſtockbüchſen 2 bis 20 S ar einflammige Hänge⸗ 
lampen 174 Rtl.; Wandlampen mit rundem Docht und Cylinder 22 Sgr.; Zuckerdofen 
von 2 bis 25 Sgr.; Federſcheiden 2 Sgr.; Spucknäpfe 3, 6 Sgr.; Thee: und Kaffeebretter 


gon 5 Sgr. bis 5 Rtl., und Je t 
Leuchter ganz neuer Form und Farbe, 
wie ſolche noch nie da waren, empfehlen 1 fing Pie x — 11 
8 grünen Röhre gerade über. zn 


8 Theater⸗Nachricht. ' 
onnerötag, den 20. Dezbr. Erſte Extra⸗ 

Vorſtellung zum Abonnement von 70 Vor⸗ 

ſtellungen. Zum erſten Male: „Der 

Kaufmann.“ Schauſpiel in 5 Aufzügen 

von Roderich Bender. — Perſonen: 

Karl Gottlieb Menzinger, ein reicher 

Kaufmann, Herr Kläger. Richard, ſein 

Sohn, Herr Hilti. Hedwig, ſeine Toch⸗ 

ter, Frin. Heyne. Graf Waldbach, Herr 

Rieger. Gerhardine, feine Tochter, Feln, 

Schwelle. Graf Ludwig Waldbach, Ge⸗ 

»fandter, fein. Sohn, Herr Hirſchberg. 

Moritz don Schwarz, Fabrikant, Herr 

Baumeiſter. Iduna, Frau Stotz. 

Albert Schmidtkorn, in Menzingers Ge⸗ 

ſchäft, Herr Guinand. Jungholz, eben⸗ 

pm in Menzingers Geſchäft, Herr Schö⸗ 
el. Buchner, ebenfalls in Menzingers Ge⸗ 
ſchäft, Herr Clauſius. Hans Scheller, 
ein alter Matroſe, Herr Keller. Fürchte⸗ 
gott Leberecht, Haushofmeiſter auf Schloß 
Waldbach, Herr Stotz. Mathes, Haus: 
knecht, Herr Moritz. { 

Freitag den 21. Dezbr. Zweite ErtrasVors 
ſtellung zum Abonnement von 70 Vorſtel⸗ 
lungen. „Martha“, oder: „Der 
Markt zu Richmond.“ Oper in 4 
Aufzügen, mit Tanz, von W. Friedrich. 
Muſik von Friedrich v. Flotow. 8 

Zur Theater- Lotterie⸗Abonnements⸗ 

Verlooſung find ganze Looſe zu 4 Rthir, 

und halbe Looſe zu 2 Rthlr. Morgens 

von 9 12 Uhr und Nachmittags von 

2—4 Uhr im Theater⸗Bureau und im 

Comtoir Herrenſtraße Nr. 28 zu haben. 
Da eine Anzahl Bons noch nicht eingelöſt, 

werden drei Extra-⸗Abonnements⸗Vor⸗ 

ſtellungen ſtaltſinden, und zwar: Donners⸗ 

55 den 20. Dez., zum erſten Male: „Der 
aufmaun“, Schauſpiel in 5 Akten von 

Roderich Bender; Freitag den 21. Dezbr⸗: 

„Martha“, Oper von Flotow, und Sonn⸗ 

abend den 22. Dezbr.: „Roſeumüller & 
inke“, Luſtſpiel in 5 Akten von Dr. Carl 

öpfer. 


—Verlobungs⸗ Anzeige. 

Die Verlobung unferer Tochter Roſalie 
mit dem Kaufmann Herrn Martin Deutſch 
beehren wir uns, Verwandten und Freunden 
hierdurch ergebenſt anzuzeigen. 

0 L. Guttmann und Frau. 

Als Verlobte empfehlen ſich: 

Roſalie Guttmann. 

i Martin Deutſch. 

Es empfehlen ſich als Verlobte: 

Adolph Sachs in Zallenſche. 

Johanna Fiſcher in Bogutſchütz. 

Entbindungs⸗Anzeige. 

Die heut Vormittag b Ya übe regte glück⸗ 
liche Entbindung meiner lieben Frau Pauline, 
geborene Reiſewitz, von einem gefunden 
Knaben, beehre ich mich allen meinen Ver⸗ 
wandten, Freunden und Bekannten, anſtatt 
jeder beſonderen Meldung, ganz ergebenſt an⸗ 
zuzeigen. 

Ratibor, den 17. Dezember 1849. 

A. Keßler, Buchhändler. 
Entbindungs⸗ Anzeige. 

Die heute Nachmittag erfolgte glückliche 
Entbindung meines geliebten Weibes Amalie, 
geb. Vogel, von einem gefunden Mädchen, 

eehre ich mich, allen Freunden und Bekann⸗ 
ten, ftätt beſonderer Meldung, hiermit erge⸗ 
benſt anzuzeigen. 

Breslau, den 18. Dez. 1849, 

Bruchmann. 


Todes⸗Anzeige. 
Geſtern Morgen um II Uhr verſchied 
plötzlich nach kurzem Krankenlager der 
Kaufmann B. Neuländer hierſelbſt 
in feinem 49ſten Lebensjahre. — Diefe 
traurige Anzeige widmen allen Ver⸗ 
wandten und Bekannten, um ſtille 
Theilnahme bittend: 
die tiefbetrübten Hinterbliebenen. 
Breslau, den 19. Dez. 1849. 


F — — 
Todes⸗Anzeige. ; 

Am 17. d. M., Nachmittags um 12 ½ 
Uhr, verſchied nach kurzen, aber ſchweren 
Leiden der Kandidat der Medizin F. W. 
Teetzmann aus Dresden. Ihm folgt die 
Achtung feiner Lehrer und die Liebe feiner 
Kommilitonen ins frühe Grab. 

Breslau, den 19. Dezember 1849. 

Die Klinker der Univerfität Breslau. 


D tan 8 2 11 ige. 

mp end um uhr durch Schlag: 

uß erfolgten plötzlichen Tod ic 2. 

geliebten Mutter, Großmutier, Schwieger⸗ 

mutter und Schweſter, der Frau Beate 

Charlotte, verwittw. Paſtor Kröber, 
borne Döring im beinahe vollendeten 71. 

Lebensjahre zeigen wir tief betrübt allen ent⸗ 

fernten Freunden und Verrondten hiermit an. 
Freyhan, den 18. Dezember 1849. 

— Die Hinterbliebenen. 


Todes ⸗Anzeige. 

Den heute nach langem Krankenlager er⸗ 
folgten fanften Tod der Frau Reftaurateur 

anke, geb. Kraft, zeigen wir hierdurch, 
ſtatt jeder beſonderen Meldung, tief betrübt, 
mit der Bitte um ſtille heilnahme ergebenſt an. 
Breslau, den 18. Dezember 1840. 
— Die Hinterbliebenen. 


* - 

- Allgemeine Versammlung; 
der schlesischen Gesellschaft 
für vaterländische Cultur. 
Freitag, den 21, December c., Abends 6 Uhr. 
I) Herr Prof. Dr. Röpell: Mittheilung 
eines Planes für die politische Einheit 
Deutschlaude aus dem Jahre 1800. 2) Be- 
richt über die Arbeiten und Veränderungen 
der Gesellschaft im Jahre 1849, von Un- 
terzeichnetem. 3) Wahl der Beamten für 

dir Ktatszeit 1850/1. 
Der zweite General-Sekretär 
Kahlert. 


Provinzial Reſſource. 

Zu den auf den 3. und 24. Januar (Don: 
nerſtag) im Saale des Hotels zum König 
von Ungarn ſtattfindenden Reſſdurcen⸗ 
Bällen ladet die geehrten Mitglieder der 
Geſellſchaft ergebenſt ein: 

Die Direktion 
der ſchleſiſchen Provinzial⸗Reſſource. 
Subhaſtations⸗ Bekanntmachung. 

Zum nothwendigen Verkaufe des hier 
Ohlauer Straße Nr. 50 belegenen, der ge⸗ 
ſchiedenen Apotheker Rödiger, verwittwet 
geweſenen Cafetier Gefreyer, gehörigen, 
auf 8109 Rthlr. 13 Sgr. 5 Pf. geſchätzten 
Hauſes, haben wir einen Termin } 

auf den 23. Mai 1850, 
Vormittags 11 uhr, 

vor dem Herrn Stadtgerichts⸗Rath Fritſch 
in unſerem Parteien⸗Zimmer anberaumt. 

Taxe und Hypothekenſchein können in der 
. ee are e eingeſehen werden. 

Breslau, den 29, September 1849. 

Königl. Stadtgericht. Abtheilung I. 


Subhaſtatious⸗ Bekanntmachung. 
Zum nothwendigen Verkaufe des hier in 
der Kloſterſtraße unter Nr. 49 belegenen, 
dem Gaſtwirth Auguf Franke gehörigen, 
auf 7659 Rthlr. 27 Sgr. 1 Pf. geſchätzten 
Grundſtücks, haben wir einen Termin 
auf den 24. Mai 1850, 
5 Vormittags 11 uhr, 
vor dem Herrn Stadtgerichts⸗Rath Schmie⸗ 
del in unſerm Parteien⸗Zimmer anberaumt. 
Taxe und Hypothekenſchein können in der 
Subhaſtations⸗Regiſtratur eingeſehen werden. 
Zu dieſem Termine werden der Beſitzer 
Auguſt Franke, ferner die Erben des Par⸗ 
ticulier Giersberg und der Gaſthofsbeſitzer 
Benjamin Gottlieb Wentzke hiermit vor⸗ 
geladen. 
Breslau, den 3. Oktober 1849. 
Königl. Stadtgericht. Abtheilung I, 


— . 
Subhaſtations⸗ Bekanntmachung. 
Zum nothwendigen Verkaufe des hier auf 

der Albrechts⸗Straße Nr. 45 belegenen, der 

verehelichten Stadträthin Theinert, Erne⸗ 
ſtine Wilhelmine, geb. Krebs, gehöri⸗ 
gen, auf 10,349 Rthlr. 4 Sgr. 2 Pf. geſchätz⸗ 
ten Hauſes, haben wir einen Termin auf 
den 29. März 1850, 
Vormittags 10 uhr, , 
vor dem Herrn Stadtgerichts-Rath Schmidt 
in unſerem Parteien⸗Zimmer anberaumt. 
Taxe und Hypothekenſchein können in der 

Subhaſtations⸗Regiſtratur eingeſehen werden. 
Breslau, den 17. Auguſt 1849. 

Königl. Stadtgericht. II. Abtheilung. 


Subhaſtations⸗ Bekanntmachung. 
Zum nothwendigen Verkaufe des hier Ur: 
ſuliner Straße Nr. 2 belegenen, dem Kauf⸗ 
mann Joel Gabriel Chaffack gehörigen, 


auf 4228 Rthlr. 7 Sgr. geſchätzten Grund⸗ 


ſtücks, haben wir einen Termin 
auf den 25. Jauuar 1850, 
Vormittags 11 uhr, 
vor dem Herrn Obergerichts-⸗Aſſeſſor Wendt 
in unſerm Parteien⸗Zimmer anberaumt. 
Taxe und Hypotheken⸗Schein können in 
der Subhaſtations⸗Regiſtratur eingeſehen 
werden. 
Breslau, den 18. September 1849. 
Königl. Stadtgericht. Abtheilung I. 


Oeffentliche Vorladung. 

Die verehelichte LHiver, Auguſte geb. 
Adam hierſelbſt hat unterm 6. November 
d. J. wider ihren Ehemann, den vormaligen 
Kreis = Sekretär Karl L'Hiver auf Eheſchei⸗ 
dung bei uns angetragen. 

Zur Beantwortung dieſer Eheſcheidungs⸗ 
klage haben wir daher einen Termin 

auf den 28. Juni 1850 Vormit⸗ 

tag 11 Uhr, 

vor dem Herrn Stadt⸗Gerichts⸗Rath Schmidt 
in unſerm Parteien « Zimmer, Junkernſtraße 
Nr. 10 anberaumt, zu welchem der ſeinem 
dermaligen Aufenthaltsorte nach unbekannte 
Verklagte unter der Warnung vorgeladen 
wird, daß bei feinem Ausbleiben die von ſei⸗ 
ner Ehefrau angeführte Beſchuldigung, wo⸗ 
rauf die Klage wider ihn ge ründet iſt, zu 
ſeinem Nachtheil für zugeſtanden erachtet und 
demgemäß was Rechtens gegen ihn erkannt 


werden wird. 

Breslau, den 5. Dezember 1849. 
Königl. Stadt⸗Gericht. Abtheilung 1. 
Zur Weihnachte-Zeit:. 
Tuschkasten, Bilderbogen, Schreibebticher, 
Reisszeuge , Fabersche Bleistifte, Conté- 
Kreiden, Federnkärtchen , Pennale, kleine 
Staffeleien, Vorlegrblätter, Zeichnenmappen, 
vergoldete Stahlfedern, usd mehrere andere 
zu Geschenken geeignete Artikel empfiehlt: 
F. L. Brade, 
dem Schweidnitzer Keller gegenüber. 
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ELiterariſche Anzeigen 


der Buchhandlung Joſef Max und Leut in Breslau. 


Soeben erſchien in der unterzeichneten Handlung, und iſt in allen Buchhandlungen zu 
haben, in Wreslau in der Buchhandlung Joſef Max und Komp: 
Das preußiſche und deutſche Verfaſſungswerk. Mit Rückſicht 
auf mein politiſches Wirken. Von David Hauſemann. 25 Bogen. 
gr. 8. geh. 1 Rtl. 5 Sgr. f 5 
Dieſe Schrift enthält nicht allein eine gründliche und ſcharfe Kritik des deutſchen Ver⸗ 
faſſungsentwurfes vom 26. Mai; fie enthält auch Vorſchläge und Verhandlungen zur Grün⸗ 
dung einer lebensfähigeren Verfaſſung, und außerdem neue und merkwürdige Mittheilungen 
über die politiſchen Zuſtände in Deutſchland und Preußen. Die Schrift iſt nicht die Arbeit 
eines Tagesſchriftſtellers, ſie iſt das Werk eines Staatsmannes, der in ſeiner hohen Stel⸗ 
lung an der geſchichtlichen Entwickelung der neuen Zeit ſelbſt mitgewirkt hat. 
Berlin, Mitte Dezember 1849. F. Schneider und Comp. 


Wir empfehlen als nügliche und humoriftifhe Familien Unterhaltung die beliebten wigigen 


Kriegs⸗ und Reiſeſpiele, 
z. B. Nante's Reiſe lege Rübezahls Reiſe durch Schleſien, Lord Puddings 
Schweizerreiſe, Staberle's Reife nach Wien u. ſ. w. a 7½ —12 ½ Sgr. 
Buchhandlung Joſef Max und Komp. in Breslau. 
Im Verlage von G. J. Manz in Regensburg iſt erſchienen und durch alle Buchhand⸗ 
11 OEN 1 Breslau durch Max u. Komp., G. P. Aderholz, Hirt u. Trewendt 
zu beziehen: 

Reichthum und Armuth, oder „des Malers Bild.“ Skizzen aus dem 
Leben und Treiben unſerer Tage. Der reiferen Jugend gewidmet von dem 
Verfaſſer: „Die Kinder der Wittwe.“ (E. v. Ambach.) Mit 1 Stahlſtich. 
8. geh. 15 Sgr. 

Rückkehr aus dem Norden, die, oder das Kirchlein am Donauſtrande. 
Familien⸗ und Zeitgemälde aus der letzten Epoche der napoleoniſchen Hert⸗ 
ſchaft. Der reiferen Jugend gewidmet von Edu ard v. Ambach, dem 
Verfaſſer: „Die Kinder der Wittwe.“ Mit 1 Stahlſtich. 8. geh. 15 Sgr. 

Bei B. Kabüs in Danzig iſt erfhienen und in der Buchhandlung Joſef Max und 
Komp. in Breslau zu haben: 

Schmidt, Dr. Diaz, Schul⸗ Compendium der Geſchichte. gr. 8. 

19 Bogen, geh. 22 ½ Sgr. 
Früher erſchien von demſelben Verfaſſer: 

Sacherklarende Anmerkungen zu Shakespeares Dramen. 8. 

30 Bogen. geh. 20 Sgr. 
CCC Acc 


Mit dem 1. Janvar 1850 beginnt das erſte Quartal des, mit Hülfe bereits gewonne⸗ 
ner ſehr geehrter Mitarbeiter unter Redactton des Unterzeichneten erſcheinenden 5 


Glatzer Wochenblatt für Stadt und Land. 


Es iſt außer Frage, die neue Zeit, die konſtitutionelle Verfaſſung wird oft unrichtig 
verſtanden; nicht | Iten fehlt das richtige Verſtändniß der Geſetze und daher die nothwen⸗ 
dige Achtung vor denſelben. Iſt nun aber ein richtiges Auffaſſen nothwendig, ſo kann dieß 
nach unſerem Dafürhalten nur durch Blätter erreicht werden, welche treu dem Prinzip der 
konſtitutionellen Monarchie, in ruhiger, beſonnener Entwickelung den Thatbeſtand der Er⸗ 
eigniſſe mittheilen, überall den Maßſtab der Geſetze anlegen und die Leſer ſo in das Ver⸗ 
ſtändniß der neuen Zeit einführen. Auch wir ſtehen auf dieſem Standpunkte und wollen 
unſer Wochenblatt als Organ deſſelben benutzen. Daſſelbe erſcheint vom 4. Januar 1850 
an wöchentlich zweimal, Montag und Freitag Abend, in Form eines ganzen Bogen klein 
Herde Der Subſeriptionspreis beträgt ſowohl tier als durch alle königliche 1 
vierteljährlich 7 Sgr. Inſerate werden bis Montags und Freitags früh 9 uhr in der 
Erpedition angenommen und die geſpaltene Zeile für Abonnenten mit 6 Pf., für 
Nicht⸗Abonnenten mit 8 Pf. berechnet. Die einzelne Nummer koſtet 6 Pf. 

Glatz, im Dezember 1849. Die Redaktien und Expedition C. Rutſch. 
Bekanntmachung. 5 

Die von dem königlichen Kredit-Inſtitute für Schleſien unterm 
18. September 1844 auf das im Koſeler Kreiſe gelegene Gut Ur- 
bano witz ausgefertigten 34prozentigen Pfandbriefe Littr. B. find 
von dem Schuldner aufgekündigt worden, und es ſollen die Apoints: 

Nr. 23,871 bis incl. 23,8712. 3 1000 Rtl. 
Nr. 24,948. 24,950. 24,952. 24,953. 24,955 2 a 
bis incl. 24,958 und 24, 960o 3 500 Ktl. 
Nr. 16,156 bis incl. 16,174. 16,176. 16,179 bis 
incl. Nr. 16,185. 16,194 und 16,199 
Nr. 17,865 bis incl. Nr. 17,872, Nr. 17,874 bis 
incl. Nr. 17,882, Nr. 17,885 bis incl. 17,888, 
Nr. 17,890 bis incl. Nr. 17,903 und 17,920 à 100 Kit. 
, 50 2 He ui wos „Or: 
gegen andere dergleichen Pfandbriefe gleichen Betrages eingetauſcht 
werden. 

In Gemäßheit der dd 50 und 51 der Verordnung vom 8. Juni 
1835 (Gefegfammlung Nr. 1619) werden daher die gegenwärtigen 
Inhaber der bezeichneten Pfandbriefe hierdurch aufgefordert, dieſelben 
mit Coupons Ser. III. Nr. 9 und 10 über die Zinſen vom 1. Ja⸗ 
nuar k. J. ab in Breslau bei dem Handlungshauſe Ruffer und 
Comp. zu präſentiren, und in deren Stelle andere dergleichen Pfand⸗ 
briefe vom nämlichen Betrage in Empfang zu nehmen. 

Berlin, den 22. November 1849. 


Königliches Kredit⸗Inſtitut für Schleſien. 


Schreibebuͤcher 


in größter Auswahl und vom beſten Papier, empfiehlt die Papier⸗Handlung: 


F. Schröder, 


Albrechts Stra Nr. 


Alexandre, Marchand-Coiffeur, 


Ohlauer Straße Nr. 74. 
empfiehlt zum bevorſtehenden Weihnachtsfeſte ſein aufs reichhaltigſte aſſortirte Lager fran⸗ 
Sache — £ 9 885 1 see bet e ee und Herren⸗ 
arderobe⸗ 2 eſſern er zu Ge eignend 
Gegenſtände eine Ausſtellung gemacht. un l 89 


a 200 Rtl. 


37. 
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Zu Weihnachtsgeschenken empfehlen Grass, Barth u. Comp., Herrenstrasse 20. 


Für Weihnachten 


tmpfehlen wir folgende in allen Buchhandlungen zu habende 


Jugendſchriften: 
Erzählungen aus der baieriſchen Geſchichte, mit beſonderer Be⸗ 
N der Pfalz. Mit einer Vorrede von Dr. Karl Egger. 8. i br. 


gr. 
Jungfrau, Gattin und Mutter, oder die weiblichen Pflichten, darge⸗ 
ſtellt in einer moraliſchen Erzählung. Nach dem Franzöſiſchen bearbeitet von 
Franz Maria Brug. Mit einer Vorrede von- Chriſtoph v. Schmid, Verfaf: 
fer der „Oſtereier“ ꝛc. Mit einem Stahlſtiche. 8. br. 17½ Sgr. 
Eine Hyaeinthe von vier neuen Erzählungen. Auen, vorzüglich 
der Jugend und Jugendfreunden gewidmet von Th. Nelk. 8. br. 5 Sgr. 
Ritter Berthold von Hohenburg, oder: fo rächt ſich der Chriſt. Eine 


belehrende Erzählung aus den Zeiten des heiligen Biſchofs Ulrich, für die rei⸗ 


fere Jugend und Eltern erzählt von J. Georg Waitzmann, Verfaſſer des 
„Morgen in der Wallfahrtskirche“, „Meiſter Gräth“ ꝛc. 8. br. 11 ½ Sgr. 


Für die heilige Adventzeit 
N erſchien bei uns: 

Der katholiſche Schullehrer als Kirchenſänger, Organiſt und Kirchen⸗ 
diener. Bearbeitet und herausgegeben von Donat Müller, Muſikchor⸗Direk⸗ 
tor an der Stadtpfarrkirche St. Ulrich und Afra in Augsburg. Vierter 
Band: Die heilige Adventzeit. — Die Kreuzwoche und andere in 
beſtimmten Zeiten vorkommende gottesdienſtliche Handlungen und Feierlichkeiten. 
— Beſondere Pflichten des Kirchendieners gegen den vorgeſetzten Geiſtlichen 
und die Gemeinde. gr. 8. br. 17½ Sgr. 

Wir erlauben uns beim Herannahen der heiligen Adventzeit wiederholt auf dieſes 
praktiſche Werk, das in ſeinem vierten Bande die ebenſo ſchönen als leichtfaßlichen Rorate⸗ 
Lieder mit einfacher Orgelbegleitung enthält, wie ſelbe in den katholiſchen Pfarrkirchen 
Augsburgs vom Volke abgeſungen werden. 

Augsburg, im Oktober 1819. B. Schmid'ſche Buchhandlung F. C. Kremer). 

Vorräthig bei Graß, Barth und Comp. in Breslau, Herrenſtraße Nr. 20. 


Soeben erſchien: 


Das goldene Wirthsſchaftsbuch. 


Ein zeitgemäßer Rathgeber 
für Land: und Hauswirthe, Gewerbsleute und jede Familie zu Verbeſſerungen, 
Fortſchritten und den beſten Hilfsmitteln in Lebensweife und Haushaltung über: 
haupt. — Bodenkultur und Pflanzenbau in Feldern, Wieſen, Gärten ic. — 
Haltung, Zucht und Pflege der wirthſchaftlichen Hausthiere und Behandlung ihrer 
Krankheiten. — Holzzucht, Fiſcherei, Bienen⸗ und Seidenraupenzucht. — Brannt⸗ 
weinbrennerei. — Bierbrauerei. — Eſſigfabrikation, Ziegelbrennerei und anderen 


Antiq. Sington, Schuhbr. 27, offerirt: Klaproth u. Wolff chem. Wörterb., 
9 Frzöͤd., A—3., L. 33 Nil, 5 Rtl.; Göthes ſämmtl. Werke, 40 Thle., Vlup. n. Ausg. 
L. m. B. 30 Rtl., 18 Rtl.; Schillers ſämmtl. Werke, 18 Thl., 4 Rtl.; Duller, Geſchichte 
d. deutſchen Volkes m. v. Abb. Prachtausg. L. 3 ½ Rtl. 18 Mtl.; daſſ. v. Böltiger mit 
Sthiſt. 1 ½ Rtl., Schillers Wallenſtein, Vlnp. 18 Sgr., Karlos 18 Sgr.; Menzels Chronik 
v. Breslau m. v. K. Frzb. L. 8 Rtl., 3 Rtl.; daſſ. v. Prilipp m. K. 5% Rtl.; Zſchokke, 
Nov. u. Dicht., 8 Thl. Frzbd. L. 9 ½ Rtl. 5 Rtl.; deſſ. geſammt. Volksſchriften 20 Sgr.; 
Strahlheim, die Wundermappe, 4 Abth. L. 3 Rtl. 2 Rtl.; Wielands ſämmtl. Werke, 42 Th. 
Binp. L. 78 Rtl. 8 Rtl.; Schmidt, franz. Wörterb., 2 Prachtb. 2 Rtl.; daſſ. v. Thibaut 
1849, 1½ Rtl.; Konverſations⸗Lexikon, Brockhaus, 4 Thle. A— 3. Prachtb. 3% Rtl.; 
Taſſo Jeruſalem d. v. Gries 2½ Rtl., Prachtbd. Platon. Politiae ed. Stallb. Libr. L—X. 
L. 4 Rtl., 255 Rtl., daſſ. deurſch v. Schneider 1½ Rtl.; Biot Experimentalphyſik L. 13 
Rtl. 4 Rtl., Kirchhoff, Konverſations Lexikon der Land⸗ u. Hauswirthſch., 2. Aufl. 1842, 
9 Bde. A— 3. L. 20 Rtl. 10% Rtl., Oeuvres Frédérie le grande 15 Vol, Frzb. L. 15 Rt. 


5 % Rtl. 
N) 4 meiſt in eleganten Einbänden: Herders Cid, 5 Rtbl. (Prachtband) 
ücher, — Tauſend und eine Nacht, 4 Bde., 4., mit 1000 Bildern, 6 Rthl' 

— Göthes Werke, 40 Bde., 18 Rtl. — Lord Byrons Werke in 1 Bde., 2 Hl, — Diel. 
überſetzt von Böttiger, 12 Bde., 3 Rthl. — Shakſpeare, 1 Bd., 1%, Rthl. — Chamiſſos 
Werke, 6 Bde., 3 Ril. — Weiblinger, 9 Bde., 2 Rtl. — Seume, 12 Bde., 2 Rtl. — 
Werrenbach, Naturgeſchichte, 2 Bde., Fol. mit 83 color. Kupf., 4 Rtl. — Neuftädt, 
Schmetterlinge Schleſ., 2 Bde., 374 Rtl. — Bücher a Band 1 Rtl.: Th. Mundt Götter: 
welt mit 40 Abbild. — Münchhauſen, von Immermann. — Freiligratb, Gedichte. — 
Klopſtocks Meſſias. — Deſſen Oden. — Oſſian. — Reinecke Fuchs v. Glasbrenner. — 
Bulwer, Pilger des Rheins, mit Stahlſtichen. Schiebe, Buchhaltung und kaufmänniſche 
Briefe, a Bd. 1 ½ Rtl. Stöber. Mythologiſche Gallerie, 4., mit 60 feinen Stahlſtichen, 
3 Rthl. — Herloßſohn, Rieſengebirge, mit 30 Stahlſt., Ladenpr. 34 Rtl., eleg. geb. 1½ 
Rtl. — Stunden der Andacht, 1 Bd., eleg. 3%, Rtl. — Sohr, Atlas, 8. Blatt, 4 Rthl. 
Auch Bilder und Jugendſchriften in Auswahl billigſt in der Antſquar⸗ Buchhandlung 
und Buchbinderei des G. Peuckert, Schmiedebrücke 25, vis-a-vis dem Hotel de Saxe. 
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Zu Weihnachts⸗Gaben für Herren, 


angenehm und paſſend: 
ächte 6 Jahr alte la er Cigarren 100 Stück 2 Relr. | Hamburger 
£ 2 


* 


la Iris⸗ dito 1½ Rtlr. Fabrikat. 
feine milde Columbia⸗ dito 1 Rtl. 6 Sgr. 

„5 3 arinas⸗ dito 1 Rtl. 6 8 3 
- kräftige la Empreſa⸗ dito IR Fabrikat 
Pi 2 la Norma: dito 1 Rtlr. \ fi 
s milde a. Bi 08: dito 25 Sgr. 
Burns weizer Cigarren dito 24 Sgr. 5 
„leichte Bruſt⸗ 8 dito 24 Sgr. 2 
„ ſtarke la Atala⸗ di x 


to 20 Sgr. 8 
N. B. Auch find alle vorſtehende Sorten in bunten Pappkäſtchen à 50 


und 100 Stück zu haben. 


Auguſt Hertzog, 


Schweidnitzer Straße Nr. 5. 


Im Verlage von W. Nit ſchke in Schw.⸗Hall iſt erſchienen und bei Graß, Barth 
und Comp. in Breslau, Herrenſtraße Nr. 20 zu haben: 


Märchenbuch. 
Herausgegeben von W. Koſchnitz. 
Enthaltend 46 der ſchönſten und beliebteſten Märchen. 
Per 8. geh. Preis 10 Sgr. 


Bei Graß, Barth u. Comp. in Breslau und Oppeln, in unterzeichneten 
und in allen Buchhandlungen iſt zu haben: 
Zur Erhöhung der Feier bei Familienfeſten: 
F. Schellhorn, 120 auserleſene 


Geburtstags⸗, Hochzeits⸗, Neujahrs⸗ und 
Abſchieds⸗Gedichte, Polterabendſcherze, 
Stammbuchsverſe, und Geſellſchafts⸗Räthſel. 


Sechstel! Auflage. Preis 15 Sgr. 

NB. Ein ſchönes Gedicht iſt bei Familienfeſten von großem Werthe. Dieſe Samm 
beſter Gelegenheitsgedichte wurde mit ſolchem Beifall aufgenommen, daß jetzt die 
ſechste verbeſſerte Auflage dapon erſcheinen mußte. 

Bei Kuhlmey in Liegnitz, Flemming in Glogau, Ziegler in Brieg, Burckhardt 
in Neiſſe, Bredul und Förſter in Gleiwitz und bei Heege in Schweidnitz vorräthig. 


eee lt a BEINE ART — 


Aus unſerm Verlage empfehlen wir folgende * 
nachtsgaben ſich eignende werthvolle Werke: 


Berghaus, Grundriß der Geographie. 8, im 


Haͤnel, freundliche Stimmen an Kinderherzen, 


oder Erweckungen zur Gottſeligkeit für das zarteſte Alter, in Erzählungen, . Liedern 
und Bibelſprüchen. 7. Aufl. 8. broch. 15 Sgr. 


Knüttell, die Dichtkunſt und ihre Gattungen. 


Ihrem Weſen nach dargeſtellt und durch eine nach den Dichtungsarten geordnete 


Muſterſammlung erläutert. 2. Aufl. groß 8. broch. 1 ½ Rthlr. 


2 


Kudraß, religiöſe Dichtungen. „ 12, mc. 


Loͤſchke, Erzaͤhlungen aus der Geſchichte alter 
und neuer Zeit, mit beſonderer Blrückſichtigung Deutſchlands und 


der chriſtl. Kirche. 2. Aufl. 8. geb. 15 Sgr. 


Löſchke, merkwürdige Begebenheiten aus der ſchleſſchen 


und brandenburgiſch⸗preußiſchen Geſchichte. 3. Aufl. 8. geb. 10 Sgr. 
Menzel, Geſchichte der Deutſchen. a. 


Menzel, neuere Geſchichte der Deutſchen son m 


Reformation bis zur Bundesakte. 1 de, nebſt Regiſter. 8. 32 Rihlr. 15 Sgr. 
4 Blatt. 


Schneider, Spezialfarte von Schleſien. 


4 Rrthlr. 


Kr Graß, Barth u. Comp. 
Niederſchleſiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn. 


Die am 2. Januar 1850 fälligen und die früher fällig geweſenen, bis dahin nicht ab» 
gehobenen Zinſen von 
1) den Stamm⸗Aktien, 
2) den Aprozentigen Prioritäts⸗Aktien, 
3) den 5prozentigen Prioritäts⸗Obligationen Ser, I. und II., und 
4) den Öprozentigen Prioritäts⸗Obligationen Ser. III. 
der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft werden 
a) in Berlin bei der Hauptkaſſe vom 9. bis 31. Januar k. J. 
b) in Breslau bei der Tageskaſſe auf dortigem Bahnhofe, aber nur vom 
2. bis 15. Januar k. J. 
mit Ausnahme der Sonn- und Feſttage, in den Vormittagsſtunden von 9 bis 1 ubr gezahlt. 
Die Inhaber der Coupons werden zu dem Ende erſucht, ſolche nach den verſchiedenen 
Sorten und Fälligkeitsterminen gehörig getrennt und mit nach der Reihenfolge der Nums 
mern geordneten Verzeichniſſen an den bezeichneten Tagen einzureichen, und darauf aufs 
merkſam gemacht, daß die innerhalb der angegebenen Zahlungsfriſt nicht erhobenen Cou⸗ 
pons erſt im nächſten Zahlungstermine realiſtet werden können. 
Berlin, den 13. Dezember 1849. 6 
Die Direktion 


der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


Großes Damen⸗Mäntel⸗Lager 


in Seide, Lama und halbwollenen Stoffen, von 4 Rthl. an, Kinder» Mäntel von 
1½ Rthl. an. Für Herren wattirte Buksking⸗ueberzieher, von 7 Rthl. an, Fauſch⸗Ueber⸗ 
zieher ven 4½ Rthl., echte Sammt⸗Weſten von 2 ½ Rthl. an, ſeidene Weiten von 1%, 
Rihl, Morgenröcke von 2 Rthl, an, Knaben⸗Ueberzieher von 2½ Rthl. an, empfiehlt: 

E. Eliasſohn, Riemerzeile Nr. 23, neben dem Kaufm. Hrn, Brach vogel. 


Hauſe, wird fortgeſetzt, und ſind folgende Artikel we⸗ 
gen ihrer anfergewöhnlichen Billigkeit zu beachten: 7 
halbwollene und Aſſandrin⸗Kleiderſtoffe zu 1 Rtl. 10 Sgr. bis 2 Nil. 10 Sgr. J 
5 das Kleid, ächte Thibets, Twilds, Camlotts, Mouſſeline de Laine und Ba: J 
FE tiſtkleider u. ſ. w.; 3 Ellen große halbwollene Umſchlagetücher zu 25 Sgr.; f 


Die Dresdner Gallerie, in Stahlſtichen. 6 Rtl. 
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Dritte Beilage zu 12 297 der Breslauer Zeitung. 


Donnerstag den 20. Dezember 1849. 


— 


Joh. Urban Kern's Buchhandlung, Ring Nr. 2) 


nebſt Papier-, Schreib⸗ und Zeichnen⸗Materialien⸗Handlung, 
von vordem E. Magirus und Habicht, 


empfiehlt zu billigen Preiſen als elegante und zweckmäßige 


Weihnachts⸗Geſchenke: 
Für Erwachſene. Sämmtliche Dielitz'ſche Jugendſchriften, wie Kosmora⸗ 


3 men, Reiſebilder, Länder- und Völkergemälde, Skizzen⸗ 
Salon⸗Album, der eleganteſte Almanach für 1850, mit 


0 Buch, jedes 1 Rtl. 10 Sgr. 
prachtvollen Stahlſtichen. 2 Rtl. 25 Sgr. ABE:- und Bilderbücher, ohne und mit Text, zu 
Grandville, Les Etoiles, mit trefflichen colorirten 


allen Preiſen. 
Kupfern, reich vergoldet. 7 Rtl. 15 Sgr. 
9 Les Fleurs animées. 2 vol, 


Eine reichhaltige Auswahl 


eleganter Lederwaaren, 
Brieftaſchen, Porte⸗Monnaies, 


Payne's Miniatur⸗ Almanach für 1870. 7½ Sgr. 


Elegante Damen⸗Kalender für 1850, in Etui. 10 Sgr. 2 


Simmtlihe Bolfsfalender für 1850, von Gubig, Tre: Cigarren Etuis, 
wendt, Steffens, Nieritz ꝛc. a 5, 10, 12½ Sgr. bis Schreib⸗Mappen, 
1 Rt. 6 Sgr. Albums. 


Saphir's humoriſtiſcher Kalender. 12 Sgr. 
Kladderadatſch⸗Kalender. 10 Sgr. 


Sämmtliche Miniatur⸗Ausgaben von 
deutſchen Dichtern, wie: 
Geibels Gedichte. Gebunden 2 Rtl. 7 ½ Sgr. 
Kletke, Album. Gebunden 2 Rtl. 
Göthe, EChamiſſo, Lenau, Strachwitz ꝛc. 
Homers Froſch⸗ und Mäuſekrieg mit Holzſchn. 10 Sgr. 
Strachwitz, Lieder eines Erwachenden. Geb. 1 Ri. 


Elegante Papeterien. 
Damen ⸗Siegellacks in Etuis. 
Petſchafte von Elfenbein. 
Briefbeſchwerer von Kryſtall. 
Elegante Federhalter von Horn, Elfenbein, 
Perlemutt, Silber ze. 
Patent⸗Dintenfäſſer. 
Engliſche Stahlfedern. 
Elegante Lineale. 
Schreibebücher in größter Auswahl, 
gewöhnliche und elegante. 
Franzöſiſche Farben⸗Tuſchkaſten zu 
verſchiedenen Preiſen. 


Erdgloben in allen Größen, 
von 19 Sgr. bis 12 Rl. 


Atlanten, 


Für Kinder. 


Struwwelpeter⸗Literatur. 


Der Struwwelpeter. Colorirt. 18 Sgr. 

Der Ara 22 ½ Sgr. 

Der Tolpatſch. 15 Sgr. 

Spiegelbilder. 26%, Sgr. 

Neue Spiegelbilder. 26%, Sgr. 

Struwwelſuſe. 22 ½ Sgr. 

Die unartigen Kinder. 24 Sgr. 

Ebel in und Abt Rupprgt. 15 © 
riſtkindlein und Kne upprecht. 15 Sgr. : 

PR Fabeln für die Jugend. 20 Sgr. N von 15 Ss. an bis ei gi 

Der Jugendkalender für 1850. 15 Sgr. Reiſßzeuge, Zirkel, Reißfedern. 


Das ausführliche Verzeichniß meiner reichhaltigen Vorräthe wird gratis bei mir ausgegeben. 


Ausverkauf von Damenmaͤnteln u. Burnouſſen. 
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8 835 Br N 5 
i didat der evangeliſchen Theologie 
er te Ein Kan geliſchen Th , 


1 8 1 mit muſikaliſchen Kenntniſſen findet als Haus: 
für den Wohnungs Anzeiger pro 1850, 


lehrer eine baldige Anſtellung. Das Nähere 
5 bei Unterzeichnetem in Guhlau bei Guhrau. 
werden im Wohnungs⸗Nachweiſungs⸗Comtoir, Ohlauer Straße Nr. 79, bei Ferdinand Franzki, Gutsbeſiger. 
Behrend angenommen. Die einſpaltige Zeile wird mit 9 Pf. berechnet. - 
ee . a nn u ae 
i etwas ganz Nenes und ſehr wohlſchmeckend empfehle my 


Hyazinthen, 
Gehirn⸗Wurſt à la Dietrich. 


in Töpfen, zur Zimmertreiberei 
. F. Dietrich, Schmiedebrücke Nr. 2. 


vorzüglich geeignet, offerirt das 
— —— ö¶¶dV:—. — — ͥ ꝓ . ͤ öEã— 
7 v 
u 500 Damenmäntel, "ER 
ſo wie eine große Auswahl 


Duzend 1 Rtl. 15 Sgr. 
erren-Kleidungsſtücke in allen Arten zu auffallend billi⸗ 
gen Preiſen find zu haben PA I 


Sf 


Albrechtsſtraße Nr. 8. 


Patrioten⸗Broches 


mit Landwehrkreuz ſind wieder vorräthig bei 


Ferdinand Thun. 


Julius Monhaupt, 
ng Nr. 14. f 


N 55 den Stelle, unter der Chiffre A. N. E. 8 
poste restante Magdeburg melden. 


Gummiſchuhe 
eigener Fabrik, gefuttert, mit Lederſohlen, 
welche die Füße ſtets warm und trocken er⸗ 
halten, ſind für Herren, Damen und Kinder 
en gros wie en détail ſtets vorräthig, Wie⸗ 
derverkäufern wird im Dutzend ein anſehn⸗ 
licher Rabatt bewilligt. 
Ebenſo Gummiſchmiere, die das Leder 
weſch, haltbar und waſſerdicht macht, 
empfiehlt: 
F. W. Berg, Schuhmachermeiſter 
n und Gummiſchuhe⸗Fabrikant. 
Ring Nr. 48 in Breslau. 


Biſchoff⸗ und 
Cardinal⸗Extract 


vom Apotheker Branke's Nachfolger in 
Schönebeck, in Fläſchchen zu 7 u. 4 Sgr. 


empfiehlt: 
Auguſt Hertzog, 
r. 5. 
Schiebelampen 


Schweidnitzer Straße 

in Neuſilber, Meſſing 
und Tombak mit Por⸗ 
zellan⸗Oelbehälter, wie 
es auch alle andern Arten 
Lampen, desgl. find zu 
haben: Ofen⸗Vorſätzer, 
Kohlen- und Waſſer⸗ 
Eimer von Zink. Die 
geruchsfreien Commo⸗ 
dités ſind wieder vor⸗ 
räthig bei 


Th. Stahl, 


* Klemptner-Meiſter, 
an Albrechtsſtraße Nr. 53, 
1 im 1. Viertel v. Ringe. 


Ein Gut 


von beinahe 1000 Morgen Flächen- Inhalt, 
% Meile von der — Rybnik 1 an 
der Chauſſee gelegen, ſteht unter ſehr günſti⸗ 
gen Bedingungen zum Verkauf. Nähere 
Auskunft ertheilt der Obergerichts⸗Aſſeſſor 
v. Scheibner in Rybnik. 


„ ———————— 

Billet- Papiere, 
das Dutzend Bogen mit gemalten 
Blumen 6 Sgr., mit Goldverzierungen 5 Sgr., 
mit Devisen 3 Sgr., mit gezacktem Rande 
1’, Sgr., mit Farben - Verzierungen 4 bis 

Sgr. offerirt: F. L. Brade, 
dem Schweidnitzer Keller gegenüber, 


F. F. Auguſtin, 
giebt ſich die Ehre, dem geehrten Publikum 
ſeine Haupt⸗Niederlagen von Kinderſpiel⸗ 
Waaren, Blücher⸗Platz Nr. 4—5, beſtens 
zu empfehlen. 

Für die Herren Mechaniker ſindCompas⸗ 
Hütchen von Carneol zu haben in der Muſchel⸗ 
und Achatwaaren⸗Bude, Naſchmarktſeite, 
vis-a-vis der ſchwarzen Adler⸗Apotheke. 

. W. A. Herrmann. 
N. S. Daſelbſt ſind auch noch einige kleine 


5 0 Naturtiſchchen und Conſols, ſo wie kleine 


Muſchelſammlungen billig zu haben. 


Für Zucker⸗Fabriken. 


Ein unverheiratheter junger Mann, völlig 


2 militärfrei, 29 Jahr alt, welcher 7 Jahr Oeko⸗ 


nomie⸗Verwalter war und den Anbau der 
Zuckerrüben gründlich verſteht, die Zucker⸗ 
Fabrikation wie das Kochen auf Vacuum 
und Kippfannen bereits in der vierten Cham⸗ 
pagne betreibt und ſich jetzt einer Stellung 
in einer der renommirteſten Magdeburger Zuk⸗ 
kerfabriken erfreut, ſich über ſeine Tüchtig⸗ 
keit gehörig zu legitimiren im Stande iſt, 
ſucht unter beſcheidenen Anſprüchen in Schle⸗ 
ſien oder deſſen Nähe eine Stelle als Siede⸗ 
meiſter oder Inſpektor einer Fabrik. 

Darauf Reflektirende wollen ſich in porto⸗ 
freien Briefen, mit Angabe der einzunehmen⸗ 


Schmetterlinge und Käfer 
ſchleſiſche wie auch fibeuropäifche und — 
in friſchen und ſchönen Exemplaren ſind eine 
ganze Partie billig zu verkaufen, Kupfer⸗ 
ſchmiedeſtraße Nr. 46, 3 Treppen. 
Zwei fehlerfreie, gut eingefahrene Wagen. 
pferde, 7 Jahr alt, ſi 
5 hr alt, ſind baldigſt billig zu 
Näheres erfahren Selbſikäufer Ring Nr. 29, 
in der Krone, 1 Stiege, in der Reſtauration, 
zwiſchen 12 und 2 uhr Mittags. 


Zu vermiethen und 1. Januar 1850 zu be⸗ 
ziehen: Kuferſchmiedeſtr. Nr. 17 mehrere fein 
möblirte Zimmer verſchiedener Größe. 


Ring Nr. 14 iſt eine billige Wohnung ſo⸗ 
fort zu vermiethen, 


in Rococco Weiſe, ganz neu und billig, für Kinder zu Weihnachten paffend, empfehlen: 


Zum Feſte. 


Mein Lager von 


Federkäſtchen 


Hand ſchuhen 


in Glacee, Buksking, Waſchleder u. ſ. w. iſt aufs Beſte fortirt. 


S. 


Kauffmann, 


Schweidnitzer Straße Nr. 6 und Schweidnitzer⸗ und Karlsſtraßen⸗Ecke Nr. 1. 


>9828008 885208 9E922L2249 28 


aus 


29922956228 


Zu Fabrik: Mreifen 


Stahl⸗Waaren 


der Fabrik von J. A. Henckels in Solingen, 


mit dem bekannten Fabrik Stempel, 
Tiſchmeſſer und Gabeln mit Holz- und Elfenbeingriffen a Dutzend Paar 
2 Thlr. bis 12 Thlr., Deſſert⸗Meſſer und Gabeln a Dutz. Paar 1%, bis 
8 Thlr., Obſtmeſſer a Dutz. Paar 1½ bis 4 Thlr., Tranchirmeſſer und 
Gabeln a Paar 15 Sgr. bis 1 ½ Thlr., Küchenmeſſer, Comtoirmeſſer, 
Radir⸗, Taſchen⸗, Feder- und Raſirmeſſer, Scheeren aller Art ꝛc., 
empfiehlt ganz ergebenſt zu geneigter Abnahme: 
Otto Richter, am Ring Nr. 45. 


2 0 


> 
2 
. 
> 


SS 


.. ͤ ——— I ZI 


Ich beabſichtige meine 


Leinwand ⸗, Tiſchzeug⸗,Baum⸗ 


und 


wollen⸗Waaren⸗ 
Wachstuch⸗ Handlung 


aufzugeben, und verkaufe von heute ab meine Waaren zu und unter den Fabrik⸗ 
Preiſen. Ein geehrtes Publikum erlaube ich mir ganz beſonders auf die feinen, rein 
leinenen Damaſt⸗Gedecke, à 6 bis 24 Perſonen; desgleichen Handtücher, feine 


Weben, gebleichte und Creas-Leinwand, 


fein leinene, baumwollene, wollene und 


ſeidene Kaffee⸗Servietten und Tiſchdecken, Möbel-Damaſte, Züchen- und Inlet⸗ 
Leinwand, Drillich, gebl. und ungebl. Parchent, fertige, ſehr ſauber gearbeitete 
Leib⸗ und Bettwäſche und andere zu Weihnachts⸗Geſchenken ſich eignende Artikel, 


aufmerkſam zu machen. 
reiche Abnahme. 


Um recht bald zum Ziele zu kommen, bitte ich um zahl⸗ 
Breslau, den 9. Dezember 1849. 1 


= Moritz 


Hauſſer, 


Blücher⸗Plaß⸗Ecke, in den 3 Mohren. 


N. S. 


Geſchäfts⸗ Freunde, welche auf mein innehabendes ſchönes Lokal 


reflektiren, wollen ſich gefälligſt an mich wenden. 


Die Auszahlung der Pfandbriefs⸗Zinſen 
für Weihnachten d. J. erfolgt, und zwar ge⸗ 
gen Einlieferung der betreffenden Zins⸗Kou⸗ 
pons, an hieſiger Kaſſe an den Tagen: 
den 88., 29. und 31. Dezbr. d. J, 

und 2. Januar 1850, 
jedesmal 9 Uhr früh bis 3 uhr Nachmittags. 

Wer mehr als 5 Koupons produzirt, muß 
ſolche in ein Verzeichniß bringen, wozu For⸗ 
mulare unentgeltlich hier zu haben ſind. 

Neiſſe, den 14. November 1849, 

Neiß⸗Grottkauer Landſchafs⸗Direktion. 


Freiwillige Subhaſtation. 

Das sub Nr. 14 zu Haynau belegene, den 
Erben des Kaufmanns S. M. Cohn, ge⸗ 
hörige, gerichtlich auf 6179 Thlr. Sgr. 
abgeſchätzte Hausgrundſtück ſoll Behufs der 
Erbesauseinanderſetzung in dem auf 
den 19. März 1830, Vormittags 

11 Uhr 
an der hieſigen Gerichtsſtelle anberaumten 
Termin öffentlich verkauft werden. Taxe, 
Hypothekenſchein und Kaufbedingungen kön⸗ 
nen in der Regiſtratur eingeſehen werben, 

Hainau am 8. Dezember 1849. N 

Königl. Kreisgerichts⸗Deputation. 

Die Anlieferung von Mauer- und Dad: 
Ziegeln aus Frankenſtein, Zementen und Theer 
aus Breslau, von Mauerſand, von Bauhöl⸗ 
zern, incl. Bohlen, Bretter ꝛc. und die An⸗ 
fuhr von Steinen aus dem nahen Bruche, 
ſollen „im Wege der Submiſſion“ unter den 
im Fortifikations⸗Bureau täglich von 11—12 
Uhr einzuſehenden Bedingungen an den Min⸗ 
deſtfordernden vergeben werden. Lieferungs⸗ 
Unternehmer haben ihre Offerten bis zum 
31. Dezember d. J., Mittags 12 uhr, im 
Bureau abzugeben, 

Silberberg, den 18. Dezember 1849, 

Königliche Fortiſikation. 


Mein Kommiſſions⸗Lager in beſten unfehl⸗ 
baren 11! Streichzündhölzern !!! ſowohl 
in Kiſten, als in Original⸗Büchſen empfehle 
ich zu Fabrikpreiſen dem damit handelnden 


Publikum. N 
Kempen. Mendel Berliner. 


Von Oſtern ab finden einige Penſionäre 

bei mir Aufnahme, TR 
Trappe, Oberlehrer a. d. höh. Bürger: 
ſchule. Bahnhofsſtr, Herrmannshof. 


Wintergarten. 


Heute, Donnerſtag den 20. Dezember: 
Konzert der Bresl. Theater⸗Kapelle. 
Entree pro Perfond Sgr., Abonnenten? ) Sgr. 

Freitag, den 21. Dezember: 
Großes Konzert und Chriſtmarkt; 


Städtiſche Reſſource, 


gegen Vorzeigung der Mitglieds: und Fami⸗ 
lienbillets a Perſon 1 Sgr. 


111 Als auffallend billig 111 


empfiehlt die Waaren⸗ Handlung Moritz 
Kayſer in Oſtrowo: 

ſchönſte friſche Neunaugen 10 Pf. pr. St., 

echten Danziger Käſe 4 Sgr. pr. Pfund. 


Bücher-Papiere 
in verſchiedenen Größen und Qualitäten, 
empfiehlt die Papierhandlung von 

Heinr. Zipp, Kupferſchmiedeſtr. 13. 

Friſche Silberlachſe, 

friſche See⸗Zander, 

friſche Oſtſee⸗Aaale, 

friſche Forellen, 

große Lachskarpfen, 

große See⸗Hechte und 

Teltower Rübchen 
empfing und empfiehlt: 1 

| Guſtav Rösner, 


Fiſchmarkt Nr. 1, nächſt der Oderbrücke, und 
Bürgerwerder, Waſſergaſſe Nr. 1. 

Bald oder Oftern zu beziehen iſt der erſte 
Stock von 5 Stuben und ein Gewölbe nebſt 
Wohnung, Altbüßerſtraßr 28. > 

Goldneradegaſſe 29 bei Großer iſt trock⸗ 
ner Mohn zu verkaufen, die Metze 10 Sgr. 
Auch wird Jedem nach Wunſch Mohn ge⸗ 
mahlen, die Metze für 2 Sgr. 


Das Atelier Ring Nr. 10 u. 11 
empfiehlt ſich zur Anfertigung von, 


Lichtbil Portraits 


zu Feſtgeſchenken von 1 ½ Rtlr. an. 


‚3234 
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und Penale 
Klauſa und Hoferdt, Ring Nr. 43, Naſchmarktſeite. 


Zur Beachtung. Geſtohlen 
Obwohl es in meinem eigenen Intereſſe wurde geſtern Abend vor dem Hauſe am 
mein größtes Beſtreben iſt, die bei mir ver⸗ Ringe Nr. 19 ein Handwagen mit Schrot⸗ 
kehrenden Gäſte höchſt liebevoll aufzunehmen, leitern. Wer die Ermittelung deſſelben dort 
ihnen freundlich entgegenzukommen und ſie im Kießling ſchen Bierkeller anzeigt, erhält 
raſch zu bedienen, ſo hat es mehreren meiner eine angem eſſene Belohnung. 
Feinde, oder richtiger Neider beliebt, mich Auffallend billig 
fan n. beg ic dorchans nicht ut fel, eran, ind Schütsteötfämme zu haben beim Kamm. 
hafte Mienen den Gäſten mache und die Gäſte 82356 5 Riemerzeile Nr. 13, im 
angeblich zu grell und grob behandelte 1 —— V— 
Ein tüchtiger unverh. Roch ſucht bald oder 


und Gott weiß was noch mehr. 475 u er unveeh. 3 15 
daran gelegen, den Verbreiter dieſer falſchen eine Kondition zu erfragen be 
7 8 Herrn Klein, Neumarkt Nr. 26. . 


Nachrichten und Kränkungen kennen zu ler⸗ © N. t Nr. 2 x 
Reuſcheſtr. Nr. 38 (in den 3 Thürmen) wird 


nen und ſichere ich demjenigen 2 Thlr. Be⸗ 
chmelz⸗Eiſen 


lohnung zu, welcher mir den Verläumder 
namhaft macht, ſo daß ich ihn belangen kann. 

zu kaufen geſucht und der Centner mit 1 Ktl. 
16 Sgr. bezahlt. Auch wird daſelbſt jede 


Friedland bei Waldenburg, den 19. De⸗ 
beliebige Quantität von Kupfer, Zinn, Meſ⸗ 


zember 1849, 
Karl Schubert, Brauereiwerkführer, 
TTS nehmen ſſing, Blei, Zinkabſchnitte, Bruchglas, Maku⸗ 


Preßhefe latur, ſo wie N bog und 1 
bei b Roßhaare zu den höchſten Preiſen gekauft 
8 n J. Müller. 


Ohlauerſtr. Nr. 65. 
Bekanntmachung. 


Ein Hut, welcher Sonntag, 
den 16. Abends in der Bierhalle, 
Schmweidniger » Straße Nr. 4 mit 


einem faft ganz ähnlichen verwech⸗ 
ſelt wurde, iſt dort umzutauſchen. 


2 
Papeterien, 
wovon die zu 22, Sgr. schon 12 verzierte 
kleine Bogen enthalten, in grosser Auswahl 
und Eleganz, bis zu 1%, Rthl,, offerirt: 
F. L. Brade, 
dem Schweidnitzer Keller gegenüber. 


Für 1 Rthlr. 15 Sgr. 
6 Paar feine Wiener Damen: Glace» Hands 


wie bei S. Kauffmann, 


Schweidn. Str. Nr. 6und Schweidn. 
und Karls⸗Str.⸗Ecke Nr. 1. 


Friſche Blut: u. Leberwurſt 


iſt heute Abend von 6 uhr an wieder zu 
haben bei F. Näfe, Ohlauerſtr. Nr. 20. 


Kaufs⸗Geſuch. 
Gebrauchte Spezerel-Handlungs⸗utenſilien 
werden zu kaufen geſucht. Das Nähere 
Reuſche Straße Nr. 52, im Gewölbe. 


Wer einen kleinen Wachtelhund mit 


In der ehemaligen Köhler'ſchen Beſitzung, 
Ketzerberg Nr. 15, an der Promenade, iſt der 
(rſte Stock zu vermiethen. 


Eine freundliche Wohnung im 2ten Stock 
iſt Ohlauerſtraße Nr. 34 zu vermiethen und 
zum Neujahr zu beziehen. 


Zu Oſtern iſt zu beziehen, Königsplatz 4, 
1 Treppe hoch, eine Wohnung von 8 Stu⸗ 
ben, Stallung für 5 Pferde, Wagenremiſe, 
nebſt Gartenbeſuch. 


Am Ringe Nr. 56 iſt zu Weihnachten 
d. J. eine Wohnung von 3 Stuben, Küche 
und Zubehör billig zu vermiethen. 


Angekommene Fremde in Zettlitz's Hötel. 

Gutsbeſitzer Graf von Carmer aus Panz⸗ 
kau. Gutsbeſitzer Graf von Carmer aus 
Rügen. Gutsbeſitzer von Reibnig aus Hök⸗ 
kricht. Prinz von Hohelohe aus Berlin kom⸗ 
mend. Landes⸗Aelteſter Graf von Schwei⸗ 
nitz aus Sulau. Rentier Degenkolb aus 
Berlin. Rentier Bodenreich aus Wien. 
Kaufmann Schmidt aus Frankfurt am M. 
Gutsbeſitzer von Reitzenſtein aus Preußen. 
Rentier Libertus aus Berlin. 


18. u. 19. Dez. Abd. 10 u. Mrg. Gu. Nchm. Au. 
Barometer 276,21“ 273,43 370,694 
ometer + 3,5 +30 + 


weißen und braunen ecken verloren hat, Therm 5, 
kann ſich melden bei Preß, am Wäldchen Windrichtung W̃ O SW 
Nr. 9, in der Odervorſtadt. Luftkreis überw. bedeckt überw. 


Auktionen in Breslau. 
Den 20. Dezember, Vor: und Nachmittag, Breiteſtr. 42, Cigarren, Weine. 
Den 2. Dezember, Vor- und Nachmittag, und folgende Tage, im alten Rathhauſe, große 
Porzellan⸗Auktion. 


Börſenberichte. IV.. 


Breslau, 19, Dezember. Das Geſchäft an hieſiger Börſe bleibt fortwährend höchſt 

unbedeutend und waren heute die Kourſe von Aktien am Schluß unverändert. 
Amtliches Coursblatt.) Geld⸗ und Fonds⸗Courſe: Hol⸗ 

ländiſche Rand⸗Dukaten 95 % Gl. Kaiferiihe Dukaten 95 ½% Gl. Friedrichsd'or 113 % 
Br. Louisd'or 112½ Br. Polniſches Courant 95% Gl. Oeſterreichiſche Banknoten 
91 ½ Br. Seehandlungs⸗Prämien⸗Scheine 102 Br. zum Preußiſche Anleihe 106 ½, 
Br. Staats ⸗Schuld⸗ Scheine per 1000 Rthlr. 3 ½ % 88¾ Br. Breslauer Stadt 
Obligationen 3½% 97 ½ Gl. Großherzoglich Poſener Pfandbriefe 4% 100 % Br., neue 
3 ¼%%% 90 ½ Br. Schleſiſche Pfandbriefe a 1000 Rthlr. 3% % 95% Br. , Litt. B. 4% 
99% Gl., 34% 93 ½ Br. Alte poln. Pfandbriefe 4% 96 Gl., neue 95% Br. Poln. 
Schatz⸗ Obligationen 80 ½ Br. Polniſche Anleihe 1835 a 500 Fl. 80%, Br. — Eiſen⸗ 
bahn » Aktien: Breslau⸗Schweidnitz⸗ Freiburger 4% 79% Br., Priorität 4% 
Oberſchleſiſche Litt. A. 108 ¾ Br., Litt. B. 1063, Br. Krakau ⸗Oberſchleſiſche 08%, Gl. 
Niederſchleſiſch⸗Märkiſche 84 ½ Gl., Prior. 5% 10334 Gld., Serie 111. 102% Gld. Neiffes 
Brieger — — — — Köln⸗ Mindener 95 ½ Br., Priorität 103 Gid. Friedrich⸗Wil⸗ 
helms ⸗ Nordbahn 47% Gl. 

Paris, 16. Dezember. 3% — — 5% 91. 45. 

Berlin, 18. Dezember. Eiſenbahn⸗Aktten: 
bez. Krakau⸗Oberſchleſiſche 4% 69 bez., Prior. 4% — — Fricdeich⸗Wilhelms⸗Nordbahn 
47%¾ 3 3, bez. und Gl. Niederſchleſiſch⸗Märkiſche 3 ½% 84% bez. und Gl., Prior. 
4% 94 / Gl., Prior. 5% 104 bez., Ser. III. 5% 103 Gl. Niederſchleſiſch⸗Märkiſche 
Zweigbahn 4% — — Prior. 5% — — Oberſchleſiſche Litt. A. 3½ % 108 % bez., 
Litt. B. 106 ½ Gl. — Geld: und Fonds ⸗Courſe: Freiwillige Staats⸗Anleihe 5%, 
106%, Gl. Staats Schuld Scheine 34%, 88%, Br., 87% GL. Sesbandlungs⸗ 
Prämien Scheine 101 Gl. Poſener Pfandbriefe 4% — — 3% 91 ½ Br. Preu⸗ 
ßiſche Bank⸗Antheile 93 ½ Br, 92 ½ Gl. 
neue 4% 95% Br. Polniſche“ Partial Obligationen a 500 Fl. 80%, GL, 1 300 Fi. 
113% Gl. 

Wien, den 18. Dezember. Die Börſe war in Fonds und Eiſenbahn⸗Aktien flau⸗ 
Auch fanden ſich die Kourſe durch Geldmangel gedrückt. Comptanten und Wechſel haben 
wieder angezogen; letztere waren jedoch, namenklich Londen und Hamburg, zu Ende etwas 
billiger angetragen. Hamburg 2 Monat 166 Br. London 3 Monat II. 24 Br. 5% 
Metal. 94 bis %; 4% % 83 bis % Nordbahn 109%, bis . 

rankfurt a. M., 18. Dezember. Nordbahn 48%. 
amburg, 18. Dezember. Nordbahn 47. Köln⸗Minden 93 /. 


Oel Dezember 25%, Mai 24% 


Köln- Mindner 3 % 94% 


Getreide ſtill. 


Getreide-, Del: und Zink⸗Preiſe . 
Breslau, 19. Dezember. Weizen, weißer 54, 40, 43 Ser.; gelber 51, 46, 40 
Sgr. Roggen W, 26 ½, 25 Sgr. Gerſte 24 ½, 23, 21 Sgr. ri 18, 17, 16 Sgr. 
Rother Kleeſaamen A bis 14 Thlr.; weißer 5 bis 14 1. 3 piritus 6 Thlr. bez. 
und Br. Rohes 9 FL — 8 Br. Rapps 110, 107, 105 Sgr. Rübſen 90, 88, 
80 Sgr. Zink loco 4 r. Br. . 
Stettin, 18. Dezember. Roggen loco 26 Ya; F. 28; Mal W %; Juni 
29%, Br. Rüböl loco Dezember 13 /, Januar 13 
Spiritus 25 , %, Frühjahr 23%. 


Druck und Verlag von Graß, Barth und Com p. 


Redakteur: Nim bs. 


Polniſche Pfandbriefe alte 4% 86%, Br., 


„März 13%, April 13% Gl. 


